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• 

BEGRIFFSDEFINITIONEN 

Städtebauliche Situationen 

werden typisiert nach ihren Nutzungsansprüchen (Empfindlichkeiten 

Schutzbedürftigkeiten); grundsätzlich unterschieden wird zwischen dem 

der Hauptverkehrsstraßen (HVS-Netz) und den übrigen Gebieten (und 

Sonderfälle bzw. Sondergebiete); 

und 

Netz 

evtl. 

• Belastbarkeit 

111 

ist die stadtverträgliche Belastung einer städtebaulichen Situation durch Auto­

verkehr ,,, und die zugehörige Infrastruktur; sie ergibt sich aus der verkehrli­
ehen Belastbarkeit und der städtebaulichen Verträglichkeit. Die zugehörigen 
Kriterien sind drei Bereichen zugeordnet: 

o Umwelt 
wird durch die beiden Kriterien Abgas und Lärm (Emissionen) beschrie­
ben (Luftbelastungjluftverunreinigung und Lärmbelastung als zugehörige 
Immissionen); 

o Umfeld 
wird durch die beiden Kriterien Unfallgefährdung (Unfallrisiko) und Trenn­
wirkung (Überquerung) beschrieben; 

o Städtebau 
wird durch die beiden Kriterien Fläche (Fiächeninanspruchnahme/Fiächen­
verfügbarkeit/Fiächennutzbarkeit für Fußgänger j Aufenthalt/Grün) und Stadt­
gestalt (Stadt-jStraßenbildbeeinträchtigung, Stadt-/Straßengestaltung) be­
schrieben; 

Zur Klarstellung wird an dieser Stelle betont, daß im folgenden aus Gründen der Vereinfachung 
und Veranschaulichung im Zusammenhang von Begriffen wie "Stadtverträglichkeir oder "Belast­
barkeir stets von Autoverkehr gesprochen wird. Dieser Begriff wird dem eher technisch gepräg­
ten Begriff "Kraftfahrzeugverkehr" bzw. "Kfz-Verkehr" vorgezogen, auch wenn dieser Begriff -
ebenso wie die umständlichere Ausdrucksweise "motorisierter Individualverkehr" - präziser ist. 
Denn beim Thema "Stadtverkehr" und dessen Verträglichkeit geht es letztlich immer entscheidend 
um das private Autofahren. Bei entsprechenden Zitatbezügen oder zusammengesetzten Fachaus­
drücken werden dagegen weiterhin die in der Fachöffentlichkeit üblichen Termini verwendet (z.B. 
Kfz-Verkehrsmengen, fließender und ruhender Kfz-Verkehr, Kfz-Verkehrsbelastungen, Kfz-Höchst­
geschwindigkeiten, usw.) 



• verkehrliehe Belastbarkeit 

ist die Belastbarkeit (einer städtebaulichen Situation) durch fließenden und 
ruhenden Autoverkehr (ausgedrückt durch die Anzahl fahrender bzw. abgestell­
ter Autos); 

• städtebauliche Verträglichkeit 
ist die Verträglichkeit (einer städtebaulichen Situation) mit den Flächenansprü­
chen durch Autoverkehr und den daraus resultierenden Aspekten von Straßen­
gestaltung; sie wird beschrieben durch mehrere Verträglichkeitskriterien mit 
den zugehörigen Verträglichkeitsgrenzen bzw. -grenzwerten; 

• Straßenbelastbarkeit 

ergibt sich aus der städtebaulichen Verträglichkeit des Straßenraums und der 
verkehrliehe Belastbarkeit im HVS-Netz (ausgedrückt als verträgliche Anzahl 
fahrender Autos); 

• Gebietsbelastbarkeit 

ergibt sich aus der städtebaulichen Verträglichkeit der Straßenräume und der 
verkehrliehen Belastbarkeit durch abgestellte Autos in Gebieten; 

• Stadtverträgliche Gesamtbelastbarkeit 

durch Autoverkehr in einem definierten Planungsraum 
ergibt sich aus den verkehrliehen Belastbarkeiten im HVS-Netz und in den 
Gebieten als verträgliche Anzahl sich gleichzeitig aufhaltender - fahrender und 
abgestellter - Autos. 



Kurzfassung 

Beim Vorgehen in der städtischen Verkehrsplanung wird überwiegend von 

der - aus den städtischen Nutzungen resultierenden - Nachfrage nach 

Verkehrsleistungen im fließenden und ruhenden Autoverkehr und selten 

von der Verfügbarkeit und Belastbarkeit von Verkehrsflächen auf Straßen 

und Parkplätzen ausgegangen. Daraus ergeben sich Konflikte und Unver­

träglichkeiten der verkehrliehen Nutzungen mit z.B. nicht-verkehrliehen 

Ansprüchen und entsprechenden Auswirkungen auf die Stadtverträglichkeit 

des Autoverkehrs. Durch diesen Sachverhalt bedingt, sind sowohl die 

Funktionsfähigkeit als auch die Bewohnbarkeit der Stadt zunehmend be­

droht. 

Ein wesentlicher Grund dafür, daß die Betrachtung stadtverträglicher Auto­

verkehrsmengen für Gebiete, Straßenräume und für die gesamte Stadt 

bisher nicht in dem erforderlichen Umfang bei der städtischen Verkehrs­

planung einbezogen wird, ist das Fehlen griffiger, leicht handhabbarer, in 

der VEP-Praxis einsetzbarer Verfahren und Standards. Die vorliegende 

Untersuchung zielt daher darauf ab, die derzeitige VEP-Praxis dahinge­

hend zu verändern, daß nicht-verkehrliche, die Stadt, deren Bewohner und 

Nutzer betreffende Aspekte verstärkt Eingang finden. 

Der Forschungsansatz bezieht sich somit auf die Ableitung und Entwick­

lung eines Verfahrens zur Ermittlung von Grenzwerten für einen stadtver­

träglichen Autoverkehr. Ausgangspunkt ist dabei die Überlegung, daß die 

heute in den meisten Städten oder einzelnen Stadtbereichen vorhandenen 

Belastungen durch Autoverkehr - zeitlich und räumlich begrenzt - unver­

träglich sind, daß ein notwendiger Autoverkehr für die Funktionsfähigkeit 

einer Stadt unverzichtbar ist und daß zwischen diesen beiden Werten die 

Größe "stadtverträglicher Autoverkehr" anzusiedeln ist. 

Eine Übersicht zur 02-Forschungsstruktur dieser Arbeit zeigt die Seite II. 
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Darauf aufbauend ist das LADIR-Verfahren entwickelt worden, daß der Ab­

schätzung einer stadtverträglichen Belastbarkeit durch den Autoverkehr 

dienen soll (siehe Abbildung Seite V}. Das Verfahren besteht aus zwei 

unterschiedlichen Pfaden, die für das Hauptverkehrsstraßennetz (HVS) -

Straßen mit überwiegendem Durchgangsverkehr sowie LKW-Verkehr - und 

die dazwischenliegenden Gebiete entwickelt wurden. Die Straßenbelast­

barkeit bestimmt sich aus städtebaulichen Verträglichkeiten sowie verkehr­

liehen Belastbarkeiten des fahrenden Autoverkehrs, die Gebietsbelastbar­

keit bezieht sich auf städtebauliche Verträglichkeiten und verkehrliehe Be­

lastbarkeiten durch abgestellte Autos. 

Zur Bestimmung der Straßenbelastbarkeit wurden 13 Straßenraumtypen 

gebildet, die sich nach ihrer städtebaulichen Nutzung (Wohnen, Mischnut­

zung, Gewerbe), der Art der Randbebauung (offen, geschlossen), der 

Nutzungsdichte (hoch, mittel) sowie der Straßenraumbreite unterscheiden. 

Zur Bestimmung der Gebietsbelastbarkeiten wurden die Gebiete in drei 

Typen mit hohem, mittlerem und niedrigem Anspruch im Hinblick auf den 

Nutzungsanspruch (bzw. Empfindlichkeit oder Schutzbedürftigkeit) unterteilt. 

Zur Ermittlung der Straßenbelastbarkeit im HVS-Netz wurden drei Stufen 

von Anspruchsniveaus definiert. Die zugehörigen Verträglichkeitsgrenzen 

beziehen sich auf städtebauliche Verträglichkeiten {bezüglich Gehwegbrei­

te, Straßenraumproportionen, Kfz-Höchstgeschwindigkeiten und Querungs­

qualität) sowie verkehrliehe Belastbarkeiten mit den Kriterien "Lärm­

grenzwert" und "sichere Fußgängerüberquerbarkeit". Grenzwerte der Ver­

träglichkeit und Belastbarkeit für die Gebietstypen ergeben sich einerseits 

aus den Mindestbedingungen für Gehweg- und Fahrbahnbreiten (zur Auto­

Verkehrserschließung), andererseits aus den städtebaulichen Verträglichkei­

ten mit den Kriterien "Proportionen des Straßenraums" (Anteile für Aufent­

halts-, Autoabstell- und Fahrbahnflächen) sowie "maximale Fahrbahnbreite", 

woraus sich die stadtverträgliche Anzahl - im öffentlichen Straßenraum -

abgestellter Autos ermitteln läßt. 

111 



IV 

Die Verträglichkeitsgrenzen für unterschiedliche städtebauliche Situationen 

in den Straßen und Gebieten sind anhand von Literaturquellen, Richtlinien, 

Verordnungen sowie eigenen Setzungen bestimmt worden. Sie sind nicht 

als starre Vorgaben zu sehen, sondern dienen lediglich der Orientierung. 

Das LADIR-Verfahren ist so offen konzipiert, daß die jeweiligen Erkennt­

nisse und Zielvorstellungen über Stadtverträglichkeiten frei und nachvoll­

ziehbar Eingang finden können. Umfangreiche Erhebungen und Berech­

nungen sind nicht erforderlich. Das LADIR-Verfahren ist kein Bewertungs­

verfahren, sondern ein Instrument, im Rahmen der Verkehrsentwicklungs­

planung stadtverträgliche Belastbarkeiten durch den Autoverkehr festzustel­

len und die Einhaltung einzelner, vorher definierter Verträglichkeitsgrenzen 

und einer frei definierbaren zusammenfassenden zurnutbaren Belastung zu 

überprüfen. Die Analyse der Grenzwertüberschreitungen liefert darüber 

hinaus Hinweise, mit welchen Maßnahmen die Straße oder das Gebiet 

verträglicher gestaltet werden kann. 

Zur praktischen Ermittlung der Straßenbelastbarkeiten und der Gebietsbe­

lastbarkeiten sowie des Grenzwertes einer gesamtstädtischen Belastbarkeit 

durch Autoverkehr wurden 7 Formblätter entwickelt und deren Anwendung 

beispielhaft dargestellt. 



' 

-

Typisierung städtebaulicher Situationen 
Einteilung des Planungsraumes nach Hauptverkehrsstraßen (HVS-Netz) und übrige Gebiete 

Hvs~Netz Gebiete 

Bildung von 13 Straßentypen nach Bildung· von 3 Gebietstypen nach 
Anspruchsniveaus 

- Randnutzung - hoch 
- RandbebauuiJg ·mittel 
- Nutzungsdi.chte • gering 
- Str(lßemaur:nbreite 

Definition von Kriterien der Belastbarkeit und Verträglichkeit in den 
Berei,cheA 

Umwelt Umfeld Städtebau 

" Abgas l~uftbelasti;Jflg) 
- Lärm ILärmbelästüng) 

- t)nf<illg~f~l'm:lung 
tSicherheit/UnfällrisikoJ 

" ltennvvitkljng · 
(Uberquerbarkeitl 

·- Pl~che 
(FI~cheni.n~l'l$pruch(lahme, 
Fl~cberwE!tfllQbarkeit, 
Fläoherinutzbarkeitl 

- St<!Qtg.estalt 
!Städtbild'"/$t:raßenbil(J­
lj~eihtfach#gi.Jhg, Stadt·/ 
Straßengestaltung) 

Standards ·und Grenzwerte för die 

verkehrliehe Belastbarkeit + städtebauliche Verträglichkeit 

-
Ermittlung der stadtverträglichen Belastbarkeit durch den Autoverkehr 

für einen Planungsraum 
G.~bi~te 

Grenzwerte der verkehrliehen Beli:istbc:trkeit 
- Lärmgrenzwert 
- sichere Fußgängerüberquerbarkeit 

Grenzwerte . der städtebaulichen Verträglichkeit 
-- .. : · ···: .. .. . .·.· .. . . . . 

- Mindestbeding!Jng!ln für • Fußgänger/Aufen~ha1t/Gr.:Jn 
- Kfz-Gel3chwi.ncligkeit 

- rylindel3tb!ldingungen · ··für · ·F!Jß9~ng .er/Aufentha1t/~run · 
- Mlndesfbedingungen fürKfzNerkehri>erschi ießung 

- $traßenratmiproportionen - siraßenraumproportionen/Straßentläch.ennutzbarkeit 
- ö.uet!Jngsqualitat für Fuß9i\nger 

Stadtverträgliche.·.Belastbarkeit 
~'~~,~~~~~-------------~----~--------------------------------~ 

Straßenbelastbarkeit .· Gebietsbelastbarkeit 

Stadtverträgliche Gesamtbelastbarkeit in einem Planungsraum 
(Änzahl ·· sich.·.gleichzeitig .· aufhaltender Autos} 

-
Festlegung von Anspruchniveaus 

unverträglich I zurnutbar I verträglich 

-
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Übersicht zum Vorgehen im LADIR-Verfahren 
zur Bestimmung stadtverträglicher Belastbarkeiten durch Autoverkehr 

V 



1 . Projektansatz 

1 . 1 Zur Situation des Stadtverkehrs 

Die heutige Situation im Stadtverkehr ist gekennzeichnet durch hohe Bela­

stungen im ruhenden und fließenden Autoverkehr. Lärm, Abgasbelastung, 

Unfallgefährdung und Flächeninanspruchnahme haben die Lebensbedingun­

gen und die Umweltsituation in vielen Städten dramatisch verschlechtert 

und eine erhebliche Stadtzerstörung bewirkt. Zum einen werden wesentli­

che Nutzungen direkt beeinträchtigt oder gar verhindert, zum anderen 

entwickeln sich weiterhin Strukturen, die eine Steigerung von Verkehrslei­

stungen bewirken. Diese Spirale scheint auch für die Zukunft ungebro­

chen. Die seit Jahren vorliegenden Erkenntnisse über die negativen Aus­

wirkungen des Autoverkehrs und die Wirkungszusammenhänge seiner 

Entstehung haben nicht verhindern können, daß die Kfz-Verkehrsleistungen 

weiter gewachsen sind. 

Die wesentlichen Zusammenhänge und Entwicklungen im Stadtverkehr 

werden im folgenden kurz dargestellt: 

e Konkurrenzsituation in der Stadt 

In Städten konzentrieren und überlagern sich verschiedenartige Funktionen 

und Nutzungen. Die damit verbundenen Ansprüche konkurrieren um knap­

pe verfügbare Flächen. Dabei ist verkehrlicher Flächenbedarf im Prinzip 

Folge einer Verkehr erzeugenden Flächennutzung. Nutzungsüberlagerungen 

und Mehrfachnutzungen sind selten realisierbar. In Städten ist Nutzungs­

konkurrenz gleich Flächenkonkurrenz. Im Endeffekt hat diese Konkur­

renzsituation um öffentliche (Straßen-)Fiächen dazu geführt, daß in der 

Praxis - entsprechenden "Verkehrsdruck" oder "Parkdruck" vorausgesetzt -

von Autos alle frei zugänglichen Flächen in einer Stadt beansprucht und 

auch belegt werden. 

Die Sicherung von sozialen (nicht-verkehrlichen) Straßennutzungen sowie 

von städtebaulich-ökologisch wirksamen Stadtflächen ist daher immer 

schwieriger und wichtiger geworden. Die Anwendung und Durchsetzung 

diesbezüglicher Standards entscheidet maßgeblich auch über urbane Qua­

litäten in einer Stadt. 
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e Veränderbarkeit der Stadtstruktur 

Art und Maß städtischer Flächennutzungen liegen zum allergrößten Teil 

langfristig fest; damit sind auch die räumlichen Bedingungen der Ver­

kehrsquellen und Verkehrsziele festgelegt - d.h. die Standorte der Ver­

kehrserzeuger. Auch die Verkehrsinfrastruktur der Verbindungswege zwi­

schen den verschiedenen Standorten, d.h. das Netz zur Verkehrserschlie­

ßung der verschiedenen städtischen Nutzungen und Räume, ist weitestge­

hend festgelegt und damit als eher statische Größe zu betrachten. Da 

ähnliches auch für das Stadtumland gilt, sind die städtischen Verkehrs­

strukturen (nach Quelle-Ziel-Beziehungen) als kaum - bzw. nur schwer 

und wenn, dann nur langfristig - veränderbar einzustufen. Sie bilden ein 

festes Gerüst räumlich-funktionaler Bezüge. Die räumliche Nutzungsvertei­

lung in der Stadt und insbesondere im Stadtumland ist dabei auf Auto­

nutzung ausgerichtet bzw. von ihr verursacht. 

e Wachsende Probleme durch wachsende Automengen 

Verkehrsprobleme wachsen mit der Stadtgröße. Die Ballung von Funktio­

nen und Nutzungen erzeugt entsprechende Konzentrationen der vom Au­

toverkehr ausgehenden Umweltbelastungen. Die größten Städte haben 

sich daher bereits früh mit Fragen der - ihre Funktionsfähigkeit und da­

mit Lebensfähigkeit bedrohenden - Belastung und Belastbarkeit durch 

Autoverkehr auseinandersetzen müssen. Allerdings hat es bisher den 

häufig schon in der Vergangenheit vorhergesagten "totalen" Verkehrsinfarkt 

bzw. Zusammenbruch des Verkehrs in einer Stadt oder in Teilgebieten 

nur in Ansätzen und ausnahmsweise gegeben. Was allerdings immer 

häufiger vorkommt, ist eine räumlich und zeitlich relativ eng begrenzte 

Blockade bestimmter Stadtbereiche durch von Autos überfüllte Straßennet­

ze (und Parkräume). 

e Auto-Erreichbarkeit bzw. -Zugänglichkeit 

Die Mindestforderung nach Erreichbarkeit jedes Standortes in einer Stadt 

mit dem Auto ist zunächst nicht verknüpft mit einem bestimmten An­

spruch an Komfort der Erreichbarkeit, Direktheit der Zugänglichkeit oder 



Bequemlichkeit der Anfahrbarkeit. Die Frage, was eine störungsfreie Zu­

gänglichkeit ist bzw. ab wann eine Erreichbarkeit als gestört zu gelten 

hat, ist nicht generell zu beantworten. Der Standard oder Komfort des 

Autofahrens ist von Stadt zu Stadt sehr verschieden. Je nachdem welche 

Maßstäbe oder Annahmen der Dimensionierung und Gestaltung der Stra­

ßenverkehrsanlagen zugrundeliegen, ergeben sich unterschiedliche Qualitä­

ten der Auto-Verkehrserschließung in einer Stadt. So gilt z.B. für die In­

nenstadt ein eher hoher Qualitätsanspruch nach Erreichbarkeit für den 

Autoverkehr. 

Üblicherweise sind städtische Straßen- und Wegenetze nicht nur nach 

Verkehrsmitteln (Autoverkehr, Radfahrer, Fußgänger, Busse und Bahnen), 

sondern auch nach ihrer Verkehrsbedeutung bzw. Verkehrsfunktion (Stra­

ßennetze für den Autoverkehr) differenziert. Historisch gewachsen und 

damit weitgehend unabhängig von vorhandenen städtebaulichen Funktio­

nen und Anforderungen der Straßenrandnutzungen, existiert in jeder Stadt 

ein Hauptstraßennetz (HVS-Netz) zur Abwicklung des notwendigen Auto­

verkehrs. Die Größe des Hauptstraßennetzes ist von Stadt zu Stadt sehr 

unterschiedlich und letztlich eine Frage des angestrebten Erreichbarkeits­

bzw. Befahrbarkeits-Standards. 

e Stadtverträglicher Autoverkehr und "Mobilitätsgarantie" 

Die Verträglichkeit des Stadtverkehrs steht und fällt mit dem Ausmaß des 

städtischen Autoverkehrs. Wer in einer Stadt Umwelt- und Umfeldbelastun­

gen reduzieren will, der muß den Autoverkehr begrenzen. Die Frage da­

bei ist, ob dies ohne Verlust an/oder Verzicht auf städtische Mobilität 

möglich ist. 

Eine umweltverträglichere Gestaltung des Stadtverkehrs im Sinne der Re­

duzierung (oder Beschränkung) des Autoverkehrs erfordert also Maßnah­

men, durch die die Attraktivität des Autoverkehrs verringert und zugleich 

die Attraktivität der zum Auto alternativen Verkehrsarten erhöht werden. 

Dabei kann bei realistischer Betrachtungsweise eine reduzierte Auto-Mobili­

tät durch Verbesserungen bei den anderen Verkehrsmitteln bzw. Verkehrs­

arten nicht voll kompensiert werden. Dies kann auch "echten" Verzicht auf 

Mobilität bedeuten. 
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Angesichts der beschriebenen Situation in den Städten besteht akuter 

Handlungsbedarf, die Kfz-Verkehrsbelastung auf ein stadtverträgliches Ni­

veau zu senken. Das Instrumentarium zur Veränderung dieser Belastbar­

keit besteht vorwiegend aus baulichen, technischen und verkehrslenkenden 

Maßnahmen. Dabei ist eine wichtige Frage, was unter stadtverträglichem 

Autoverkehr überhaupt zu verstehen ist. Bisherige Betrachtungen zum 

motorisierten Stadtverkehr bezogen sich vorwiegend auf die technische 

Leistungs- bzw. Aufnahmefähigkeit des Straßennetzes und der Flächenver­

fügbarkeit für den ruhenden Autoverkehr. ln der Regel sind in Städten 

hierbei die Belastungsgrenzen erreicht oder überschritten. Es kann davon 

ausgegangen werden, daß die heutige Kfz-Verkehrsbelastung der Städte 

mindestens gleichgesetzt werden kann mit dem Grenzwert der Aufnahme­

fähigkeit der Verkehrsanlagen. 

Eine ganz andere Frage ist, ob das heutige Kfz-Verkehrsaufkommen für 

die Funktionsfähigkeit der Stadt auch notwendig ist. Der notwendige Auto­

verkehr errechnet sich üblicherweise als Differenz zwischen dem heutigen 

Autoverkehr und dem durch andere Verkehrsmittel ersetzbaren Verkehr. 

Dabei wird nicht berücksichtigt, daß es eine Vielzahl von Verkehrsbewe­

gungen gibt, die nicht unbedingt für die Erhaltung der Funktionsfähigkeit 

der Stadt notwendig, also vermeidbar sind. 

Eine stadtverträgliche Belastung durch Autoverkehr orientiert sich an Quali­

tätsstandards städtischen Lebens, richtet sich also nach den Ansprüchen 

der Stadtbewohner und Stadtnutzer insgesamt und beinhaltet die Lebens­

fähigkeit der Stadt als maßgebliche Größe. Städtische Lebensqualität zeigt 

sich dabei als Mobilität (von Personen und Sachen) mit den sich daraus 

eröffnenden Möglichkeiten als Qualitätsgewinn, die damit verbundenen 

negativen Begleiterscheinungen der Mobiliät als Qualitätsverlust Derzeit 

sind alle Städte eher in einer Situation, in der die Qualitätsverluste derart 

überwiegen, daß sich nur aus dieser Sicht eine stadtverträgliche Verkehrs­

belastbarkeit herleiten läßt. 

Eine langfristige Funktionssicherung des Stadt- und Verkehrssystems erfor­

dert integrierte Konzepte für die Bereiche Städtebau und Verkehr. Dabei 

wird davon ausgegangen, daß die städtebaulichen Instrumente für die 



Sicherung und Steigerung der Stadtqualität und für eine stadtgerechtere 

Verkehrspolitik und Verkehrsplanung genutzt werden können. Wie aufge­

zeigt, stecken die bisherigen Konzepte von Stadtverkehrspolitik und Stadt­

verkehrsplanung in einer Krise, zumindest haben sie krisenhafte Entwick­

lungen im Stadtverkehr bisher nicht verhindern können. Ein wesentlicher 

Grund ist darin zu sehen, daß Verkehrsplanungsstrategien ohne Einbezug 

von städtebaulichen Kriterien entwickelt wurden. 

Darüber hinaus ist bei der praktischen Umsetzung städtebaulicher Zielvor­

gaben im Rahmen von integrierten Konzepten für Städtebau und Verkehr 

nur zu häufig von verkehrsbedingten Belastungen und deren Wirkungen 

auf städtebauliche Nutzungen und Situationen ausgegangen worden. Aber 

Verkehrserfordernisse sind zuallererst originäre städtebauliche Effekte, die 

durch räumliche Verteilung und Zuordnung von Nutzungen und Einrichtun­

gen in der Stadt verursacht werden. Die enge wechselseitige Abhängigkeit 

zwischen Städtebau und Verkehr erfordert daher den Einsatz sowohl von 

Instrumenten der Verkehrsplanung und Verkehrsordnung für die Umset­

zung städtebaulicher Zielvorgaben als auch den Einsatz von Instrumenten 

des Städtebaus für die Umsetzung verkehrlicher Zielvorgaben. 

Maßgebende Größen bei der Integration des Verkehrs in die Stadt sind 

einerseits der für die Funktionsfähigkeit der Stadt notwendige Autoverkehr, 

andererseits der für die Lebensfähigkeit der Stadt verträgliche Autover­

kehr. Gerade in Innenstädten und Kernbereichen mit der höchsten Kon­

zentration von Umweltbelastungen durch Autoverkehr kann der als not­

wendig definierte Verkehr (bzw. dessen Folgewirkungen) die Grenzwerte 

für die städtebaulich verträgliche Verkehrsbelastung überschreiten. ln der 

Regel wird die städtebaulich verträgliche Verkehrsmenge in einer Stadt 

bzw. im städtischen Straßennetz jedoch zwischen den maximal möglichen 

Kfz-Verkehrsmengen (Aufnahmefähigkeit des Straßennetzes) und den mini­

mal notwendigen Kfz-Verkehrsmengen (Sicherstellung der Funktionsfähig­

keit des Stadtverkehrs) liegen - siehe Bild 1.3-1. Darüber hinaus ergeben 

sich Stufen der Verträglichkeit bzw. Unverträglichkeit von Autoverkehr, aus 

denen sich zurnutbare Verkehrsbelastungen ableiten lassen {VSS 1979). 

Ausgehend von der Integrationsfähigkeit des Verkehrs in die Stadt ist also 

die Frage zu klären, welche Grenzwerte für eine stadtverträgliche Ver­

kehrsbelastung existieren und wie diese zu ermitteln sind. 
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Der folgende Grundgedanke liegt dem Vorgehen zur Bestimmung stadtver­

träglicher Belastungen bzw. Belastbarkeiten durch Autoverkehr zugrunde 

(siehe Bild 1.3.-1 ). 

• ln einem beliebigen, definierten Planungsraum werden städtebauliche 

Situationen nach ihren jeweiligen Nutzungsansprüchen typisiert. Dabei 

wird grundsätzlich unterschieden nach Hauptverkehrstraßen (HVS-Net­

ze) und Gebieten. Dies ist deshalb notwendig und sinnvoll, weil da­

von auszugehen ist, daß im HVS-Netz die Belastungen und Auswir­

kungen des fließenden Autoverkehrs für die Stadtverträglichkeit maß­

gebend sind, während in den Gebieten der ruhende Autoverkehr die 

Grenzwerte der Stadtverträglichkeit bestimmt. 

• Der Autoverkehr und seine Infrastruktur haben Auswirkungen auf die­

se städtebaulichen Situationen (der HVS-Netze und Gebiete), die sich 

mit Hilfe von Kriterien der verkehrliehen Belastbarkeit und der städte­

baulichen Verträglichkeit beschreiben lassen. Diese Kriterien beziehen 

sich auf die drei Bereiche Umwelt (lärm und Abgas), Umfeld (Un­

fallgefährdung und Trennwirkung) sowie Städtebau (Fläche und 

Stadtgestalt}. Diesen sechs Kriterien sind Standards und Grenzwerte 

der (verkehrlichen) Belastbarkeit und der (städtebaulichen) Verträglich­

keit zuzuordnen. 

• Daraus lassen sich Straßenbelastbarkeiten - als Verträglichkeiten und 

Belastbarkeiten im HVS-Netz - und Gebietsbelastbarkeiten - als Ver­

träglichkeiten und Belastbarkeiten der Gebiete - ermitteln, die wieder­

um aggregiert die stadtverträgliche Gesamtbelastbarkeit für einen 

definierten Planungsraum (City, Stadtteil, Gesamtstadt, Gemeinde, Re­

gion, ... ) ergeben. 

• Darüber hinaus lassen sich zurnutbare Belastungen bzw. Belastbarkei­

ten durch Autoverkehr herleiten, wenn einzelne Grenzwerte der Belast­

barkeit und Verträglichkeit unterschritten werden. Denn eine städtebau­

liche Situation gilt nur dann als völlig verträglich, wenn alle Grenzwer­

te eingehalten sind, dann als völlig unverträglich, wenn keiner der 

Grenzwerte eingehalten ist. Dazwischen liegt ein Bereich zurnutbarer 

Situationen. 



Bedeutung des Stadtverkehrs bezogen auf 
I 

' ' ' Lebensfähigkeit Funktionsfähigkeit Leistungsfähigkeit 

(max-. Kfz•Verkehr) (verträglicher Kh~Verkehr} (notwendiger Kfz-Verkehr) 

-
Typisierung städtebaulicher Situationen 

[

Hauptverk.ehrsstraßen So.nderbereiche I Gebiete J 
(HVS•Net;;d __ ___________, .______ . ._____ __ ' 

Definition von Belastbarkeits- und Verträglichkeitskriterien in den 
drei B~reichen 

Umwelt Umfeld Städtebau 
• Abgas • Unfallgefährdung • Fläche 

• Larm • Trennwirkung • Stadtgestalt 

Belastbarkeit von Straßen und Gebieten 

Straßenbelastbarkeit . liii;;;GesamtbeJastbarke~ Gebietsbelastbarkeit 
(im H\IS~Netz) ,.... eines _.."""._._. (in den Gebieten) 

Planungsraumes 

Standards und Grrnzwerte für die 

• i 

verkehrliehe Belastbarkeit städtebauliche Verträglichkeit 

Grenzwerte der stadtverträglichen Belastbarkeit eines 
Planungsraumes durch Autoverkehr 

ARGUS/COOPERATIVE/IWU 1994 

Bild 1.3-1: Übersicht zur 02-Forschungsstruktur 
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Auf diesen Überlegungen aufbauend ist das LADIR-Verfahren 111 entwickelt 

worden, das der Ermittlung einer stadtverträglichen Belastbarkeit durch 

Autoverkehr dient. Die vorliegende Untersuchung zielt darauf ab, die der­

zeitige VEP-Praxis dahingehend zu verändern, daß nicht-verkehrliche, die 

Stadt, deren Bewohner und Nutzer betreffende Ansprüche gebührend Berücksich­

tigung finden (siehe Kap. 7.2). Dazu sind zunächst die vorliegenden In­

formationen über Auswirkungen des Autoverkehrs aufgearbeitet, die An­

spruchsniveaus und Empfindlichkeiten ermittelt sowie Grenzen der Belast­

barkeit und Verträglichkeit herausgefiltert worden. 

Die Belastbarkeits- und Verträglichkeitsgrenzen für unterschiedliche städte­

bauliche Situationen in den Straßen und Gebieten sind anhand von Litera­

turquellen, Richtlinien, Vorschriften und Verordnungen sowie eigenen Set­

zungen bestimmt worden. Sie sind nicht als starre Vorgaben zu verste­

hen, sondern dienen lediglich der Orientierung. Das LADJA-Verfahren ist 

so offen konzipiert, daß die jeweiligen von Stadt zu Stadt unterschiedli­

chen Erkenntnisse und Zielvorstellungen über Grenzen von Stadtverträg­

lichkeit unabhängig und nachvollziehbar Eingang in das Verfahren finden 

können. ln den Anwendungsbeispielen (siehe Kap. 6) haben die Autoren 

auch ihre eigenen Vorstellungen hierzu eingebracht. Es ist generell das 

Ziel der Forschungsarbeit, Kriterien in das LADIR-Verfahren aufzunehmen, 

die leicht handhabbar, in der Regel bekannt oder schnell ermittelbar sind. 

Umfangreiche Erhebungen und Berechnungen sind dazu weder erforderlich 

noch vorgesehen. 

Das LADIR-Verfahren ist kein Bewertungsverfahren, sondern als substan­

tielle Ergänzung der Verkehrsentwicklungsplanung anzusehen. Es dient der 

Feststellung von stadtverträglichen Belastbarkeiten durch den Autoverkehr, 

wobei diese Belastbarkeiten vor dem Hintergrund von definierten Belast­

barkeits- und Verträglichkeitsgrenzen zu analysieren sind. Die Analyse der 

Grenzwertüberschreitungen liefert Hinweise, mit welchen Maßnahmen die 

jeweiligen unverträglichen Straßen bzw. Gebiete verträglich gestaltet bzw. 

entlastet werden können sowie zur Dringlichkeit bei der Umsetzung sol­

cher Maßnahmen. 

Benannt nach dem Bergbauerndorf Ladir in der Surselva im Kanton Graubünden/Schweiz, in 
dem - angeregt von der Ruhe und Lage hoch über dem Vorderrheintal - dieses Verfahren 
entwickelt wurde. 



2. Vorliegende Erkenntnisse und Praxisrelevanz 

Im folgenden werden zunächst kurz die Erkenntnisse aus den wichtigsten 

Untersuchungen über stadtverträgliche Belastungen durch Autoverkehr 

dargestellt. Anschließend wird eine kritische Würdigung von analysierten 

Verkehrsentwicklungsplanungen (VEP) vorgenommen. 

2.1 Wissensstand zur Stadtverträglichkeit von Autoverkehr 

Vorliegende Erkenntnisse zu den verschiedenen Kriterien der Umwelt- und 

Umfeld- sowie der städtebaulichen Belastungen durch Autoverkehr und 

deren Auswirkungen (Schädlichkeit, Verträglichkeit, ... ) einschließlich vorlie­

gender Grenzwerte, Richtwerte, Regelwerte u.ä. werden zu den jeweiligen 

Kriterien in Kap. 6 abgehandelt. 

e Umfeldverträgliche Verkehrsbelastbarkeit innerörtlicher Straßen 

{v. MÖRNER, MÜLLER, TOPP 1984) 

Hierbei handelt es sich um den Ansatz eines kompensatorischen Bewer­

tungsverfahrens. Die umfeldverträgliche Kfz-Verkehrsbelastung einer Stadt­

straße mit der Randbebauung "überwiegende Wohnnutzung" wird dabei 

festgelegt in Abhängigkeit von 

o Ansprüchen aus der Randnutzung, 

o der Intensität der Straßennutzung durch Fußgänger und Radfahrer, 

o dem Erscheinungsbild der Straße, einschließlich der Gestaltung des 

Straßenraums, sowie 

o Kenngrößen des Autoverkehrs, z.B. Kfz-Fahrgeschwindigkeiten und 

Anteil des Schwerverkehrs. 

Die Eigenschaften der Straße, die zu positiven oder negativen Kompensa­

tionen und damit zu höherer oder geringerer Kfz-Verkehrsbelastbarkeit 

führen können, werden über sechs Kompensationsglieder bzw. Bewer­

tungskriterien beschrieben (siehe Bild 2.1-1): 
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Obergeordne te 
Gesichtspunkte 

I Ne tzfunktion 

Ort sspe zifische 
Ra ndbedingungen 

I Orientie r ung II Lage im 
. Stadtra um 

I Ou r chgrünung 

I Kl einkl ir'la 

I Durch 1 üftung 

-CJ-

Bebauungs form/ 
Bauweis e 

Baufluc htabstand 

S t r a Be nr aum/ 
Vo r gärten 

Or tss pezifisch e Straße n funkti onen 

Aufen t halt Erschli e ß un g Ve r keh r 

beschri eben/ gekennze i chnet/chara kter i s i ert durch 

-Anzahl poten ­
tieller Nutzer 

-Tätigkeiten 
- Bewegungsab 1 äufe 

(Fußgänger) 
- Nutzungs\lorgänge 

- Kfz-An l legerver ­
kehr (Pa r ken, 
Ha 1 ten , .. . ) 

-Andi enung / 
Bel i eferung 
(Be-und Entladen ) 

mit Auswirkungen auf und Ansprüchen an 

- Menge und 
Bewegungsa b 1 äuf e 
(Fußg . ,Radf. ,Kfz) 

- Zusanrnense tzung 
(Fahrz e ugar ten } 

- Geschwindigkeit 

- Gehwegflächen '~ -Park s t re ifen ~-Fah rba hn 
-Spielflächen - Ladebuc hten -Gehweg/Ra dweg 
-Au:_en t~a 1 ts räume - Verke~rs rege 1 ung/ - Verkehrs rege 1 ung/ 
-Grunf 1 achen Ses ch 11 derung Besch i 1 derung 

Strassenkategorien n ach Anliegeransprüchen 

A B c D E 
Geschlossene Offene / ha 1 boff ene Offene Ein- und Gewerbegebiete • Gewerbegebiete t 
Blockbebauung 2- bis 4-geschos- Zweifami 1 ienhaus- publ ikumsinten- lndu s triegeb i e te 
mit mehr als 2 s ige Bebauung ,ge- bebauung. \lerei n- sive Nutzungen, mit geringen An -
Geschossen und schlossene 1- und ze l t Geschäfte Wohnen und Ein- 1 iegeransprüchen 
mittlere r 2-ge schoss ige Be- und sonstige pub- kaufen nachrangig 
Geschäftsnutzung bauung mit mittl . 1 ikumsintensive 

Geschäfts nutzung Nutzungen 

I Bewer t ung 

Bew e rtungs­
kriterien / 
Kompensations ­
glieder 

l.Fuögänger 
und Radfahrer 

2 . Flächen­
aufte i 1 ung 

3 .Grün und 
Gestaltung 

4. Geschwind lg ke i t 

5. Tageszeitliche 
Be las tuncs­
schwa nkungen 

6 . Schwerverkehr 

Bild 2.1-1: Straßenfunktionen und Aufbau des Bewertungsverfahrens (v. MÖRNER 
u.a. 1984) 

Mit Hilfe des kompensatorischen Bewertungsverfahrens zur Ermittlung ab­

soluter Werte für umfeldverträgliche Kfz-Verkehrsbelastbarkeiten von Stadt­

straßen wurde die Möglichkeit geschaffen, in konkreten städtebaulichen 

Situationen noch verträgliche Autoverkehrsbelastungen zu ermitteln; es hat 

damit Eingang gefunden bei der Ausarbeitung von Verkehrsentwicklungs­

planungen. 

Das kompensatorische Bewertungsverfahren kann angewendet werden 

o zur Ermittlung der umfeldverträglichen Kfz-Verkehrsbelastbarkeit beste­

hender oder geplanter Innerorts-Straßen, 

o zur Bewertung bestehender Situationen durch Vergleich der umfeld­

orientierten Kfz-Verkehrsbelastbarkeit mit der tatsächlichen Verkehrs­

belastung und 
o zur Ableitung und Begründung von Entwurfs- und Gestaltungsmaßnah­

men zur Verbesserung des Straßenraums (Kompensation) . 



e Auswirkungen von Ortsdurchfahrten/Ortsumgehungen 

(MÜLLER 1988) 

ln diesem Sachverständigengutachten wird davon ausgegangen, daß im 

Innenbereich wie im Außenbereich in den drei Bereichen Städtebau, Ver­

kehr und Ökologie jeweils Auswirkungen und Konfliktpotentiale dadurch 

definiert werden, daß auf bestimmte (städtebauliche) Empfindlichkeiten 

(gegenüber Kfz-Verkehr) bestimmte Belastungen (durch Autoverkehr) ein­

wirken. 

Die Gesamtübersicht über den Ablauf der Bewertung von Fallbeispielen, 

ausgehend von den Empfindlichkeiten (innerortsjaußerorts), den Auswir­

kungen (innerortsjaußerorts) sowie auf Kfz-Durchgangsverkehr in den Be­

reichen Städtebau, Verkehr und Ökologie ist zusammenhängend in Bild 

2.1-2 dargestellt. 

IInnenbereich - Ortsdurchfahrt I I Außenbereich - Ortsumgehung I 

Situationsbeschreibung 
Ortsdurchfahrt und 
angrenzender Bereich 

Empfindlichkeiten 
gegenüber Autoverkehr 
und Bauwerk "Straße" 

Situationsbeschreibung 
Ortsdurchfahrt und Ortsum­
gehung, im Netz, Menge, 
Durchgangs-/Schwerverkehr 

Belastungen 
durch 
Autoverkehr 

Belastungen 
durch Bau­
werk "Straße" 

Bewertung durch interdisziplinäres Expertenurteil 

Situationsbeschreibung 
Bereich möglicher 
Linien der Ortsumgehung 

Empfindlichkeiten 
gegenüber Autoverkehr 
und Bauwerk "Straße" 

o Unter Berücksichtigung der Randbedingungen, Ausgangslage, Vorbelastung 
o bei Beachtung des Vorbereitungs-, Planungs- und Verfahrensstandes 
o mit Einbeziehung alternativer Lösungsmöglichkeiten 

Bild 2.1-2: Schema zur Ermittlung und Bewertung der Auswirkungen (MÜLLER u.a. 1988) 
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An dem vorgestellten Vorgehen im Rahmen des Sachverständigengutach­

tens sind zwei Dinge von besonderer Bedeutung: 

o Der grundsätzliche Zusammenhang von "Empfindlichkeiten" (städtebau­

licher Situationen), "Belastungen" (durch Autoverkehr) und "Auswirkun­

gen" (innerorts und außerorts) sowie 

o die Bewertung konkreter Fallbeispiele (hier: Ortsumgehungen "ja" oder 

"nein") jeweils durch ein interdisziplinäres Expertenurteil - und nicht 

durch formalisierte Verfahren. 

Für die vorliegende Untersuchung besonders relevant sind die differenzier­

ten und detaillierten Ausführungen über die städtebaulichen Empfindlich­

keiten und Auswirkungen sowie deren Bewertung (als "hoch", "mittel" oder 

"gering") mit Hilfe konkreter Situationsdarstellungen. 

e Straßenraum und Verkehrsverträglichkeit 

(SKOUPIL u.a. 1991) 

Das hier vorgestellte Verfahren zur Bewertung von Straßensituationen und 

deren Verbesserung verbindet Funktion, Nutzung und Gestalt von Straßen 

in ihren Wirkungen miteinander. Dieser Ansatz folgt demnach dem Kom­

pensationsgedanken und der ganzheitlichen Wahrnehmung einer Straßensi­

tuation durch die Betroffenen. 

ln diesem Verfahren werden Belastungen und Entlastungen von Straßensi­

tuationen einander gegenüber gestellt. Belastend auf Wohnen, Aufenthalt, 

Fußgänger- und Radverkehr sowie Straßenraumgestalt wirkt Autoverkehr 

besonders durch die Belastungsfaktoren "Gefährdung", "Lärm" und "Trenn­

wirkung". Diese Belastungsfaktoren sind in erster Linie von Menge und 

Geschwindigkeit des Autoverkehrs abhängig; hinzu kommen z.B. Haus­

abstände bei Lärm und Fahrbahnbreite bei Trennwirkung. Stadtbildbeein­

trächtigungen und Flächeninanspruchnahme gehen indirekt über die Entla­

stungsfaktoren "Straßenraumqualität" und "Bewegungsraum" ein. 

Für jeden der drei Belastungsfaktoren werden bestimmte Niveaus von Ver­

kehrsmengen und Geschwindigkeiten Belastungspunkten zugeordnet, wo­

raus sich entsprechende Qualitätsstufen ableiten. 



Die Belastungen durch Autoverkehr kompensierend - d.h. entlastend -

wirken die Qualitäten des Straßenraums, ausgedrückt durch drei Entla­

stungsfaktoren: Seine städtebaulich-gestalterische Qualität, einschließlich 

Grün im Straßenraum, Größe und Qualität der Bewegungs- und Aufent­

haltsräume für Passanten und Bewohner sowie die Abschirmung dieser 

Räume gegen den fließenden Autoverkehr (Entlastungsfaktoren). 

Belastungen und Entlastungen werden in Punkten bewertet, die gegenein­

ander aufrechenbar sind. Der Ablauf der Bewertung ist in Bild 2.1-3 dar­

gestellt. 

Bild 2.1-3: 

Straßensituation 

~ • Veri<ehrsmenge f+-• Geschwincf'!)kenen 
• Straßengestatt .. 
Belastungsfaktoren 
• Gef~hrdung 
•Larm 
• Trennwirkung 

Entlastungsfaktoren 
• Straßenraumqualität 
• Bewegungsraum 
• Abschirmung .. 
Bifanzierung von 
Belastungen 
und Entfastungen 

• Bewertungsergebnis 

I verträglich I unverträglich I 

+ ,. 
Lösung Lösung 
"vor Ort" "großräumig" 
Im Straßenraum Im Straßennetz -
bei unveränderter 

~ 
bei reduzierter 

Verkehrsmenge Verkehrsmenge 

'---- durch durch 
Reduzierung der 
Belastungseffekte 

Verkehrsverlagerung 

und Stärkung der 
Entlastungseffekte 

Ablauf der Bewertung von Straßensituationen und deren Verbesserung 
(SKOUPIL u.a. 1991) 
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Bei Unverträglichkeiten im Straßenraum gibt es zwei Verbesserungsansät­

ze: 

Die Reduzierung der Autoverkehrsmenge durch räumliche Verlagerung als 

"großräumige" Lösung und die Lösung "vor Ort" bei unveränderter Ver­

kehrsmenge durch Geschwindigkeitsdämpfung und Straßenraumgestaltung. 

Seide Ansätze können kombiniert werden. Für die verbesserte Situation 

wird das Bewertungsverfahren ein weiteres Mal angewendet. 

e Modell der autonomen und relativen Standards (M.A.R.S.) 

(BAIER 1992) 

Die Verträglichkeitsanalyse nach dem "Modell der autonomen und relativen 

Standards" (M.A.R.S.) geht davon aus, daß der Autoverkehr durch seine 

Menge, Zusammensetzung, Geschwindigkeit und Art des Verkehrsablaufs 

bei den Straßenraum- und Umfeldnutzern Einbußen hinsichtlich Sicherheit, 

Wohlbefinden, Bewegungskomfort und Aufenthaltsqualität verursacht. "Ver­

ursacher" und "Betroffene" treffen im Straßenraum mehr oder weniger 

unmittelbar aufeinander. Der Filter der konkreten straßenräumlichen Gege­

benheiten bestimmt, wie verträglich oder unverträglich die konkrete Situa­

tion für die "Betroffenen" ist (Bild 2.1-4}. 

'FILTER' 

'VERURSACHER' Straßenräumliche "BETROFFENE" .. 
Gegebenheiten mit ... 

Straßenraumnutzer als Kfz-Verkehr mit • Querschnittsaufteilungen 
• Menge • Sichtverhältnissen ....... • Fußgänger (längs) 
• Zusammensetzung • Baufluchtenabständen 

r • Querende 
• Geschwindigkeit • Querungsbedingungen • Radfahrer .. 
• Verkehrsablauf • Topographie ... • Umfeld 

etc. 

Bild 2.1-4: Grundkonzept des M.A.R.S.: Aufeinandertreffen von 'Verursachern' und 'Be­
troffenen' (BAIER 1992) 

I 
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Ausgegangen wird beim "kompensatorischen Ansatz" von einer umfeld­

abhängigen Belastbarkeit von innerörtlichen Straßen. Dabei müssen - un­

abhängig vom Kfz-Verkehr und seinen Kenngrößen - für die nichtmotori­

sierten Verkehrsteilnehmer, das Straßenumfeld betreffende und in den 

straßenräumlichen Bedingungen bestimmte "autonome Standards" erfüllt 

sein, um ein Mindestmaß an Verträglichkeit zu gewährleisten. 

Die Verträglichkeitsanalyse in der Verkehrsentwicklungsplanung mit Hilfe 

des Verfahrens M.A.R.S. bewertet die einzelnen Streckenabschnitte des 

HVS-Netzes durch Problempunkte. Bei der VEP-Bearbeitung gilt die Ver­

träglichkeitsanalyse als zentraler "Bearbeitungsstrang" (siehe Bild 2.2-1). 

Ziel ist es, einerseits Dringlichkeilen für die Durchführung von Maßnah­

men, andererseits die Auswirkungen konkreter Handlungskonzepte und 

Maßnahmenbündel abzuschätzen. 

Die Besonderheit des M.A.R.S.-Verfahrens besteht darin, daß für die ein­

zelnen Kriterien keine (absoluten) Grenzwerte der Verträglichkeit (Kfz-Be­

lastbarkeit) angegeben werden. Die Beurteilung der durchgeführten Maß­

nahmen im Straßennetz erfolgt im Vergleich zum "Null-Fall" anhand relati­

ver "Verträglichkeitsgewinne". Beim Einsatz im Rahmen der Erstellung 

einer Verkehrsentwicklungsplanung wird dementsprechend bei diesem Ver­

fahren eine Verträglichkeitsanalyse städtischer Straßenräume und Straßen­

netze durchgeführt, mit deren Hilfe Grade von Unverträglichkeiten ermittelt 

und Verträglichkeitsgewinne als Auswirkungen konkreter Handlungskonzep­

te und Maßnahmenbündel abgeschätzt werden können. 

2.2 Bisherige VEP-Praxis 111 

111 

Die Frage, was Stadtverträglichkeit bedeutet, welche Rolle der Autoverkehr 

einnimmt und wie eine umwelt- bzw. umfeldverträgliche Belastbarkeit von 

Einbezogen in die Analyse wurden der Verkehrsentwicklungsplan DELBRÜCK, Untersuchungen 
zum Verkehrsentwicklungsplan ESSLINGEN, der Generalverkehrsplan KASSEL, eine Vorstudie zum 
Verkehrsentwicklungsplan KREFELD, das Verkehrskonzept INNSBRUCK, Untersuchungen zum 
Verkehrsentwicklungsplan OBERHAUSEN, der Luftreinehalteplan STUTIGART, der Verkehrsentwick­
lungsplan UNNA sowie das Luft-Programm und der Maßnahmeplan 'Lufthygiene' für den Kanton 
ZÜRICH. 
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Straßen oder eine städtebauliche Verkehrsverträglichkeit von Straßenräu­

men aussieht, ist bis heute nur ausnahmsweise Gegenstand von Unter­

suchungen im Rahmen von Verkehrsentwicklungsplanungen (VEP). Zwar 

gibt es Beispiele, in denen unterschiedliche Ansätze zur Ermittlung stadt­

gerechter Kfz-Verkehrsbelastungen entwickelt und angewendet wurden; sie 

gehören derzeit aber weder zum "Stand der Technik", noch gibt es einen 

allgemein anerkannten Planungsstandard. Zudem orientiert sich ihre Aus­

gestaltung vorrangig an der Realisierbarkeit bzw. Umsetzbarkeit zugehöri­

ger Maßnahmen; das jeweils "Machbare" (bzw. das als machbar Geltende) 

wird dann zur Zielgröße der Stadtverträglichkeit 

e Erkenntnisse und Schlußfolgerungen zur Auswertung von Verkehrs­

entwicklungsplanungen 

Als vorläufige Schlußfolgerungen aus den unterschiedlichen Vergehenswei­

sen bei den neun Beispielen für Verkehrsentwicklungsplanungen lassen 

sich folgende Feststellungen treffen: 

o Mit wenigen Ausnahmen (DELLBRÜCK, ESSLINGEN) werden in allen 

untersuchten Beispielen komplette Nachweise der Leistungsfähigkeit 

der Straßennetze für den Kfz-Verkehr durchgeführt. Reduziert wird 

allerdings der - von der früheren GVP-Erarbeitung her bekannte -

Aufwand an Modellrechnungen. Neu ist dabei auch die abweichende 

Definition von maßgebenden Verkehrsbelastungen und damit von Ver­

kehrsqualitäten bzw. Leistungsstandards. 

o Vergleichbar detaillierte Darstellungen bzw. Nachweise von stadtver­

träglichen Kfz-Verkehrsmengen werden in keinem Fall geleistet. Dies 

Ergebnis belegt erneut die Notwendigkeit, der üblicherweise ermittelten 

verkehrstechnischen Leistungsfähigkeit (technische Belastbarkeit) den 

quantitativen Nachweis stadtverträglicher Belastbarkeiten (durch Auto­

verkehrsmengen) in den Straßen und Straßennetzen gegenüberzustel­

len. 

o ln einigen Fällen wird der mit erheblichem Erhebungsaufwand gewon­

nene Datenbestand nicht einmal zur Ableitung von Verträglichkeitswer­

ten genutzt. Bei Vorliegen verläßlicher Grenzwerte (bzw. Grenzberei-



ehe) verträglicher bzw. unverträglicher Autoverkehrsmengen für die 

verschiedenen Umwelt-/Umfeldbelastungen (Umwelteinflüsse, Bewer­

tungskriterien, .. . ), jeweils für bestimmte Straßen-(Raum)Typen oder 

Nutzungsansprüche könnte der Erhebungs- und Untersuchungsauf­

wand für die Zustands- bzw. Problemanalyse erheblich reduziert wer­

den. 

o Methodisch weiterführend sind Beispiele, in denen Straßentypen nach 

(Verkehrs-)Empfindlichkeiten und (Verkehrs-)Belastbarkeiten gebildet 

wurden (KREFELD, ESSLINGEN). Im Beispiel KREFELD wurden auch 

als einziger Fall Autoverkehrsmengen und Kfz-Fahrleistungen für be­

stimmte Stadtbereiche und die Gesamtstadt quantitativ konkret ermit­

telt, einschließlich daraus abzuleitender Umweltbelastungen. Grenzwerte 

für Verkehrsbelastungen je Umweltkriterium wurden jedoch auch hier 

nicht angegeben. 

o Ebenfalls tragfähige Ansätze bieten die Beispiele ESSLINGEN und 

OBERHAUSEN, wo mit einem Vergleich von "autonomen Standards" 

(aus bestimmten Nutzer- bzw. Nutzungsansprüchen hergeleitet) und 

"relativen Standards" (die die bestehende Belastungssituation beschrei­

ben) gearbeitet wird (siehe auch das M.A.R.S.-Verfahren in Kap. 2.1). 

o Besonders interessant (KREFELD) und völlig neu (ESSLINGEN/OBER­

HAUSEN) sind die Einbeziehung von Szenarien, in denen Verträglich­

keitsgewinne (KREFELD) bzw. Verträglichkeitspotentiale bei der Reali­

sierung bestimmter Handlungsalternativen bzw. Maßnahmenkonzepte in 

ihren Auswirkungen dargestellt und vergleichend bewertet werden 

(ESSLINGEN/OBERHAUSEN). 

o Auffällig ist in der Mehrzahl der untersuchten Beispiele eine mangel­

hafte Verbindung und Diskrepanz zwischen Situationsbeschreibung 

und Problemanalyse auf der einen Seite und Maßnahmenvorschlägen 

und Handlungsstrategien auf der anderen Seite. Hier werden immer 

noch inhaltliche Lücken im Verfahren sichtbar und aus GVP-Zeiten 

übliche und bekannte Systembrüche zwischen (damals sehr aufwendi­

ger) Verkehrsanalyse und -diagnose sowie (früher eher unterbelichte­

ter) Verkehrstherapie deutlich. 
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o Die ausgewerteten Beispiele zeigen insgesamt gesehen ein vernünfti­

ges, ausgewogenes Verhältnis im Aufwand zwischen Analyse und 

Planung; auch wurden alle Arten von Verkehrsteilnehmern, Verkehrs­

mitteln und Verkehrsarten berücksichtigt; Umweltgesichtspunkte und 

Verträglichkeitsaspekte wurden in allen Fällen - mehr oder weniger 

konkret und ausführlich - einbezogen. 

o Grenzwerte für Luftschadstoffe zur Ermittlung und Sicherung noch 

verträglicher Verkehrsbelastungen sind nur in Großstädten und Stadt­

regionen anwendbar. Darüber hinaus ist ·die Praktikabilität des Um­

welteinflusses "Schadstoffbelastung" überhaupt zweifelhaft: Erhebungs­

aufwand, Situationsabhängigkeit, Komponentenbezug, nicht-verkehrliehe 

Vorbelastungen sowie Maßnahmen-Wirkungs-Komplexität erschweren 

deren Anwendbarkeit in der VEP-Praxis. 

Als FAZIT hat die stichprobenartige Auswertung vorliegender "progressiver" 

Verkehrsentwicklungsplanungen einerseits als Ergebnis, daß methodische 

Lücken bei der Definition von Grenzbelastungen des Autoverkehrs für die 

einzelnen Umwelt- und Umfeld- sowie städtebaulichen Belastungen des 

Autoverkehrs bestehen. Andererseits sind aber auch Ansätze für Verge­

hensweisen sichtbar geworden, wie städtebauliche Verträglichkeiten in den 

Ablauf der Verkehrsplanung einbezogen werden können. 

e BERLINER ANSATZ 

Studie zur ökologischen und stadtverträglichen Belastbarkeit der Berliner 

Innenstadt durch den Kraftfahrzeugverkehr (PAUEN-HÖPPNER 1990, SE­

NATSVERWALTUNG FÜR STADTENTWICKLUNG UND UMWELTSCHUTZ 

BERLIN, 1992). 

Das Bewertungskonzept "Berliner Ansatz" hat das Ziel, die Belastungssi­

tuation durch den Kraftfahrzeugverkehr im innerstädtischen Hauptstraßen­

netz (innerhalb des Berliner S-Bahn-Ringes) zu ermitteln. Als Ergebnis 

liegen für die einzelnen Straßenabschnitte des HVS-Netzes jeweils nach 

vier Stufen differenzierte Dringlichkeiten für Entlastungs- bzw. Sanierungs­

maßnahmen vor. Die generelle Vergehensweise dieser "Verträglichkeitsstu­

die" geht aus Bild 2.2-1 hervor; die in das Bewertungskonzept eingehen-



den Kriterien sind aus Bild 2.2-2 ersichtlich. Mit Hilfe des - auf die be­

sonderen Straßenraumsituationen und Straßenverkehrsverhältnisse Berlins 

zugeschnittenen - Bewertungsverfahrens wurden von APEL ( 1993) relative 

stadtverträgliche Belastbarkeiten von HVS-Straßentypen der Berliner Innen­

stadt durch den fließenden und ruhenden Kraftfahrzeugverkehr ermittelt. 

Ziel: 
Grenzen der Kfz-Belastbarkeit --- ----Luftschadstoffe Umfeldnutzung 

Lärmbelastung 
Unfälle 

Welche 1\Aenge Kfz-Verkehr Ist zur Vermeldung Welche Kfz-Menge Ist in Abhllnglgkelt von 
von Gesundheitsschilden {8rtllch und global) aus - der stildiebaulichen Nutzung 

- Ulrmlmmlsslonen - den vorhandenen Proflien 
- Abgasimmissionen vertrCigllch? 
- Verkehrsunfällen 

in den Hauptsiraßen der Berliner Innenstadt 
noch vertraglich? 

I I I I 
Luftschad- Lärm Sicher- Umfeldnutzung 
stoffe heit Anspruch Anl iegernutzung 

Wohnen, Geschäft, Aufenthalt 
Staub 1\AIItelungspegel vu Insgesamt Nutzung nlchl-molorfslert 

NO 
Radfahrer lllngs 

vu Personen- Fußgänger lllngs 

CO 
schaden Überquerbarkeil 

Gestaltung Straßenraum 

HC 
historfsehe Bedeutung 
Granausstattung 
Raumaufteilung 
Verkehrstechnik 

I I I I 
Belastungsgrenzen definieren bzw. übernehmen 

IST-Belastungen / Grenzüberschreitungen ermitteln 

Maßnahmenstrategien bewerten 

Bild 2.2-1 : Vorgehansweise und Bearbeitungsschwerpunkte der Tragfähigkeitsuntersu­
chung zur Belastbarkeit der Berliner Innenstadt durch den Kraftfahrzeugver­
kehr (PAUEN-HÖPPNER 1990) 
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Nutzu sansprüche 

Aufenthalt 
Wohnen 
Arbeiten 

1. Straßenraum 
1. Raumaufteilung 
2. Breite Seitenraum 
3. Fußgängerdichte 
4. Wartezeit bei freier Querung 
5. Anzahl Bäume 

2.Sichere Uberquerung 
3. Geschwindigkeit V85-%-Kennwert 

~---- · --· '"" '' '" '"'"""'" '" "'" 

~ 3. Lärmbelastung 

Raum 

~ I • I 

~ 1. Mittelungspegel dB(A) tagsüber 6 - 22 Uhr 

f'""'"'"'"""""""""""~"'"'"''""'""""""'"'~""'""'"'-'"""'"""''""''""'"""'"''"'""'"""""~-~ a 4. Lufthygiene ~ . . . 

~ 1. Stickoxide ~ 
~ 2. Kohlenmonoxid r2 

~ 1jl 3. Kohlenwasserstoffe " 
~ 4. Blacksmoke ~ 
'''''"'' '''''""'n'""'"'' ' ' '"'''"'"'"""'"''"''"""''""' ''''""''"''"""' ''' '''''""''''''"'""'''''''''"'""""''J1 

Straßenraumgeschehen 

Fußgänger 
1. Fußgänger 12 h 

2. Querende Fußgänger 

Radfahrer 
1. Radfahrer 12 h 

öffentlicher 
Verkehr 

1. ÖV-Bedienung 24 h 

Kfz 

FGS 

Al arm/Planungswert 
A1.1 I P1 .1 

A1.2 P1 .2 

A1 .3 P1 .3 

A1.4 P1.4 

A1.5 P1 .5 

A1 .6 P1 .6 

P2.1 

P2.2 

I A2.3 I P2.3 

A4.1 I P4.1 

A4.2 I I P4.2 

A4.3 i I P4.3 

A4.4 l P4.4 
FGS 

Bild 2.2-2: Überblick zum Bewertungskonzept 'Berliner Ansatz': ' Belastbarkeit durch den 
Kfz-Verkehr" (PAUEN-HÖPPNER 1994) 
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3. Kriterien und Grenzwerte einer stadtverträglichen Belastbarkeit 

Die negativen Auswirkungen des Autoverkehrs auf die Stadt, auf ihre 

Bewohner und Nutzer sind sehr vielfältig. Sie reichen von der direkten 

Beschallung eines sich im Straßenraum aufhaltenden Menschen durch das 

Auto bis hin zur Anpassung der räumlichen Struktur und Gestaltung in 

einer Stadt an die Bedürfnisse eines reibungslosen Autoverkehrs zu La­

sten anderer städtischer Ansprüche. 

Im folgenden werden diejenigen Auswirkungen des Autos näher betrach­

tet, die von ihrer Bedeutung her offensichtlich sind und für eine Bestim­

mung der stadtverträglichen Belastbarkeit geeignet erscheinen. Besonde­

rer Schwerpunkt wird darauf gelegt, einfach handhabbare Kriterien heraus­

zufiltern, die das Spektrum "Stadtverträglichkeit" ausreichend genau ab­

bilden und Grundlage für das LADIR-Verfahren sein können. Im einzelnen 

handelt es sich dabei um folgende Kriterien aus den Bereichen Umwelt, 

Umfeld und Städtebau: 

Umwelt: 

• Abgas 

• Lärm 

Umfeld: 

• Unfallgefährdung 

• Trennwirkung 

Städtebau: 

• Fläche 

• Stadtgestalt 

Die genaue Vorgehensweise, mit der die genannten Kriterien in das Ver­

fahren zur Ermittlung der Belastbarkeiten von HVS-Straßen und Gebieten 

durch Autoverkehr eingesetzt werden, wird in Kap. 5.2 beschrieben. 
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3.1 Bereich: Umwelt 

Kriterien: Abgas und Lärm 

3.1.1 Abgas 

22 

e Zusammenhänge 

Der Autoverkehr gehört zu den bedeutsamsten Verursachern von Luftver­

unreinigungen. Sein Gewicht erlangt er im wesentlichen aus folgenden 

Gründen: 

o er ist in vielen Bereichen in quantitativer Hinsicht der bedeutendste 

Emittent, 

o die flächenhafte Verteilung der Emissionsrate bewirkt eine nahezu lük­

kenlose lmmissionsbelastung. 

Der Gesamtschadstoffausstoß von 

o Stickoxiden, 

o Kohlenmonoxid und 

o flüchtigen organischen Verbindungen 

wird zu einem überwiegenden Teil durch den Straßenverkehr verursacht 

(siehe Bild 3.1-1), zwischen 1970 und 1989 mit steigender Tendenz. Bei 

anderen Abgaskomponenten, wie Rußpartikel und Kohlendioxid, nimmt der 

Straßenverkehr zwar nicht eine ähnliche Spitzenposition ein, die Ausstoß 

menge ist dennoch bedeutend. 

Die Auswirkungen der Schadstoffemissionen des Autoverkehrs sind in allen 

räumlichen Dimensionen nachweisbar (UBA-Texte 40/91). 

o Die geringe Höhe, in der die Schadstoffe emittiert werden und die 

große Nähe zum Aufenthaltsbereich der Menschen bewirkt in Straßen 

hoher Verkehrsbelastung lmmissionsspitzen, die die Kurzzeitwerte der 

TA-Luft überschreiten können. 
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Bild 3.1-1: Anteil des Straßenverkehrs am Ausstoß ausgewählter Abgaskomponenten 
(UBA 1990/91) 

o Mit zunehmendem Abstand von Straßen hoher Verkehrsdichte sinkt 

aufgrund der wachsenden Verdünnung die Konzentration der ausge­

stoßenen Abgase; dies gilt nicht für Reaktionsprodukte wie dem 

Ozon. Die Entstehungs- und Abbauvorgänge bewirken, daß die Ozon­

bildung zwar durch den Verkehr verursacht wird, der photochemische 

Smog aber auch oder vor allem ein Problem der verkehrsarmen Ge­

biete ist (siehe Bild 3.1-2) . 

o Die Kfz-Emissionen tragen durch die Komponenten Kohlendioxid und 

Ozon (photochemischer Smog) zur globalen Klimaveränderung bei. 
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J.!Q/cbm 

Bild 3.1-2: 

NO 

~ Städtisches Verkehrsgebiet 

• Städtisches Wohngebiet 

• Vorstadt 

• Ländliches Gebiet 

N02 03 (mittel) 

Immissionssituation für Ozon (UBA 1990/91) 

03 (max) 

Die Folgen der durch den Autoverkehr verursachten Immissionssituation 

betreffen nachhaltig 

o die menschliche Gesundheit, 
o Vegetation und Ökosysteme, 
o Kleinklima und globales Klima, 
o Bauwerke und Materialien. 

Einen Überblick über die Schadwirkungen von Autoabgasen gibt Bild 

3.1-3: 
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Schadwirkungen atJf 

Entstehung Mensch Vegetation und Öko- Klima Materlai 
system 

Kohlen- Unvollständige direkte, Insbesondere durch Anrelcherung Hohes THP1 

wasser- Verbrennung/ kanzerogene Wirkungen ln Böden, Nahrungs- (Methan) 
stoffe Verdunstung einzelner Komponenten und Futtermittelpflan- Ozonbildung 

zen 

Stick- Oxidation von Reizung, morphologl- Versauerung von Bö- Sehr hohes Verwitte-
OXIde N> + N-haltl- sehe Veränderung der den und Gewässer, THP1 rung, Kor-

gen Belmen- Atemwege Überdüngung, Sproß- (N 20), Ozon- roslon 
gungen und Wurzelschäden, bildung 

erhöhte Anfälligkeit 

Ozon Photocheml- Reizung der Schleim- Sproß- und Wurzel- Sehr hohes Zersetzung 
sehe Oxidation häute und Atemwege, schäden, erhöhte An- THP1 von Poly-
mit Vorläufern vorzeitige Lungenalte- fälligkalt meren 
NO, und HC rung 

Kohlen- unvollständige Umzurelchende Sau-
monoxld Verbrennung erstoffversorgung, Ins-

besondere Herz/Kreis-
lauf und Zentralnerven-
system 

Staub unvollständige Beeinträchtigung der Behinderung der Verunreini-
Verbrennung, Atemwege; toxische Assimilation gung von 
quellenspezlfl- Inhalte mit breitem Fassaden 
sehe Emission, Wirkungsspektrum 
Aufwirbelung 

Rußpart I- kanzerogen 
kel 

Blei Industrieller Einfluß auf blutbilden-
Zusatz des System und Zen-

tralnervensystem 

Kohlen- Verbrennung Mengenmäßig 
dloxld wichtiges 

Treibhausgas 

1 THP = Treibhauspotential 

Bild 3.1-3: Schadwirkungen von Autoabgasen (UBA-Texte 40/91) 

e Stand der Diskussion 

Der Schadstoffausstoß beim Betrieb eines Autos hängt maßgeblich von 

folgenden Faktoren ab: 

o Kfz-Art, o Motor-Art, o Abgasreinigung, 

o Motor-Baujahr, o Technischer Zustand, o Fahrweise. 

Die Entwicklung bei der Fahrzeugtechnik zeigt in Richtung auf eine gerin­

gere spezifische Emission (siehe Bild 3.1-4). Es wird erwartet, daß die 

zukünftigen europäischen Grenzwerte die Autohersteller dazu bringen wer-
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den, die HC-NOx-Werte unter 0,5 gjkm und die Dieselpartikel unter 0,08 

gjkm zu senken (siehe UBA-Texte 21/1991}. 

HC CO NO, Partikel Verbrauch C02 ges. 

Zyklus Konzept [g/kml [g/kml [g/kml [g/kml [1/100 kml [g/kml 

ETK G·Kat 0,81 6,27 0,59 11,9 274 

U-Kat 1,93 15,34 0,94 10,2 234 

ohne Kat 2,62 17,67 1,29 10,5 243 

Diesel 0,17 1,00 0,91 0,115 8,3 215 

EUDC G-Kat 0,10 1,28 0,35 7,2 165 

U-Kat 0,52 5,56 1,43 6,3 146 

ohne Kat 1,04 6,76 2,33 6,6 153 

Diesel 0,05 0,27 0,55 0,081 4,9 128 

ETK+ G-Kat 0,36 3,11 0,44 8,9 205 
EUDC 

U-Kat 1,04 9,15 1,25 7,7 179 

ohne Kat 1,62 10,76 1,95 8,1 186 

Diesel 0,10 0,54 0,68 0,093 6,2 160 

Legende: ETK = Europalest mit Kaltstart 
EUDC = Europäischer Außerortsfahrzyklus 

Bild 3.1-4: Mittlere Emissionen unterschiedlicher Fahrzeugkonzepte (USA-Texte 21/1991) 

Auf der Basis der Emissionsmessungen sind im Auftrag des Umweltbun­

desamtes (Beilage zu USA-Texte 40/91} Emissionsszenarien bis zum Jahr 

2005 durchgeführt worden. Das Ergebnis weist auf eine deutliche Abnah­

me des Schadstoffausstoßes beim Personenauto hin. Beim Nutzfahrzeug­

verkehr ist demgegenüber teilweise mit Emissionszunahmen zu rechnen 

(siehe Bild 3.1-5}. 

Apel (1993) erwartet, daß sich bis zum Jahr 2005 durch technische Maß­

nahmen bei unveränderter Verkehrsmenge die Stickoxid-Emissionen um 

etwa 40 % verringern werden. Durch einen abgasarmen Betrieb des Au­

tos sieht er weitere Emissionsminderungsmöglichkeiten. Geringere und 

stetige Fahrgeschwindigkeiten sind, sofern sie durch technische Maßnah­

men erzwungen werden, Verhaltensweisen, mit denen eine Emissionssen­

kung um bis zu 30 % bewirkt werden kann. Ob damit dann eine um­

weltverträgliche Abgasbelastung, vor allem in Städten erreicht werden 

kann, hängt von den jeweiligen Situationen und von der Festlegung der 

Verträglichkeitsgrenzen ab. Zur Orientierung sind im Bild 3.1-6 die wich­

tigsten lmmissionsgrenz- und -richtwerte aufgeführt. 
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UBA-112.7 Emissionsszenario Juli 1991 -· 
Ausdruck vom 29-Aug-91 Minderungsraten gegen Bezugsjahr 

SCHADSTOFF 1988 1998 2005 
Region Emittent Trend Sz 1 Sz2 Trend · Sz 1 Sz2 

KOHLENMONOXID 
Westl. Pkw 100% -52% "54% -54% -65% -70% -71% 
BL Nfz 100% 21% 20% 18% 23% 23% -14% 

Summe 100% -51% -53% -53% -63% -68% -70% 

östl. Pkw 100% 66% 0% -11% -16% 
BL Nfz 100% -17% 0% -17% -33% 

Summe 100% 59% 0% -11% -18% 

Dges. Pkw 100% -40% -41% -41% -58% -63% -65% 
Nfz 100% 10% 9% 8% 16% 11% -20% 
Summe 100% -38% -40% -40% -56% -61% -64% 

KOHLENWASSERSTOFFE 
Westl. Pkw 100% -59% -60% -61% -75% -78% -84% 
BL Abgas 100% -64% -66% -66% -61% -65% -68% 

Verdunst 100% -47% -47% -48% -61% -61% -73% 
Nfz 100% 24% 22% 21% 27% 27% -6% 
Summe 100% -50% -51% -52% -64% -67% -75% 

östl. Pkw 100% -30% -65% -67% -69% 
BL Abgas 100% -34% -66% . -69% -91% 

Verdunst 100% 33% -67% -67% -67% 
Nfz 100% -50% 0% 0% -25% 
Summe 100% -31% -78% -60% -84% 

D ges. Pkw 100% -49% -50% -50% -79% -61% -66% 
Abgas 100% -52% -53% -53% -83% . -67% -69% 
Verdunst ·. 100% -39% -39% -39% -62% -62% -72% 

Nfz 100% 5% 3% . 2% 20% 20% . -13% 
Sunime 100% -44% -45% -45% -69% -71% -78% 

STICKOXIDE 
Westl. Pkw 100% -51% -52% -52% -65% -68% -70% 
BL Nfz 100% 6% 2% 1% -19% -21% -34% 

Summe 100% -32% -33% -34% -49% -52% -57% 

östl. Pkw . 100% 200% 140% . 120% 100% 
BL Nfz 100% 57% 100% 100% 71% 

Summe 100% 117% 117% 108% 83% 

Dges. Pkw 100% -40% -41% -41% -56% -59% -62% 
Nfz 100% 12% 8% 8% -5% -7% -22% 
Summe 100% -21% -23% -23% -38% -41% -48% 

PARTIKEL 
Westl. Pkw 100% -48% -50% -50% -58% -61% -67% 
BL Nfz 100% -5% -13% -13% -46% -46% -62% 

Summe 100% -21% -26% -26% -50% -52% -64% 
östl. Pkw 100% 0% 100% . 0% 0% 
BL Nfz 100% -45% -45% -45% -55% 

Summe 100% -42% -33% -42% -50% 
. D ges. Pkw 100% -46% -47% -48% -51% -58% -64% 

Nfz 100% -14% -20% -20% -46% -46% -60% 
Summe 100% -24% -29% -29% -48% -50% -61% 

Bild 3.1-5: Emissionszenarien für den Pkw- und Nutzfahrzeugverkehr (Beilage zu USA­
Texte 40/91) 

Sz 1 "Steuerförderung" 
Sz 2 "Weitere Verschärfung• 
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Zusammenstellung wichtiger Immissionsgrenzwerte und -richtwerte 

Stoff I Bezug 

.,.., ·"· 
TA-luh 

VDI-Richtlinie 2310 BlaH 12, 
1985 

VDI-Richtlinie 2310 Blan 5, 197B 

EG-Richtlinie 

WHO-Empfehlungen 

Schweizerische luhreinhalte­
Verardnung (lRVJ 

Kohlenmonoxid 
TA-luh 

VDI-Richtlinie 2310, BI. 1,1974 

WHO-Empfehlungen 1987 

Verordnung ~~~~hreinhalte-

VDI-Richtlinie 2310, BI. 6, 1987 

WHO-Empfehlung 1987 

Schweizerische luhreinhalte-
. Verordnung (lRVJ 

'"""'"" Definition 

I %-W~~d~r:'"'~::·' eine< Jahres ~:::::: ::~::~:: ~::~::~::::~::: 
•-MiH•Iw•rt, darf höchstens einmal pra merl!(htKho Gt.uodheü Sachvmtiindigengutochten ohne rechtliche Verbind!ichkt:il 

werden 
"'"· höchstens einmal pra mo..hlid.o Gt.uodhen Sachvenländigengulathlen ahne rechtliche Vorbindlkhkeü 
I übersduiHen werden 

' w. aus 1 h-MiHelwerten (oder 
Zeiträumen) eine< Jahre< 

' "' (Median) 

' 
111

• aus 1 h-MiHelwerten (oder 
1 Zeiträumen) eines Jahre< 

·"" 

.u:u. 
'U:H, 

"'"· 1 n ..• :.:. 

'"'""""""""' MiHelwert) 
.. ,,. ,, ' Ul. .".1/.iH., •• ,, eine< Jahre< 

·::, ,': .u:.. · darf einmal im 
::; lnhr übemhrilten w~rclen 

n!l;;):·;~:··'·'·~i. t~E··~~: liilifill'!:o:t;··TM14
0

-n1'
0
•
1
i"M'i"H·elw••rt.

1 
da::~~~ens einmal pro 

i · "i' , ,, höchstens einmal pro 
I übemhrillen werden 

.••. ~~~~~~~~il~-h-~:~elwert 
.,,_ . , darf höchstens einmal im 

lnhr übemhriHen werden 

··.511· ~- •·• .••. •.,,•, __ . 11-h-MiH_elw 
1

ert -~~- ·.·:: ·:· ~~Wltn . ' UiH• 

:·. ~-~ : . .. 11-h-Millelwert 

~.~~··. · · · ~ ••. 

,."."""., ... , 
1-h-MiHelwert 
B-h-Millelwert 

-~; 98% der ~-h-MiMelwerte eines Monats 
•. :_,: 14-h-MiHelwert, darf hii<hstens einmal im 

l:t}/('}tt::'f: JIJ lnahh•r übemhriHen werden 

omplindtKhe Pll:.nzen 

mo..hlid.o Cewoclheü und Allgemeiner Grenzwert 
u.,..lb<hutz 

! Verbindlichkeit 

1 ahne rethl~che Verbindlkhkeil 

m~~nschliche &ewndhen und Leitwert zur kmgfristigen Vorsorge 

mensdtr.JM Gesundhen und l.eitwer1 zur langfristigen Vorsorge 

Umwelb<hutz 

mensdd"Kho Gosundheit Rkhr..rt 
me..hlid"Gosundheü 
lerrestrisch.Vegelotion 

lerres!rischeVegelction 

omplindrKhoÖI<osy<tome 

me..hlid• Gowndhd 
mensdd"Khe Gosundheü 

me..hrKhoCewoclheü 
me..htKho Gosundheü 
me..hrKhoGosundhen 

sahrempfindlicherflonnn 
sehrempfindJKhepflonzen 

empfindliche Pllmzen 

empfindlidM!Pflonzen 

weniqer empfind~Kht 

l'flonnn 

tm5t&he Vegetation 

lllrrisllscheVegelation 

me..hlid.o Cewoclheü 

"""""Iid" Gosundheü 

Richtwerte unter der Vorousselzung, 

daß Werte von 30 ~g/m' 502 und 
60 ~g/m' N02 

: eingehollenwerden 

lmmi'Ssionsgrenzwer1 

lmmiuionsgrenl"Nert 

lmmission~grenzwer1 

G~enzwert mü ~ethllkher Verbindlithkeü 
G~enzwert mil ~ethl litherVerbindlichkeil 

Sachvmlöndigengulochlen ohne rechtli!he Verbindlichkeil 
Sadtventiindigengutochten ohne mhtliche VerbindrKhkeit 

Sochvmtöndigengulachten ohne rechtliche Verbindlichkeil 

Rithr..rt 
Rkhr..rt 
Richr..rt 
I 

1 ohne rechllithe Verbindlichkeil 

Sochventändigengutathlen ahne rechfliehe Verbindlichkeü 
Sochversliindigengulachten ohne rechtliche Verbindlichkeil 
Sochventändigengulochlen ohne rechl~che Verbindlichkeil 
Sochversländ~engulochlen ohne rechllkhe Verbindlichkeü 
Sachvmtöndigengulachlen ohne rechtliche Verbindlichkeil 

Richr..rt 
Richr..rt 
Rithr..rt 
Richr..rt 

Immissionsgrenzwert 
Immissionsgrenzwert 

ohne rechl~che Verbindr.chkeil 

Bild 3.1-6: Immissionsgrenzwerte und -richtwerte (USA-Texte 40/91) 



e FAZIT 

Die durch den Autoverkehr verursachten Schadstoffbelastungen sind in 

höchstem Maße umweltrelevant Insbesondere in Städten sind kleinräumig 

erhebliche Überschreitungen von Belastungsgrenzwerten gemessen worden. 

Die Wirkungen der Abgase beschränken sich jedoch nicht auf die unmit­

telbare Umgebung hochbelasteter Straßen, sondern sie reichen über 

Stadtteile, Ballungsräume, Regionen bis zur globalen Beeinflussung des 

Klimas. Das breite Wirkungsspektrum und der große Einfluß der örtlichen 

Gegebenheiten, einschließlich der Vorbelastungen durch andere Quellen, 

lassen das Kriterium der Luftverunreinigung für kleinräumige Verträglich­

keitsbetrachtungen i.d.Regel ungeeignet erscheinen. Zwar gibt es ausrei­

chend genaue Ansätze zur Berechnung von autoverursachten Emissionen, 

die Umrechnung auf die Immissionssituation durch komplizierte Ausbrei­

tungsmodelle ist jedoch aufwendig und liefert ausschließlich Mittelwerte, 

die der generellen Orientierung dienen; Aussagen über kleinräumige Bela­

stungsspitzen sind auf diesem Wege nicht zu ermitteln. 

Die in Berlin durchgeführten Untersuchungen im Bewertungsfeld Luftschad­

stoffbelastungen {SENATSVERWALTUNG FÜR STADTENTWICKLUNG UND 

UMWELTSCHUTZ BERLIN 1992) zur ökologisch und städteverträglichen 

Belastbarkeit der Berliner Innenstadt zeigen den hohen Aufwand der Be­

rechnungen und die nur beschränkt nutzbare Aussagekraft der Ergebnisse 

für straßenscharfe Bewertungen. 

Für die Einbeziehung des Belastungskriteriums Abgas in das LADIR-Ver­

fahren ist Voraussetzung, daß die kleinräumige Wechselbeziehung (im 

Straßenraum) zwischen Autoverkehrsmenge und Immissionsbelastung aus­

reichend genau und mit einem für das LADIR-Verfahren angemessenen 

Aufwand abzubilden ist. Als Ergebnis dieses Vergehens müssen Rechen­

ergebnisse hinsichtlich Streuungsbereich, Dimension und Leitgrößen vor­

liegen, die mit gängigen Grenz- und Richtwerten (z.B. TA-Luft) kompatibel 

sind - oder es sind entsprechend angepaßte Belastbarkeitsgrenzen zu 

entwickeln. So lange dieser Weg noch unbekannt ist, muß im LADIR-Ver­

fahren gezwungenermaßen auf dieses Kriterium verzichtet werden. ln den 

Fällen jedoch, in denen Meßwerte oder Modellrechnungen vorliegen, die 

eine straßenbezogene Aussage zum Zusammenhang von Verkehrsstärke 

29 



und Immissionswerten ermöglichen, kann durch entsprechende Modifika­

tion der Vergehensweise im Rahmen des LADIR-Verfahrens auch das 

Kriterium Abgas zur Bestimmung der stadtverträglichen Belastbarkeit her­

angezogen werden. 

Die Notwendigkeit, die vorhandene Lücke zur standardisierten, straßenbe­

zogenen und verkehrsabhängigen Immissionsberechnung zu schließen 

(siehe auch Kap. 7 .4) bleibt davon unberührt. Sie wird auch von der 

Vision eines extrem abgasarmen Autos aus heutiger Sicht kaum ge­

schmälert. 

3.1.2 Lärm 

30 

Durch den Autoverkehr ist Lärm zu einem in der Stadt flächenhaft ver­

breiteten Problem geworden. Rund 60 % der Bevölkerung bzw. 3/4 der 

Großstadtbewohner fühlen sich durch Verkehrslärm belästigt (USA-Texte 

26/91). Damit rangiert der (Verkehrs-)Lärm an erster Stelle der empfunde­

nen Umweltbelastungen. 

e Stand der Diskussion 

Die Folgen des Lärms erschöpfen sich nicht in Belästigungen der Betrof­

fenen, sondern schließen folgende Wirkungen mit ein (vgl. USA-Texte 

26/91; USA-Texte 40/91; USA-Berichte 9/91): 

o Gesundheitliche Folgen 

Gesundheitliche Risiken des Verkehrslärms werden vor allem in der 

Beeinträchtigung von Herz-Kreislauf-Funktionen gesehen. Die Gefähr­

dungsschwelle liegt bei einer Langzeiteinwirkung von 65 dB(A). 

o Schlafstörungen 

Lärm ist eine der häufigsten Ursachen von Schlafstörungen, die auch 

durch Gewöhnung nicht abgestellt werden kann. Als Grenzwert für 

den ungestörten Schlaf wird ein Mittelungspegel von 30 dB(A) ange­

sehen, wobei die Spitzen 40 dB(A) nicht überschreiten dürfen. 



o Kommunikationsstörungen 

Kommunikationsstörungen treten auf, wenn die Sprache durch Stör­

geräusche (Verkehrslärm) ganz oder teilweise überdeckt wird. Für den 

Normalfall gilt, daß der Störschall mindestens 10 dB(A) niedriger sein 

muß als der KommunikationsschalL ln der Regel ist bis zu einem 

Verkehrslärmpegel von 45 dB(A) eine angemessene Sprachverständ­

lichkeit gegeben. 

o Rekreationsstörungen 

Erholung und Entspannung sind ein elementares Bedürfnis des Men­

schen, dessen Störung sich auf das Wohlbefinden und die Leistungs­

fähigkeit nachhaltig auswirkt. Die Empfindlichkeit gegenüber Störgeräu­

schen ist sehr unterschiedlich: bei 60 dB(A) fühlen sich 30%, bei 50 

dB(A) noch 10% der Betroffenen erheblich gestört. Da zur Rekreation 

auch eine entsprechende Umgebung gehört (z.B. Außenbereiche), 

erfordert die Vermeidung von Störungen die Einhaltung sehr niedriger 

Emissionswerte. 

o Leistungsstörungen 

Lärm beeinträchtigt die Leistungsfähigkeit besonders bei geistigen 

Tätigkeiten und Tätigkeiten, bei denen ununterbrochen 

hohe Aufmerksamkeit gefordert wird. ln der VDI-Richtlinie 2058 wird 

für diese Tätigkeiten ein Grenzwert für die Lärmbelastung von 55 

dB(A) genannt. 

e FAZIT 

Anhand der genannten Wirkungszusammenhänge werden vom Umweltbun­

desamt (UBA-Texte 40/91) folgende Zielwerte für Straßenlärm genannt, 

um Störungen und Belästigungen weitgehend zu vermeiden: 

tags: 

Wohnbereich (außen) 

Wohnbereich (innen) 

50 dB(A), 

35 dB(A), 

nachts: 

Wohnbereich (innen) 30 dB(A) 

Die in Bild 3.1-7 aufgeführten Grenz- und Richtwerte liegen demgegen­

über deutlich höher. Die Verbindung der jeweiligen Werte mit der unter 
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heutigen Bedingungen zugehörigen Verkehrsbelastung (siehe Bild 3.1-8) 

zeigt das Dilemma des innerstädtischen Lärmschutzes: 

Die Vermeidung von Störungen und Beeinträchtigungen durch Verkehrs­

lärm in der Stadt ist nahezu ausgeschlossen. 

Zusammenfassung wichtiger Lärmrichl· und ·gren:zwerte für den Straßenverkehr 

Quelle 

16. BlmS<hV v. 12. Juni 1990 
(Verkehrslärms<hutz­
Verordnung) 

Ri<htlinie für den i on 
Verkehrslärms<hutz on bestehenden 
Bundeslernstroßen v. 15. Jon. Straßen 
19B6 

BeibioM 1zu DIN 1 B 005, Teill m,;.,,,; • .,,""'­
vom Moi 1987 

.. - · .·.· ·. 

.. :. ' '' 
Gebiete Bemerkungen 

Bild 3.1-7: Grenz- und Richtwerte der Lärmbelastung (nach USA-Texte 40/91) 

Selbst die Einhaltung der Grenzwerte der 16. BlmSchV (Verkehrslärm­

schutzverordnung), die sich mehr an der Realisierbarkeit von Lärmschutz­

maßnahmen als am Schutz vor Lärm orientiert (sie gilt außerdem nur für 



den Bau und wesentliche Änderungen von Verkehrswegen) und deshalb nur dem 

Abbau extremer Unverträglichkeiten dienen kann, ist in Städten an Hauptverkehrs­

straßen kaum gegeben. 

Nutzung 

in Wohnbereichen 
(außen} 

an Krankenhäusern, 
Schulen, Kur- und 
Altenheimen 

in reinen und allge­
meinen Wohn- und 
Kleinsiedlungsgebieten 

in Kerngebieten, Dorf­
und Mischgebieten 

in Gewerbegebieten 

Lärmwerte 

Zielwerte usk fdB· 
{Ä)J .. 

Tag Nacht 

50 45 

. G~~öz.:w~tt.~ , [gß.(AJI •·•· ..•.. 
naßh 1 ä$lm$ch'.) ... ·. 

Tag Nacht 

57 47 

59 49 

64 54 

69 59 

Zulässige Verkehrsstärke (Kfz/hl 
(Überschlägige Berechnungen} 

Tag Nacht 
50 km/h 39km/h 50 km/h 30 km/h 

7 13 2 4 

Tag Nacht 
50 km/h 30 km/h 50 km/h 30 km/h 

36 65 4 7 

57 103 6 10 

180 327 18 33 

569 1034 57 103 

Bild 3.1-8: Ausgewählte Grenz- und Richtwerte der Lärmbelastung mit zugehörigen Kfz-Verkehrs­
stärken (nach USA-Texte 40/91 und 16. BlmSchV, eigene Berechnungen 
ARGUS /COOPERATIVEjiWU} 

Es muß davon ausgegangen werden, daß die sich daraus ergebenen verträglichen 

Verkehrsstärken die untere Grenze der Belastbarkeit markieren. Aufgrund der 

herausragenden Bedeutung als Störquelle für Stadtbewohner und -nutzer kann auf 

das Kriterium Verkehrslärm bei der Festlegung von Belastungsgrenzen nicht ver­

zichtet werden, ungeachtet der sich dadurch als scheinbar unrealistisch ergeben­

den Verkehrsbelastungen. Die Eignung für die Bestimmung einer stadtverträglichen 
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Verkehrsbelastung durch das LADIR-Verfahren ergibt sich auch dadurch, 

daß durch die 16. BlmSchV ein unkompliziertes Verfahren für die Berech­

nung des Lärms aus der Verkehrsstärke an die Hand gegeben ist. 

Zur Reduzierung des spezifischen Verkehrslärms in der Stadt sind noch 

erhebliche Potentiale vorhanden. Dazu gehören neben technischen Maß­

nahmen zur Emissionsminderung auch Geschwindigkeitsdämpfung und 

Verstetigung des Verkehrsablaufs. Es muß aber wegen des erheblichen 

Ausmaßes der derzeitigen Belastung durch Verkehrslärm bezweifelt wer­

den, daß in absehbarer Zukunft dieses Kriterium an Bedeutung verlieren 

wird. Es ist auch bei intensiven Anstrengungen zur Minderung der Lärm­

emissionen nicht zu erwarten, daß im HVS-Netz stadtverträgliche Lärmbe­

lastungen erreichbar sind, solange das Auto in der Stadt nicht weitge­

hend durch alternative Verkehrsmittel ersetzt wird. 

3.2 Bereich: Umfeld 
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Kriterien: Unfallgefährdung und Trennwirkung 

e Zusammenhänge 

Eine Stadt kann elementar nur als Fußgänger erlebt werden. Umso er­

staunlicher mutet es an, daß das Gehen als herausragende Qualität der 

Fortbewegung bei der Gesamtregelung des Verkehrs immer noch unter 

Wert behandelt wird. 

ln unseren Städten zeigt sich nach wie vor eine hohe Unfallgefährdung 

für Fußgänger. Rund ein Viertel aller Innerortsunfälle geschehen mit Fuß­

gängerbeteiligung. Speziell der Anteil von Kindern und älteren Menschen 

beträgt bei den Todesopfern ca. 70 %. Hiermit wird das Ausmaß der 

Gefährdung der Fußgänger durch den Verkehr nur zu deutlich. Die hohe 

Unfallgefährdung zeigt nachhaltige Wirkungen. So wird z.B. im Rahmen 

von Schulwegsicherheits-Programmen in verkehrsreichen Stadtteilen die 

Empfehlung ausgesprochen, die Kinder mit dem Auto zur Schule zu fah­

ren. Der damit entstehende zusätzliche Autoverkehr wird allein durch den 

bereits bestehenden Autoverkehr induziert. Das Ergebnis ist eine spürbare 

Einschränkung der kindlichen Entwicklungsmöglichkeiten. 



Vom Autoverkehr gehen also Gefährdungen aus, die insbesondere für 

Fußgänger und Radfahrer den Aufenthalt und die Straßenraumnutzung zu 

einem gefährlichen und unattraktiven Vorhaben werden lassen. Hiermit 

sind Beeinträchtigungen speziell für im Verkehr weniger leistungsfähige 

Personengruppen wie Kinder und ältere Menschen verbunden. Die durch 

den Autoverkehr bewirkten Umfeldbelastungen für Fußgänger lassen sich 

mit Hilfe der Bewertungskriterien Unfallgefährdung und Trennwirkung 

nachweisen. 

Das Zusammenhangsschema zum Begriff der Trennwirkung geht aus Bild 

3.2-1 hervor. 

Trennwirkung wird als Störung von (Wege-)Beziehungen innerhalb eines funktional zusammenhängenden 
Raumes oder zwischen komplementären Nutzungen definiert. 
Trennwirkungen treten somit auf: 

wenn Rächen einheitlicher Nutzung (Wohngebiete, Erholungsgebteie usw.) durch bauliche Maßnahmen 
wie z.B. Verkehrsanlagen geteilt werden, 
wenn Bereiche mit korrespondierenden (komplementären) Nutzungen (Wohnen • Naherholung) vonein­
ander getrennt werden, 
wenn die Erreichbarkelt bestimmter Ziele (z.B. Schulen, Einkaufsgelegenheilen) behindert wird, 
wenn Querbeziehungen über Verkehrswege (z.B. auch Tierwanderungen) durch das Bauwerk selbst 
und/oder durch die Verkehrsbelastungen behindert oder unterbunden werden, 
sowohl in bebauten, als auch in unbebaulen Bereichen, 
bel Schienen- und Straßenverkehr. 

WIRKUNGSZUSAMMENHÄNGE 

Wirku ng W irkung 

Bild 3.2-1: Zusammenhangsschema zur Trennwirkung (BRÜLL u.a. 1986) 

Zur Beschreibung der Unfallgefährdung kann auf den Zusammenhang zwi­
schen Geschwindigkeit und Tötungsrisiko verwiesen werden (siehe Bild 
3.2-2). 

35 



36 

Bild 3.2-2: 

Zusammenhang zwischen Geschwindigkeit 
und Tötungsrisiko 

1oo . .. _1_oo .. 9~ .. . · 9s · ........................... . . . 
90 Überlebende Fußgänger in % 

80 
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40 ..•. • ••• • • ••• ••••.•••••• • • •• •.....•.•..... ••• •• 

20 . ... . .. .. .... . ..... . ... . ..... . ........ . 

0 
o~-.--~15~7.25~~35~~.~5~5~5--6~5--~~85 

Aufprallgeschwindigkeit (km/ h) 

Tötungsrisiko und Überlebenswahrscheinlichkeit für Fußgänger abhängig von 
der Kfz-Geschwindigkeit (HIESS u.a. 1992) 

Letztendlich ist die Trennwirkung ein Maß für die Einschränkungen der 

Bewegungsfreiheiten des Fußgängers. Hierbei ist die Trennwirkung nicht 

nur als Komfortbegriff, sondern vielmehr in engem Zusammenhang mit 

der Unfallgefährdung zu sehen. 

Der Aspekt der Unfallgefährdung und die städtebauliche Größe der Trenn­

wirkung stehen in einem ursächlichen Zusammenhang und lassen sich 

zusammengefaßt mit der Überquerbarkeit von Straßen beschreiben. 

Das Überqueren von Straßen ist als ein grundsätzlicher Anspruch an eine 

stadtverträgliche Verkehrsabwicklung anzusehen. 

Stark frequentierte, mit hohem Geschwindigkeitsniveau und hohen Lkw­

Anteilen befahrene Straßen bilden Kommunikationsbarrieren und Mobilitäts­

hindernisse in der Stadt. Eine Straße kann sowohl städtebauliche Nutzun­

gen trennen als auch Querungsbedarf im Fußgängerverkehr erschweren. 

Im Bewußtsein der Bewohner kann eine breite, gerade Straße als Grenzli­

nie wirken bzw. können die beiden Straßenseiten als getrennte Einheiten 

angesehen werden. 



Die Wegebeziehungen potentieller oder tatsächlicher Art von der Wohnung 

aus über die Straße hinweg sind abhängig von der 

o Lage der Straße innerhalb der Stadt, 

o Art und Menge der zentralen Einrichtungen beidseits der Straße, 

o Art der Randnutzung an der Straße selbst. 

D.h., die Häufigkeit der Querungswünsche und deren Empfindlichkeit wird 

von den existenten Nutzungsgelegenheiten bestimmt. 

Das freie, unbelastete Queren der Straße wird eingeschränkt durch die 

o Merkmale der Straße (z.B. Breite, Querschnittsgestaltung, Unübersicht­

lichkeit des Straßenverlaufes, Ausstattungselemente), 

o Merkmale des Autoverkehrs (z.B. Menge, Fahrgeschwindigkeit, Lkw­

Anteil). 

Subjektive Unsicherheitsgefühle, also psychologisch bedingte Verstärkungen 

der Querungsgefahren, liegen auch dann vor, wenn die technische Aus­

stattung des Straßenraumes mit z.B. verkehrslenkenden und verkehrsre­

gelnden Maßnahmen die Dominanz des Autoverkehrs betont. (Dieser 

Sachverhalt kann sich so auswirken, daß Kindern das Überqueren von 

Straßen verboten wird.) 

Nur mit speziellen Einrichtungen und Maßnahmen lassen sich in solchen 

Straßenräumen die Risiken einer Straßenquerung mindern. 

e Stand der Diskussion 

Die Bedeutung der Umfeldkriterien Unfallgefährdung und Trennwirkung 

wird in der Fachliteratur mit unterschiedlicher Akzentuierung behandelt. 

Dabei sind drei Einschätzungsebenen zu unterscheiden: 

o Technische Betrachtungen, 

o Städtebauliche Betrachtungen, 

o Normierte Empfehlungen (z.B. EAE 85 und EAHV 93). 
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Auf die wesentlichen Inhalte wird im folgenden eingegangen. 

Nachweislich wirken sich Merkmale der siedlungsräumlichen Struktur, der 

Verkehrsinfrastruktur und des Verkehrsverhaltens auf die Unfallgefährdung 

aus. So sind Städte und Gemeinden dann besonders unfallträchtig, wenn 

folgende Merkmale vorliegen (siehe APPEL u.a. 1991): 

o ausgedehnte Siedlungsfläche und disperse Struktur, 

o großzügiges HVS-Netz, 

o hoher MIV-Anteil, 

o hohes Geschwindigkeitsniveau und 

o schlechtes ÖPNV-Angebot. 

Unstrittig ist, daß die umfeldverträgliche Fahrgeschwindigkeit für Erschlie­

ßungsstraßen in Wohngebieten bei 30 km/h oder darunter liegen soll. 

Dieser Anspruch ist verkehrspolitisch durch die Tempo 30-Zonen-Regelung 

bzw. die Ausweisung von verkehrsberuhigten Bereichen sanktioniert. 

Für Hauptverkehrsstraßen haben SCHNÜLL u.a. (198Gb) in Abhängigkeit 

von nichtverkehrliehen Nutzungsansprüchen auf der Basis der V85 drei 

Geschwindigkeitsklassen, bezogen auf das Maß der (Un-)verträglichkeit 

definiert: 

o verträglich :;:: < 40 kmjh, 

o noch verträglich :;:: 40 - 50 km/h und 

o nicht verträglich > 50 km/h. 

Das Geschwindigkeitsniveau und die Menge des Autoverkehrs bedingen 

u.a. die Zahl der Konfliktsituationen und somit die Unfallgefährdung für 

die den Straßenraum querenden Fußgänger, wobei folgende Zusammen­

hänge festgestellt wurden (siehe HIESS u.a. 1992): 

o Hohe Unfallgefährdungen liegen bei hohen Automengen (ab 800 

Kfz/h) und relativ niedrigen Geschwindigkeitsniveaus, aber auch bei 

relativ geringen Automengen und hohen Geschwindigkeitsniveaus (ab 

V85 :;:: 45 km/h) vor. 



o Mit steigender Geschwindigkeit nimmt die Unfallgefährdung wesentlich 

schneller zu, als mit steigender Autoverkehrsmenge. 

o Ab Fahrbahnbreiten von 7,50 m und relativ geringen Automengen 

und relativ niedrigen Fahrgeschwindigkeiten liegen bereits für weniger 

leistungsfähige Personengruppen hohe Trennwirkungen vor. 

Wann bei dem Zusammenwirken der Größen Kfz-Geschwindigkeit und 

Kfz-Menge pro Tag vor dem Hintergrund der Bewertungskriterien Unfall­

gefährdung und Trennwirkung noch von einem stadtverträglichen Autover­

kehr ausgegangen werden kann, geht aus Bild 3.2-3 hervor. 

20 

10 

Bild 3.2-3: 

Kfz-Geschwindigkeit km/h 

bla 2500 .2500-5000 5000-7500 über 7500 

Kfz-Menge pro Tag im Straßenraum 

Stadtverträglichkeit 

D gut 

0 mittel 

!Wiil, schlecht 

- unverträglich 

Abhängigkeit zwischen Kfz-Geschwindigkeit und Kfz-Menge zur Einschätzung 
der Stadtverträglichkeit des Kfz-Verkehrs (HIESS u.a. 1992) 

Eine "umweltabhängige Kapazität" einer Straße wurde bereits 1963 von 

Buchanan definiert. Hier wurde die Trennwirkung quantifiziert durch die 

erforderlichen Wartezeiten vor einer Fahrbahnquerung. Die umweltabhängi­

ge Kapazität einer schmalen Fahrbahn ist größer als die einer breiten und 

damit gegenläufig zur verkehrstechnischen Leistungsfähigkeit. 
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Von APEL und BRANDT {1982) wurde dieser Ansatz weiterentwickelt 

(siehe Bild 3.2.4). Sie definierten fünf Ränge der Überquerbarkeit von 

"unbehindert" bis "äußerst stark behindert" und machten die Zuordnung zu 

einem Rang abhängig von dem Zusammenwirken der folgenden Kriterien: 

o Zahl der Fahrstreifen, 

o Vorhandensein eines Mittelstreifens, 

o Kfz-Verkehrsmenge, 

o Fahrgeschwindigkeit, 

o Abstand zwischen Fußgängerüberwegen, 

o mittlere Wartezeit. 

Aus Bild 3 .2-4 gehen entsprechende "Grenz- und Richtwerte" hervor. 



Nr. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 
\ 

Zahl MIHel- Kfz/Tag, Verkehrs- geslcher- miHiere Wartezelt Überquerbarkelt 
der streifen belde geschwln- te Über- ln Sekunden 
Fahr- Richtun- dlgkelt wege 
spuren gen 

km/h Abstand freies Über- gesicherte Bewert- Rang 
queren Überwege ung 

2 < 2.500 30 < 3 . unbehln- 1 
dert 

2 . < 2.500 50 . < 3 unbehln- 1 
dert 

2 . 2.500- 50 3-10 . behindert 2 
10.000 

2 . > 10.000 50 . 10-30 . stark 3 
behindert 

3 . 5.()()().. 50 . 10-30 . stark 3 
10.000 behindert 

3 . 10.()()().. 50 . 30-90 . sehr stark 4 
20.000 behindert 

. s Block- ca.30 stark 3 
länge behindert 

' 4 . > 10.000 50 >Block- > 90 äußersl 5 
länge slark 

behindert 

. . . s Block- ca.30 stark 3 
länge behindert 

2+2 betratbar 10.000- 50 10-30 stark 3 
20.000 behindert 

3+3 betratbar 15.000- 50 30-90 sehr 4 
25.000 stark 

behindert 

3+3 betratbar >25.000 50 > Block- > 90 äußerst 5 
länge stark 

behindert 

. . . > Block- ca.30 stark 3 
länge behindert 

3+3 nicht 50 s Block- . ca.30 stark 3 
betratbar länge behindert 

. . > Block- . ca.30 äußerst 5 
länge stark 

behindert 

Bild 3.2-4: Stärken der Trennwirkung abhängig von Straßenausbautypen 
{APEL/BRANDT 1982) 
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Durch umfangreiche Beobachtungen wurde belegt, daß Fußgänger Licht­

signalanlagen und Fußgängerüberwege häufig nicht nutzen (siehe Bild 

3.2-5). 

c: 
4) 

0' 
c: 
e ., 
::> 
<:T .... ., 
.a 
0 
c: 
0 

0 .... 
0. 

0 
...: .. ... . 
0' 
c: 
:> .... ., 
:> 

~ ., 
.a 
~ 

.. 

10-3 ~-----r----~------~----+-----4-----~-----+--
0-2 2-4 4-6 6-8 8-10 10-12 12-14 

Fussoönoerstrei fendichte (FGS/km) 

Überquerungsrisiken in Funktion der Fußgiingerstreifendichte beim Überqueren 
auf und im Bereich .sowie außerhalb von Fußgiingerstreifen 

Bild 3.2-5: Überquerungsrisiken abhängig vom Abstand der Fußgängerüberwege 
(BASLER u.a. 1983) 

Eindeutig konnte festgestellt werden, daß die Unfallgefährdung mit Zunah­

me der Fußgängerstreifendichte abnimmt. 



Auch stark befahrene Straßenbereiche werden an beliebiger Stelle über­

quert. Es wird hierbei häufig der Fußweg in Längsrichtung solange ge­

nutzt, bis eine akzeptable Zeitlücke im fließenden Verkehr das Queren 

erlaubt {linienhafte Überquerung). Als Ungeduldsschwelle an Lichtsignal­

anlagen werden Wartezeiten von 1 0 bis 15 Sekunden angeführt, wobei ab 

30 Sekunden die Rotgeher deutlich zunehmen {siehe HIESS et al., 1992). 

Für eine sichere Querung ist eine ausreichende Zeitlücke im Fahrzeug­

strom notwendig. Von daher zielen entsprechende Untersuchungen in die 

Richtung, Beziehungen zwischen der Verkehrsstärke und der Fußgänger­

wartezeit aufzuzeigen {siehe Bild 3.2-6). 

0 

Bild 3.2-6: 

WTBS:- 92·1L.761n 
8:086 

1000 2000 
Ve.rkehrsstarke 0 (Kfzihl 

Durchschnittliche Wartezeit abhängig von der Verkehrsstärke (MAlER 1986) 

Unklar bleibt bei der Darlegung dieser Zusammenhänge, wie groß der 

Anteil derjenigen Fußgänger ist, die aus Sicherheitsgründen ganz auf das 

Überqueren verzichten. 

Folgerichtig wird in den EAHV 93 ausgeführt, daß die Trennwirkung nicht 

allein anhand von Wartezeiten definierbar ist. Betont wird, daß das Über­

querungsverhalten von Fußgängern je nach Straßentyp sehr unterschiedlich 

ausfallen kann. 
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Nach den EAHV 93 gilt als belegt, daß die Trennwirkung von Straßen 

nur durch eine korrespondierende Betrachtung von mehreren Einflußgrö­

ßen wie Fahrbahnbreite, Kfz-Verkehrsstärke und Kfz-Geschwindigkeitsniveau 

ermittelt werden kann. 

ln den EAE 85 wird von einer noch zufriedenstellenden Überquerbarkeit 

ausgegangen, wenn in einer zweispurigen Straße eine Verkehrsmenge bis 

etwa 400 Kfz/h in der Spitzenstunde vorliegt. APEL und BRANDT (1982) 

legen für das Kriterium einer verträglichen Überquerbarkeit Belastungs­

grenzwerte in Wohngebieten von 300 bis 350 Kfz/h fest. 

Einen sehr anschaulichen Ansatz zur Bewertung der Trennwirkung und 

der Unfallrisiken liefern MÜLLER u.a. (1988) (siehe Bild 3.2-7). 

Bild 3.2-7: 

Trennwirkung @ 

® 
® 

zul. V 
(km/h) 
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Unfallrisiko 

40 ... 50 

< 40 

V 
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gering 0 I mittel () I stark. 

500 I 000 (Kfz/h) 

mittel() hoch. 

gering 0 mittel() hoch. 

gering 0 mittel () 
4000 9000 (Kfz/Tag) 

Bewertung der Kriterien Trennwirkung und Unfallrisiko abhängig von Kfz­
Mengen (MÜLLER u.a. 1988) 

Für die Abhängigkeiten zwischen den Verkehrsbelastungen und den zuläs­

sigen bzw. mittleren Geschwindigkeiten werden jeweils drei Klassenberei­

che ausgewiesen. 

ln der schon zitierten Berlin-Studie (SENATSVERWALTUNG FÜR STADT­

ENTWICKLUNG UND UMWELTSCHUTZ, BERLIN 1992) sind als Bestim­

mungsmomente für die Sicherheit eines Straßenraumes neben der Ermitt­

lung einer Unfallkostendichte auch Kriterien wie "angemessenes Geschwin­

digkeitsniveau" und eine "ausreichende Überquerungszeit" thematisiert wor­

den. 



Während die Unfälle und die daraus abgeleitete Unfallkostendichte den 

negativen Fall von Unsicherheit aufzeigen, weist das Kriterium der siche­

ren Überquerung auf die Bedürfnisse der Fußgänger hin. Mit einer mitt­

leren Gehgeschwindigkeit und aus der Straßenbreite wird eine erforderliche 

Zeitlücke für eine Überquerung bestimmt. 

Beachtet werden mußte weiterhin die mittlere Zeitlücke im fließenden Ver­

kehr (bestimmt auf der Basis der Kfz-Menge in der Spitzenstunde von 

16.00 bis 17.00 Uhr). Hierauf aufbauend wird die zum Überqueren fehlen­

de mittlere Zeitlücke aus der Differenz zwischen der erforderlichen Que­

rungszeitlücke und der mittleren Zeitlücke im Fahrzeugstrom bestimmt. 

ln die rein technische Betrachtung gehen so wichtige Größen wie Fuß­

gänger-Querungsbedarf bzw. -Querungsanspruch und auch das Niveau der 

Fahrgeschwindigkeiten nicht ein. 

APEL und BRANDT ( 1982) geben für Verkehrs- und Hauptverkehrsstraßen 

in Wohngebieten mit großer Bebauungsdichte und in zentralen Bereichen 

eine umfeldbezogene Belastbarkeit (in [Kfz/h]) in Abhängigkeit von der 

Fahrbahnbreite und von der Überquerung mit oder ohne Fußgängerinsel 

an (siehe Bild 3.2-8). 

Bild 3.2-8: 
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Verkehrstechnische Kapazität und umfeldbezogene Belastbarkeit in Abhän­
gigkeit von der Fahrbahnbreite für Verkehrs- und Hauptverkehrsstraßen in 
Wohngebieten mit großer Bebauungsdichte und in zentralen Bereichen 
(APEL/BRANDT 1982) 
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Darüber hinaus geben APEL und BRANDT (1982) für das Kriterium 

"Überquerbarkeit und Sicherheit für Fußgänger" für drei Typen von 

Verkehrs- und Hauptverkehrsstraßen unterschiedlicher Randnutzung und 

Empfindlichkeit Werte an für "max. verträgliche Verkehrsgeschwindigkeiten" 

und "Grenzen der Belastbarkeiten" (durch [Kfz/hl) in Abhängigkeit von der 

Fahrbahnbreite (siehe Bild 3.2-9). 
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Bild 3.2-9: 

Straßenfunktionstypen - Bei astba rkeit mit Kfz-Verkehr 
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ouptverkehrsslroBen Hauptverkeh rsslroBen siroBen mit weniger in zentralen Bereichen 

und Wohngebiete in Wohngebieten ge- empfindlicher 
hoher Dictile ringer Bebauungsdichte Randbebauung 

Kriterium Oberquerbarkell Kriterium Oberquerbarkelt Kriterium Oberquerbarkelt 
und Sicherhell fOr FuBgllnger und Sicherhell fOr FuBgllnger und Sicherheil fOr ruBgönger 

mox. Grenze der Belast- mox. Grenze der Belast- max. Grenze der Bolas!-
vertrögl. barkelf bel Fahr- vertrögl . barkelf bel Fahr- vertrögl. barkelf bel Fahr-
Ver- bahnbreite von Ver- bahnbreite von Ver- bahnbreite von 
kehrs- kehrs- kehrs-
geschw. 2 X geschw. 2 X geschw. 2 X 

6,0 m 9,0 m 6,0 m 6,0 m 9,0 m 6,0 m 6,0 m 9,0 m 6,0 m 
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Kfz/h Kfz/ h Kfz/h 
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km/h km/h km/h 

Regelung durch Ampelgesicherte Ampelgesicherte 
Ze roslreifen, Oberwege erfor- Oberwege erfor-
mox. Wortezell derlich, derlich, 
20 Sekunden mox. Wartezelt max. Wartezelt 

30 Sekunden 30 Sekunden 

Straßenfunktionstypen: Belastbarkeit mit Kfz-Verkehr - Kriterien Überquerbar­
keit und Sicherheit für Fußgänger (nach APEL/BRANDT 1982) 

e FAZIT 

Die beiden Umfeldkriterien "Unfallgefährdung" und "Trennwirkung" sind sehr 

eng miteinander verknüpft. Außer den räumlichen Bedingungen sind auch 

Stärke und Geschwindigkeit des Autoverkehrs bei der Trennwirkung einer 

Straße relevant. Seide Umfeldkriterien "Trennwirkung" und "Unfallgefähr­

dung" sind daher weitgehend von den gleichen Parametern abhängig 



(Verkehrsstärke, Verkehrsgeschwindigkeit, Straßenbreite, Fahrstreifenzahl, 

Überquerungshilfen) und lassen sich daher auch zu einem gemeinsamen 

Kriterium "Sichere Überquerbarkeit für Fußgänger" zusammenfassen, das 

sowohl städtebauliche wie verkehrliehe Verträglichkeiten beinhaltet. Eine 

Besonderheit des Kriteriums "UnfallgefährdungjUnfallrisiko" ist, daß - außer 

dem (unrealistischen) Risiko "0" (absolute Sicherheit) - kein Risiko akzep­

tabel bzw. begründet ableitbar bzw. bestimmbar erscheint. Die Definition 

einer verträglichen Unfallgefährdung ist kaum möglich; alle diesbezüglichen 

Grenzwerte sind Setzungen für mehr oder weniger unverträgliche Gefähr­

dungssituationen. Grenzwerte für ein Kriterium "Sichere Überquerbarkeit" 

einer Straße sind daher vor allem auch mit Hilfe der zusätzlichen Aspekte 

"Wartezeit" und "Bequemlichkeit" einer Fußgänger-Überquerung zu bestim­

men. 

Zu den genannten Kriterien gibt es keine eindeutig bestimmbaren Verträg­

lichkeitsgrenzen. ln der Literatur sind jedoch zahlreiche Untersuchungser­

gebnisse aufgeführt, die eine Orientierung für die Festlegung der Bedin­

gungen für eine weitgehend ungehinderte und sichere Überquerbarkeit 

geben. Auf dieser Grundlage können für verschiedene Situationen, die 

den Querungsbedarf bestimmen, normative Festlegungen für eine umfeld­

verträgliche Verkehrsbelastbarkeit vorgenommen werden. Normativ bleiben 

diese Verträglichkeitsgrenzen insofern, als ein bestimmtes Maß an Gefähr­

dung akzeptiert werden muß. 

Aufgrund der Bedeutung einer ungehinderten und sicheren Überquerbar­

keit von Straßen für die Stadt durch Fußgänger (und Radfahrer) und 

wegen der Operationalisierbarkeit von Bestimmungskriterien wird dieser 

Aspekt der Straßenbelastbarkeit in das LADIR-Verfahren integriert. Anhand 

der Straßentypen, die Hinweise zum Querungsbedarf liefern sowie zu den 

räumlichen Bedingungen der Straßensituation, der erforderlichen Querungs­

qualität im Straßenraum (Dichte der Querungshilfen), der verträglichen 

Fahrgeschwindigkeit sowie der Verkehrsstärken sind Aussagen zu diesem 

Bereich möglich. 
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Aufgrund der vorstehenden Ausführungen und Folgerungen wird vorge­

schlagen, zur Bestimmung der Belastbarkeit im Bereich "Umfeld" nach 

den beiden folgenden Kriterien zu unterscheiden: 

o ein städtebaulicher Aspekt der Überquerbarkeit, der sich vor allem 

auf das Kriterium "Trennwirkung" bezieht und der die räumlichen 

Bedingungen der Straßensituation berücksichtigt. Diese Straßenüber­

querbarkeit für Fußgänger (und Radfahrer) wird ausgedrückt durch die 

Querungsqualität - gemessen als mittlerer Abstand von Überque­

rungshilfen; 

o ein von der Verkehrsstärke und -geschwindigkeit abhängiger verkehrli­

cher Aspekt der Straßenquerung, der sich bevorzugt auf das Kriterium 

"Unfallrisiko/Unfallgefährdung" bezieht und dementsprechend auch die 

"Wartezeit" und "Bequemlichkeit" der Straßenquerung berücksichtigt. 

Eine daraus abgeleitete verkehrliehe Belastbarkeit wird durch noch 

verträgliche Verkehrsstärken und Verkehrsgeschwindigkeiten - letztere 

in Anlehnung an von APEL und BRANDT (1982) vorgeschlagene 

Werte - dargestellt (Näheres hierzu siehe Kap. 5.2). 

3.3 Bereich: Städtebau 
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Kriterien: Fläche und Stadtgestalt 

e Zusammenhänge 

ln Städten ist Nutzungskonkurrenz gleich Flächenkonkurrenz. Im Prinzip 

braucht jeder städtische Nutzungsanspruch Fläche zu seiner Verwirkli­

chung. Die Konkurrenz um knappe verfügbare Flächen in der Stadt gilt 

besonders in Straßenräumen. Hier überlagern sich die verschiedensten 

Flächenansprüche von Verkehrsteilnehmern, Straßennutzern und Anliegern. 

ln einer besonderen Nutzungskonkurrenz stehen dabei Flächen für den 

Autoverkehr (Fahrbahnen und Parkflächen), Bewegungsräume und Aufent­

haltsflächen für Fußgänger (und Radfahrer) sowie Flächen für Grün und 

Gestaltung. Im Hauptstraßennetz dominieren die Flächenansprüche des 

fließenden Autoverkehrs, in dicht bebauten Wohnquartieren die des ruhen­

den Autoverkehrs. Flächenverfügbarkeit wird somit letztlich zum maßge-



benden Kriterium für die städtebauliche Verträglichkeit des Autoverkehrs in 

der Stadt und die Flächeninanspruchnahme/Straßennutzbarkeit bzw. die 

Flächenverteilung zum Gradmesser stadtpolitischer Einstellungen zur Inte­

gration des Autoverkehrs in die Stadt. 

Die (optisch-ästhetische) Gestaltqualität von Straßenräumen und der (ge­

stalterische) Eindruck städtebaulicher Situationen kann durch das Vorhan­

densein von Autos erheblich beeinträchtigt werden. Dieses Kriterium unter­

liegt subjektiven Einstellungen und läßt sich nur schwer objektiv beschrei­

ben. Sicher ist aber, daß die optische Wirkung von Straßen und Plätzen 

im Zusammenhang mit der umliegenden Bebauung durch das Vorhanden­

sein abgestellter Autos erheblich gestört werden kann. Aber auch die für 

Straßen charakteristische und die Qualität von Straßen bestimmende Li­

nearität und Symmetrie wird durch abgestellte Autos erheblich beeinträch­

tigt bis zerstört. Letztlich müssen die Mengen der im Straßenraum abge­

stellten Autos mit den in einer Stadt gültigen Gestaltungsansprüchen und 

Qualitätsstandards verträglich sein. Darüber hinaus beziehen sich die Ge­

staltungsansprüche in Straßenräumen vor allem auch noch auf ein ausge­

wogenes Verhältnis von Höhe der Randbebauung zur Breite des Straßen­

raums, verbunden mit einem ausgewogenen Verhältnis der Straßenfläche 

für Aufenthalt, Verkehr und Stadtgestalt 

Der enge Zusammenhang zwischen den Kriterien "Fläche" und "Stadtge­

stalt" bei der Bestimmung städtebaulicher Belastbarkeiten ist offensichtlich: 

Der Gestaltungsspielraum in Straßenräumen steht und fällt mit dem Vor­

handensein bzw. Nicht-Vorhandensein von dafür verfügbaren Straßenflä­

chen. Das bedeutet, daß dieser Gestaltungsspielraum in sehr engen Stra­

ßenräumen extrem eingeschränkt ist. Straßennutzbarkeit für Fußgänger und 

Aufenthaltsqualitäten in Straßenräumen lassen sich ebenso wie deren Aus­

stattung mit Grün und Bäumen letztlich nur über entsprechende Flächen 

realisieren. Städtebauliche Qualität - insbesondere auch durch Begrünung 

von Straßenräumen - läßt sich ohne die Inanspruchnahme von Straßen­

flächen nicht herstellen. ln diesem Zusammenhang ist wichtig, daß - im 

Gegensatz zur Gestaltung von Fahrbahnen - Flächen für den ruhenden 

Kfz-Verkehr auch begrenzte Möglichkeiten für die Ausstattung von Straßen­

räumen mit Grün zulassen (z.B. durch Baumscheiben unterbrochene 

Längsparkstreifen). 
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Für die Festlegung von Grenzwerten für eine städtebauliche Belastbarkeit 

durch die beiden Kriterien "Fläche" und "Stadtgestalt" ist es daher sinn­

voll, drei Kategorien von Straßenflächen zu unterscheiden: 

o Straßenflächen für Fußgänger, Aufenthalt und Grün, 

o Flächen für abgestellte Autos und 

o Flächen für fahrende Autos. 

Möglichkeiten zur Straßenraumgestaltung bieten dabei die ersten beiden 

Kategorien von Straßenflächen. 

Die vorgeschlagene Dreiteilung der Straßenflächen nach ihrer Nutzbarkeit 

bzw. Gestaltungsmöglichkeit zur Bestimmung von "Grenzwerten für eine 

städtebaulich verträgliche Verkehrsbelastung" ist sowohl für die Straßenab­

schnitte des HVS-Netzes als auch für die Gebietsstraßen zweckmäßig. Die 

Unterschiede zwischen beiden ergeben sich aus den jeweils zurnutbaren 

Bedingungen für die Aufteilung der Straßenflächen bzw. für deren Propor­

tionen und aus definierten städtebaulichen Mindestbedingungen. Die Auf­

teilung der Straßenflächen bzw. deren Proportionen wiederum ist bei Stra­

ßenabschnitten des HVS-Netzes abhängig von der Straßenrandbebauung, 

der Nutzungsintensität im Straßenraum sowie der vorhandenen Straßen­

raumbreite, bei den Gebietsstraßen dagegen insbesondere von den not­

wendigen Flächen für die Kfz-Verkehrserschließung (Mindestfahrbahnflä­

chen). Das bedeutet, daß im HVS-Netz der fließende Kfz-Verkehr bei der 

Bestimmung von verkehrliehen Belastbarkeiten die maßgebende Rolle 

spielt; bei den Gebietsstraßen steht demgegenüber die zurnutbare "städte­

bauliche Belastung" des Straßenraums durch abgestellte Autos im Vorder­

grund. 

e Stand der Diskussion 

Die Verfügbarkeit von Straßenflächen zur Nutzung durch Fußgänger und 

zur Herstellung von Aufenthaltsqualität sowie die Ansprüche an die Stra­

ßengestaltung, einschließlich der Ausstattung von Straßenraum mit Grün 

und Bäumen, ist schon sehr frühzeitig bei Überlegungen zur Straßenge-



staltung und Fragen der Belastbarkeit von Straßen mit Autoverkehr be­

rücksichtigt worden (APEL 1973}. Diese Überlegungen führten zu Anga­

ben über Anteile des Gehweges an der Gesamtstraßenfläche für sechs 

Straßenfunktionstypen in Abhängigkeit von den entsprechenden Anforde­

rungen, die sich aus der Aufenthaltsfunktion ergeben (APEL und BRANDT 

1982). Vorgeschlagen werden hierfür Werte zwischen 1/3 und 1/6 (siehe 

Bild 3.3-1 ). 

Bei der Ermittlung einer umfeldverträglichen Verkehrsbelastung von Straßen 

(v. MÖRNER/MÜLLER/TOPP 1984} wurden drei Bewertungskriterien ein­

bezogen, die die Straßennutzbarkeit (durch Fußgänger bzw. die Aufent­

haltsqualität) sowie Flächenautteilung, Proportionen und Straßengestaltung 

berücksichtigen: "Nutzung durch Fußgänger und Radfahrer" (als Ausdruck 

und Inhalt der Straßenfunktion "Aufenthalt"), die "Fiächenaufteilung" der 

Straßenflächen sowie "Grün und Gestaltung". Für diese drei Bewertungs­

kriterien wurden jeweils fünf Stufen der Verträglichkeit (von "gut verträg­

lich" bis "völlig unverträglich") definiert. Als Maßstab für das Kriterium 

"Nutzung durch Fußgänger und Radfahrer" wurde deren Anzahl/Spitzen­

stunde herangezogen, beim Kriterium "Fiächenaufteilung" das Verhältnis 

der Breiten von Fußweg, Radweg und Grünflächen zur Breite der Kfz-Ver­

kehrsflächen und beim Bewertungsmerkmal "Grün und Gestaltung" wurde 

die Verträglichkeit mit den Anliegeransprüchen und dem Umfeld verbal 

ausgedrückt. ln Anlehnung an APEL und BRANDT (1982) wurde beim 

Bewertungsmerkmal "Fiächenautteilung" das Verhältnis der Breite von Fuß­

weg, Radweg und Grünflächen zur Breite der Kfz-Verkehrsflächen von 0,75 

als Grenze zwischen den beiden Verträglichkeitsstufen "gerade noch ver­

träglich" zu "verträglich" definiert (siehe Bild 3.3-2) . 

Im Sachverständigengutachten "Auswirkungen von OrtsdurchfahrtenfOrts­

umgehungen in Hessen" (MÜLLER u.a. 1988) wurden in den drei Berei­

chen "Städtebau", "Verkehr" und "Ökologie" für städtebauliche Situationen 

im Innenbereich und im Außenbereich Empfindlichkeiten, Belastungen und 

Auswirkungen definiert. Dabei wurde von der folgenden Gedankenkette 

ausgegangen: 
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Straßenfunktionstypen 

• Typ 3: Verkehrs- und Hauptverkehrsstraßen in • Typ 4: Verkehrs- und Hauptverkehrsstraßen in • Typ 5: Hauptverkehrsstraßen mit weniger 
zentralen Bereichen und Wohngebieten hoher Wohngebieten geringer Bebauungsdichte empfindlicher Randbebauung 

Dichte 

Kriterium Fl&chanbedatf tur Fußgänger, Kriterium Fl6chenbod•f für Fußgllnger, Krltorium Flk:henbodatf für Fußganoer, 

Aufenthalt im Straßornum, Bäume, Radw&go Aufomholt im Straßerva~m, Bliome, RIKiw&ge Aufenthalt im Stroßerv«Jm, Baume, Radwege 

a.., . I ungefäln I Antoil Goh- 1 Radweg, I Boum· l veobwibendo I m~lc~ ungefätve Anteil Goh- Radwsg, 8111..1m· vorbloibondo mögliche ungofitvo Anteil Rlldwog, Boum- verbleibende I Mogle~ 
lUcht- Gehweg- weg an Radstr01 pflanz- Breite zum Kap~zitih Gehweg- weg on Rodstroi· pflanz Bteito zum KopoziUit Gohwog- Gehweg Rlldstrel- pflanz Breite zum Kap:itat 

ab- breite 3 Geumtbfei- fen boeto ' Fatven und '" broito3 Gesamtbret. Ion boete' Fatven und in breite' on Go- fen boeto' Fatven und 

stand te4 PMken te' Parken aamtbrei· PMken 
to' 

Klz jo I I I I I I Kfz~ I Kfz je 
Stunde m m m m Stunde m m m m Stunde 

15 I gemischte gleichberechtigte Nutzuno der Straßonfliche I c• . 200 I 4,00 I CO . 1/5 I 1,00 I m;nd , 2 Folvspuren ca. 800 3.00 co. 1/6 1.00 mind . 1 Folvspur, ca. 400 
2,50 )( 2,50 )( 1 Park 

2,50 2,50 streifen 

20 I 6,0 I ca . 1/4 I I mind . I 1 F•lnpoo , I c. 400 I 4,00 

I 
ca. 1/5 2,00 2 Folnpu· ca . 800 3,00 Ctt , 1/6 2,00 2 Folvspu· I ca. 800 

2,50 x 2 Lanos· ren, 2 ren, 2 Pork· 
2,50 perltbuchten L6nos· streifen 

pM kbuchten 

25 I 6,0 I Ctt . 1/4 I 2,00 I I 2 Fatvspu· ca. 800 4,00 ca. 1/5 2,00 J Falvspu· CO . 3,00 ca. 116 2,00 J Fatvspu· I ca. 1500 
ren, 2 ren, 2 1500 ren, 2 PMk· 

Laogspark· Uiogl· streifen 
buchten parkbuchton 

30 I 6,0 I ca, 1/4 I 2.00 I I 3 Falnpu· c • . 4.00 ca . 1/5 2.00 4 Falv&pu· c•. 3.00 ca . 1/6 2.00 4 Falv•pu · I ca. 2000 
ren, 2 1500 ren, 2 2000 ren, 2 PMk· 

Langspark- läno•· streifen 
buchten porkbuchton 

40 I 6,0 I CO. 1/4 I 2,00 I I 4 Falupu· CO. 4,00 ca. 115 2,00 4 Falnpu- CO . 3,00 ca. 1/6 2,00 4 Fatvspu· I c a. 2500 
ren, 2 2000 ron, Mittel· 2500 ron, Mittel· 

Langspark· streifen , 2 •treifen, 2 
buc hton Parkstleifan Porkstreifon 

50 I 6.0 I ca. 1/4 I 2,00 I I 4 Falvspu· Co. 4,00 ca. 115 2.00 6 Falv&pu· > 3000 3,00 ca. 1/6 2,00 6 Fatvspu· I > 3000 
ren, 2 Park· 2500 ron, Mittol· ren, Mittel· 

streifen, streifen, 2 •troifen, 2 
Mittelstreifen Parkstreifen Pork1treifon 

' Unter Berücksichtigung, daß Baumschutzbeete einen Tell des Gehwegs einnehmen, zum größten Tell aber tn den Parkstreifen hineinreichen (Parkbucht). 

• Bezogen auf eine Bürgerstetgselte, evtl. einseht. Vorgarten. 

' Bel klelnkronlgen Bäumen, bel großkronlgen Bäumen 3.50 x 3.50 m. 



Bewertung der Verträglichkeit für das Bewertungskriterium "Grün und Gestaltung" 

Bewertungsmerkmal "Grün und Gestaltung• 

Grün und sonstige gestalterische Elemente bestimmen eindeutig den Straßenraum 
und prägen den Charakter der Straße; sie führen zu einer Unverwechselbarkeil 
der Straße mit hohem Erlebnlswert. 

Grün und sonstige gestalterische Elemente sind objektiv wahrnehmbar; sie über­
wiegen insgesamt gesehen im Erscheinungsbild der Straße noch gegenüber der 
technischen Verkehrsanlage. 

Grün und gestalterische Elemente heben sich in Ihrer Wirkung gegen ungestal­
tete Flächen auf; Grün und Gestaltung prägen die Straße nicht. 

Grün und sonstige gestalterische Elemente sind vereinzelt vorhanden; sie prägen 
nicht den Charakter der Straße; das technisch-funktionale Bild der Straße über­
wiegt. 

Grün und sonstige gestalterische Elemente fehlen ganz; der Straßenraum ist kahl 
und nackt. 

Bewertung 
der Verträg­
lichkeit 

0 

mit den Anliegeran­
sprüchen und mit 
dem Umfeld 

gut verträglich 

verträglich 

gerade noch ver­
träglich 

unverträglich 

völlig 
unverträglich 

Bewertung der Verträglichkeit für das Bewertungskriterium "Fiächenaufteilung" 

Verhältnis der Breite von Fußweg, Radweg und Grünflächen zur Breite der Kfz­
Verkehrsflächen 

"' 1,00 

"' 0,75 ... < 1,00 

"' 0,50 ... < 0,75 

"' 0,25 < 0,50 
< 0,25 

Bewertung 
der Verträg­
lichkeit 

0 

mit den Anlieger­
ansprüchen und mit 
dem Umfeld 

gut verträglich 
verträglich 
noch verträglich 
unverträglich 
völlig unverträglich 

Bewertungsgrundlagen für das Bewertungskriterium "Fiächenaufteilung" 

Bild 3.3-2: 
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Bre it e der Kfz- Verkehrsfläche 

Bewertung der Verträglichkeit für die Kriterien Flächenaufteilung sowie 
Grün und Gestaltung (v. MÖRNER u.a. 1984) 
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o daß die öffentliche Straße als wichtiger Teil des gesamten Straßen­

umfeldes zu betrachten ist; 

o daß meßbare Wechselwirkungen zwischen Aufenthalts- und Verkehrs­

nutzungen in Straßenräumen bestehen; 

o daß Umfang und Art der (nicht-verkehrlichen) Aufenthaltsnutzungen 

u.a. von Art und Maß der Straßenrandbebauung abhängig sind; 

o daß folglich Anlieger und Bewohner als potentielle Straßennutzer die 

Nutzungsansprüche nach Aufenthalt im Straßenraum begründen; 

o daß sich daraus die Straßengestaltung ableitet (Aufteilung der verfüg­

baren Straßenflächen und deren Gestaltung) und 

o daß die Nutzbarkeit einer Straße für Aufenthalt durch deren Sicherheit 

und entsprechende Flächen im Straßenraum bestimmt wird. 

Die drei-stufige Bewertung konkreter Fallbeispiele im Bereich Städtebau im 

Bezug auf deren Empfindlichkeiten und Auswirkungen wurde anhand von 

Checklisten durchgeführt (siehe Bild 3.3-3). 

Der Frage "Straßenraum und Verkehrsverträglichkeit" wird im Kompensa­

tionsansatz (SKOUPIL u.a. 1991} nachgegangen. Darin werden für kon­

krete Straßenräume den drei Belastungsfaktoren (Gefährdung, Lärm, Trenn­

wirkung) drei Entlastungsfaktoren (Straßenraumqualität, Bewegungsraum, 

Abschirmung) gegenübergestellt. Konkrete Situationen werden dann für 

die beiden Fälle "Bestand" und "Planung", z.T. durch verbale Einschät­

zung, z.T. durch quantitative Kennzeichnung mit Hilfe von Entlastungs­

punkten (Bonus) und Belastungspunkten (Malus) bewertet. Dadurch wird 

eine Beurteilung von Maßnahmen zur Straßenraumgestaltung durch relative 

Veränderungen im Vorher-/Nachher-Vergleich möglich. 
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Empfindlichkeiten innerorts S T Ä D T E B A U 

Leitgröße 

o Bedeutung der 
Straße im Ort 

o Anliegernutzung 

o Aufenthalt 

o Gestalt des 
Straßenraums 

o Randbebauung 

o Wegebeziehun­
gen 

Einflußmerkmale 

- Zentralität als öffentlicher Raum 
- Bedeutung WohnenfAnzahl der Betroffenen 
- Bedeutung als historischer Mittelpunkt 

- Art der Straßenrandnutzung 
- Maß und Intensität der Anliegernutzung (bauliche 

Dichte) 
- Grad der Orientierung zur Straße 
- Abstand zur Straße 
- Art und Umfang privater Freiraumnutzung 

- Besonderer Anspruch an Aufenthalt aus der An­
liegernutzung 

- Ausmaß der Flächen für Fußgänger 
- Vielfalt der Aktivitäten 
- Kinderspiel 

- Breite und Proportionen des Straßenraums 
- Gliederung der Straße in Teilräume 
- Sichtbeziehungen 
- Geschlossenheit des Straßenraums 

- Geschlossenheit der Randbebauung 
- Art der Straßenrandbebauung 
- Anteil historischer Bausubstanz/Denkmalschutz 

- Hauptrichtung der Fußwegeverbindung 
- Häufigkeit querender Wegeverbindungen 

Checkliste: Städtebau - Empfindlichkeiten innerorts 

Auswirkungen innerorts S T Ä D T E B A U 

Leitgröße Einflußmerkmale 

o Anliegernutzung - WohnenjWohnumfeldqualität 
- Einzelhandel/Standortqualität 
- öffentliche Einrichtungen 
- Freiraumnutzungj Aufenthaltsqualität 

o Aufenthalt - Erschließung Fußgänger/Nutzungskonflikte 
- Erschließung Pkw 
- Bewegung Kinderspiel/Gefährdung 
- Gespräch/Kommunikation/Behinderungen/Störung 

o Gestalt - Vorhandene Bausubstanz/Gebäudeschäden 
- Baustruktur /OrtsbildveränderungjZerstörung 
- Straßengestaltungjortsfremde Gestaltung 
- Flächenaufteilungjverkehrsbezogene Aufteilung 

o Ortsentwicklung - Verlagerung zentraler FunktionenjUmstrukturierung 

Checkliste: Städtebau - Auswirkungen innerorts 

Bild 3.3-3: Checklisten Städtebau - Empfindlichkeiten und Auswirkungen innerorts (MÜLLER u.a. 1988) 
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Im Entwurf der "Empfehlungen für die Anlage von Hauptverkehrsstraßen" 

CEAHV 93) werden zwar viele Bewertungskriterien in den Zielfeldern "Um­

feld" und "Straßenraumgestalt" im einzelnen beschrieben, eine konkrete, 

auch wertende Einstufung verschiedener Straßenraumsituationen läßt sich 

jedoch damit nicht durchführen. Insbesondere lassen sich hieraus keine 

Grenzwerte für noch verträgliche Verkehrsbelastungen bzw. städtebauliche 

Verkehrsbelastbarkeiten in verschiedenen Typen von Hauptverkehrsstraßen 

ableiten. 

Die bisher detailliertesten, konkretesten Hinweise zur Bewertung von HVS­

Straßenabschnitten in den Bereichen "Nutzungsansprüche" und "Raum" 

liefert das Bewertungskonzept "Berliner Ansatz" der "Studie zur ökologi­

schen und stadtverträglichen Belastbarkeit der Berliner Innenstadt durch 

den Kraftfahrzeugverkehr" (SENATSVERWALTUNG FÜR STADTENTWICK­

LUNG UND UMWELTSCHUTZ BERLIN 1992). Hier werden im Bewer­

tungsfeld "Straßenraumqualität" unter anderem die drei Bewertungskrite­

rien "Raumaufteilung", "Flächenanspruch/Volumen Fußgänger" und 

"Grünvolumen" definiert (siehe Bild 2.2-2). Mit Hilfe dieses Vergehens 

werden die einzelnen HVS-Straßenabschnitte der Berliner Innenstadt nach 

ihrer Maßnahmen-Dringlichkeit bewertet 

Darauf aufbauend ermittelt APEL C 1993) relative Verkehrsbelastbarkeiten 

des HVS-Netzes der Berliner Innenstadt als Anteile der vorhandenen Kfz­

Verkehrsbelastungen. Diese Arbeit enthält auch eine Übersicht über Krite­

rien der Belastbarkeit von Stadtstraßen mit Kfz-Verkehr mit den Teilfunktio­

nen "Stadtgestaltung", "Straßenraumgestaltung" sowie "Straßenökologie" 

(siehe Bild 3.3-4). 



Teil- Einzelansprüche an Ouantlfizierbare 
funkilonon den Straßenraum Indikatoren 

Stadtgestaltung 
Stadterlebnis hauptsächlich 
durch Straßen- und Platzräume: 

Orientierung, 
soziale Brauchbarkeit, 
Identifikation, 
Historische Bezüge (Identität), 
Anregung und Schönheit: 

Straßenraumgestal-
tung Ausreichender Aufenthaltsraum, Seltenraumbreite (Gehbahn, 

Gebäudevorflächen, Bäume etc.) 
Straßenraum als Einheit, 
geringe Trennwlrkung, Properlionen in der Breitenaufteilung der 
Unterordnung der Straße gegenüber der Straße, 
Bebauung, Geradlinigkeit und Symmetrie, 
formale Einfachheit und Übersichtlichkeit, Alleeartige oder andere Baumpflanzung 

Straßenökologie 

Kleinklima bioklimatische Funktion von Ein- oder mehrrelhlge Baumpflanzungen 
Straßenbäumen: je nach Straßenraumbreite und Architek-
Ausgleichend auf Überwärmung und zu tur 
trockene Luft, 
Staubfilterung, 

Boden Begrenzte Versiegelung der Straßenfläche ausreichend bemessene, vor Bodenver-
dichtung zu schützende Baumscheiben 

Straßenraumbild Untergliederung breiter Straßenräume optisch wirksame Fahrbahnbreite 
durch Bäume, optisch enger erscheinen-
de Fahrbahn (gedämpftes Tempo) 

Bild 3.3-4: Kriterien der Belastbarkeit von Stadtstraßen mit Kfz-Verkehr {APEL 1993) 

e FAZIT 

Der Zusammenhang von Straßenraum und Verkehrsverträglichkeit bedeutet, 

Ansprüche an (und Realisierbarkeit von) Straßennutzbarkeit und Gestal­

tungsqualität mit den Anforderungen des Autoverkehrs in Einklang zu 

bringen. 

Die beiden Kriterien Fläche und Stadtgestalt werden daher als die ent­

scheidenden zur Bestimmung von Grenzwerten für städtebaulich verträgli­

che Verkehrsbelastungen angesehen. Sie sind durch technische Maßnah­

men (Ausnahme: Verkleinerung der Autos) kaum beeinflußbar. 
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Zwar lassen sich durch Unterbringung abgestellter Autos in Parkbauten 

Straßenräume von Autos entlasten; auf jeden Fall verbleiben aber auch 

dann die zugehörigen Verkehrsmengen für Zu- und Abfahrten im fließen­

den Kfz-Verkehr. Folglich bestimmen mehr oder weniger Autos direkt über 

die (an Flächenverfügbarkeit gebundene) Möglichkeiten der Realisierung 

anderer (nicht - verkehrlicher) städtebaulicher Funktionen und Nutzungen 

(z.B. über zum Kfz-Verkehr alternative Verkehrsgelegenheiten und Straßen­

nutzbarkeiten). 

Mehr noch als die Wirkungen auf das Stadtbild und den Straßeneindruck 

ist die Flächeninanspruchnahme durch fahrende und abgestellte Autos 

also die entscheidende Größe für die Bestimmung städtebaulich verträgli­

cher Verkehrsbelastungen. Neben der Durchlaßfähigkeit des Straßennetzes 

(für den fließenden Kfz-Verkehr) sind damit vor allem die Flächenrestrik­

tionen im ruhenden Kfz-Verkehr entscheidende Stellschrauben zur Mengen­

beeinflussung des Autoverkehrs in der Stadt. 

Näheres zur Berücksichtigung der beiden Belastungskriterien Fläche und 

Stadtgestalt im Bereich Städtebau beim LADIR-Verfahren zur Bestimmung 

stadtverträglicher Belastbarkeiten durch Autoverkehr ist in Kap. 5.2 aus­

geführt. 



4. Typisierung städtebaulicher Situationen 

4. 1 Städtebauliche Situationen 

Städtebauliche Situationen sind räumlich klar definierte Bereiche einer 

Stadt, wie z.B. Straßenabschnitte, Plätze, Wohngebiete, Stadtteile oder 

Standorte mit einheitlicher Nutzung. Sie lassen sich charakterisieren durch 

so unterschiedliche Merkmale, wie Bebauungsart, Straßenrandnutzung, 

Gestalt des Straßenraumes sowie Art und Intensität der Straßennutzung. 

Die konkreten städtebaulichen Situationen verdeutlichen bestimmte Emp­

findlichkeiten und Nutzungsansprüche. Empfindlichkeiten von städtebauli­

chen Situationen und Nutzungen beschreiben deren Schutzbedürftigkeit 

gegenüber Beeinträchtigungen und Umweltbelastungen durch den Autover­

kehr. So ist z.B. ein Wohnhochhaus besonders empfindlich gegenüber 

Umweltbelastungen durch den Autoverkehr (hohe Schutzbedürftigkeit), ein 

Lagerplatz für Baumaterialien hat demgegenüber eine geringe Empfindlich­

keit (geringe Schutzbedürftigkeit). 

Umwelt-/Umfeld-/städtebauliche Belastungen durch den Autoverkehr haben 

bestimmte Auswirkungen und Konflikte. Diese Auswirkungen ergeben sich 

sowohl durch den Autoverkehr selber als auch durch dessen Verkehrs­

anlagen (das Bauwerk "Straße"), im wesentlichen durch den fahrenden 

Autoverkehr und durch abgestellte Autos. Die Auswirkungen stellen sich 

dar als Beeinträchtigung von Nutzungsansprüchen und Unverträglichkeiten 

(Konfliktpotentiale). 

Aus diesem Sachzusammenhang heraus lassen sich Grenzwerte für 

städtebaulich verträgliche Kfz-Belastungen durch den Autoverkehr in defi­

nierten städtebaulichen Situationen ableiten. Bei der Abschätzung von 

städtebaulich verträglichen Kfz-Belastungen spielt das vorhandene Ver­

kehrsaufkommen und die Verkehrsbedeutung von entsprechenden Straßen­

abschnitten prinzipiell keine Rolle. 

Vielmehr ist in Abhängigkeit von der jeweiligen Empfindlichkeit einer 

städtebaulichen Situation die Gesamtheit des Stadtgebietes in Typen und 

Bereiche einzuteilen. Für diese Typen und Bereiche sind verträgliche bzw. 
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unverträgliche Kfz-Belastungen vor dem Hintergrund der maßgeblichen 

Kriterien der Umwelt-/Umfeld-/städtebaulichen Belastungen auszuweisen. 

Die Subsumierung dieser Belastungswerte ergibt den Grenzwert für die 

Stadtverträglichkeit des Autoverkehrs. 

Da eine systematische und allgemeingültige Typisierung von städtebauli­

chen Situationen, bedingt durch die Art und Auswahl - also die Vielzahl 

von Kenngrößen und ihrer Gewichtung - bisher nicht vorhanden ist, muß 

in Abhängigkeit von der jeweiligen Fragestellung eine konsensfähige Typo­

logie erstellt werden. 

Die inhaltliche Problematik bei der Erstellung einer "passenden" Typologie 

ist auch darin zu sehen, daß die Ausprägungen von Merkmalseigenschaf­

ten nicht gleich- bzw. normalverteilt sind und daher unterschiedliche Quali­

tätsniveaus aufweisen. Um aber die notwendige Informationsverdichtung 

vornehmen zu können, orientieren sich Typologien, die sich auf die vor­

handene (oder geplante) Infrastruktur von städtischen Situationen bezie­

hen, überwiegend auf folgende Merkmale: 

o Nutzungsansprüche (Bild 4.1-1), 

o Lage im Stadtgebiet (Bild 4.1-2), 

o Anliegeransprüche (Bild 4.1-3) sowie 

o Bebauungs- und Baunutzungsstruktur und Straßenfunktionen 

(Bild 4.1-4). 



A sehr 
hoch 

8 
hoch 

c 
mittel 

D 
gering 

E sehr 
gering 

Bild 4.1-1 : 

Straßenumfeldtypen nach Nutzungsansprüchenj 
Qualitätsanforderungen 

Straßenrand- soziale Straßen- Stadtgestalt, 
nutzung/ -be- nutzung (F /R) Stadt-/Straßen-
bauung bild 

sehr hohes sehr ausgeprägt, sehr hohe 
Schutzbedürfnis hoher Anspruch Qualität 

hohes Schutz- ausgeprägt, hoher hohe Qualität 
bedürfnis Anspruch 

mittleres mittelmäßig aus- mittlere 
Schutzbedürfnis geprägt, mittlerer Qualität 

Anspruch 

geringes wenig ausgeprägt, geringe 
Schutzbedürfnis mittlerer Anspruch Qualität 

sehr geringes gering ausgeprägt, sehr geringe 
Schutzbedürfnis geringer Anspruch Qualität 

Straßenumfeldtypen und Nutzungsansprüche 

Realisierbarkeit 
der Nutzungs­
ansprüche 
durch Flächen­
potentiale 

(Straßennutz­
barkeit/ Stra­
ßenraumbreite) 

sehr gering 

gering 

mittel 

hoch 

sehr hoch 
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Gebiets· 
typ 

Ia 

lb 

II 

111 

IV 

V 

Lage 

Kemsladl oder 
nahe der Kern· 
sladl 

Kemstadl oder 
nahe der Kem-
sladl 

Am Rande der 
Kamstadt 

Meist in oder 
am Rande von 
kleineren 
StAdien oder 
Stadtteilen 

Außerhalb von 
StAdien oder 

/ Dörfern Im 
Einzugsbereich 
von Groß-
stAdlen, Salelll· 
tensl4dle 

Außerhalb von 
StAdien, Rand· 
berelch von 
KleinstAdien 

Straßennetz Straßenbrelle Bebauung 

Regelm4ßlges Meist gering, Geschlossene 
Raster, keine Querschnitt bis Blocknsndbe· 
Hierarchie zu 10m bauung, 3-4 

Geschosse, 
hohe Wohndlch-
te 

Regelmäßiges Überwiegend Blocknsndbe· 
Raster, groß, Quer- bauung, z. T. 
keine Hierarchie schntne mehr onen, bis zu 4 

als 12m brell Geschossen, 
mllllere Wohn· 
dichte 

Regelm4ßlges Zum Teil Überwiegend 
Raster, gennge schmale Stra- Mehrfaml· 
AnsAtze zur Ben, oft brelle llenhAuser, ein-
Nelzhlerarchle Gellwege durch zelslehend, 

Baumbestand gennge 
Wohndichte 

Unregelmäßiges Sehr unter- Unterschiedlich 
Raster schiedlich, un- Elnzel-u.Mehr-

terschledllche ramlllenhlluser, 
AusbauzustAnde Wohndichte 

genng bis mittel 

Systematisches Abgestuft nach Abgestuft, Ein· 
Nelz, hlerar- Funktionen, zelhAuser bis 
chlsch brelle Sammet- Blocks, alle Ge-
abgestuft siraßen schoßzahlen, 

hohe Wollndlch-
te 

Ungegllederl, Sehr unter· Elnzelhlluser, 1· 
Einzelstraßen schiedlich 2 Geschosse, 

sehr gennge 
Wohndichte 

-----------

Nutzung FreiflAchen Geschwlndlg· Fremdverl<ehr Ruhender Ver-
kell kehr 

Überwiegend Meist Deßzll, Meist genng Besonders mor- Großer Bedarf, 
Wohnen, erheb- seilen Vorgllrten gens und hohe Beleguno 
llcher Gewer- abends erheb- aller Abstell-
beanlell möglich lieh mögllchkellen, 

aucn bei Halte-
verbot 

Überwiegend Ger1nge zum Teil Besonders mor- Großer Bedarf, 
Wohnen, er- FrelriActlen, erhöht gens und hohe Beleguno 
hablicher aellen VorgArten abends erheb- aller Abstell-
Gewerbean- llcll möglich keilen, 
teil möglich auch bel Halle-

verbot 

Nahezu aus- Meist ausrel- Zum Teil Je nach Lage, Durchschnlnll· 
schließlich Woll· chend, VIele erhöht meist gering eher Bedarf, 
nen, aehr genn- Vorgllrten Angebot meist 
ger Gewerbean- ausreichend 
teil 

' HauptsAchlich Teilwelse Frei- Je nach Je nach Lage, Meist größeres 
Wohnen, wenig nAchen. auch Straßenbrel- meist ger1ng Angebot als I 

Gewerbeanteil Bau lOcken, le, tellweise Bedarf 
tellweise Vor- erhöht 
gAnen 

Nahezu aus- in der Regel Auf Sammet- Nur seilen, Meist ausrel-
schließlich Woll· ausreichend siraßen on meist unmöglich chend prlv.Siell-
nen, wenig nach Landes- hoch plalzangebol, 
Gewerbe bauordnung, dennoch Sam-

Vorgllrten nach melslroße be-
Bebauungslorm parl<t 

Nahezu aus- Reichlich vor· Sahr unter- Sehr genng Wenig Nach· 
schließlich Woll· handen, Ober· schiedlich !rage nach 
nen wiegend Vor· Stellpl41zen Im 

gArten önenlllchen 

----------L__ -· 
Bereich 

-· 



Nr . 

6 

übergeo r dnete 
Gesichtsp unkte 

Netzfunktion 

Ortsspezifische 
Randbedingungen Ortsspezifische Straße n funkt i onen 

Aufenthalt Erschließung Verkehr 

Or ientierung I 
ri-:-L_a_g_e--,-im---- -, 

Stadtra um 

:=:===~ 
beschri eben/gekennze i chnet/ cha r ak te r i s; er t durch 

Raumbildung II Art · 
~=========~ der Bebauung 

Sicht­
beziehungen 

Durchgrünu ng 

Kl einkl il'la 

Durch l üftung 

Bebauungsdichte 

Bebauungs fo r m/ 
Ba uwe ise 

Ba ufluchtabstand 

Straßen r aum/ 
Vorgärten 

- Anzahl poten­
tieller Nutzer 

- Tätigke i ten 
- Bewegungsab l äufe 

(Fußgänge r ) 
-Nutzungsvorgänge 

-Kfz - Anl iegerver­
kehr (Parke n , 
Ha I ten , ..• ) 

- Andienung / 
Belieferung 
(Be - und Entladen) 

mi t Auswirkungen a uf und Ansprüchen an 

-Gehwegflächen ~ - Parkstreifen I 
-Spie l flächen - Ladebuchten 
-Auf.ent~a l tsräume -Verkehrsregelung/ 
- Gr unfl achen Beschilderung 

- Men ge und 
Bewegungsab 1 äufe 
(Fußg. ,Radf. ,Kfz) 

- Zusanvnensetzung 
(Fa hrze ugarten) 

-Geschwi ndi gke i t 

-Fahrbahn 
-Ge hweg/Radweg 
- Ve r kehr s r ege l ung/ 
Seschi l de rung 

Strassenka t egoren n ach An l iege r a n sprüc h en 

A 
Gesc hlossene 
Bl ockbebauung 
mit mehr a l s 2 
Geschossen und 
mittlerer 
Geschäfts nutzung 

B 
Offene/halboffene 
2- bis 4-geschos -
sige Bebauung ,ge -
sch 1 ossene 1- und 
2-geschos s i ge Be -
ba uung mit mittl. 
Geschäftsnutzung 

c 
Offene Ein- und 
Zweifami 1 ienhaus-
beba uung? vere i n-
ze l t Geschäfte 
und sonstige pub -
1 i kums intensive 
Nutzungen 

D E 
Gewerbegebie t e , Gewe r bege bi ete/ 
publ ikumsinten- lndus tri egeb i e te 
s i ve Nutzungen , mi t ge ri ngen An -
Wohnen und Ei n- 1 iegera nspr üche n 
ka ufen nachrangig 

Bild 4.1-3: Gebietstypisierung nach Anliegeransprüchen (v. MÖRNER u.a. 1984) 

Bebauungs- u nd Oa unu t Zl! :"I'J !H-' truktu r 

Ar t der 
bauli chen 
Nutzunq 

Wohnu ogen, 
Laden, Schulen, 
Klta u. A. 

Wohnung en , 
Schulen , Kita u.a. . 

Wohnungen , 
t'jeschAfte u . a . 
publik umsorientierte 
Hutzungen 

Wohnungen, 
Schulen , Kita , 
einzelne Uiden 

UUros, Gewe rbe, 
zur. Rückse i te 
orienti e rte Woh nunge n 

nicht ausgebaut, 
abgesch i rmt 

Ar t d e r 
ße-
bauung 

ges chl . 

offen 

geschl. 

o [f t! n 

gcschl . 
oder 
offen 

Ausrich- Bebau-
tunq zur ungs-
Straße dichte 

.. + 

+ + 

0 

Straßenfunk t i onen 

Verkehrsfunk t i onen lluf enthalts funk tion 

Hotori s ie'rter Verk . Nicht- Umwelt- llffent -

Vor hin- Erschli e 
motorl- funktion licll 

dung .ßung sie rter ke its-
Verkehr funktion 

Straßenfunktionstyp 

Beispiel 

Erschließungsstraßen in 
Hohngebieten hoher bau­
licher Dichte 

Erscl1l i eßungsstraßen i n 
neue r en Wohngebieten bzw . 
i n Wohngebieten ger i ngerer 
Oi chte 

Ver k ehrs- und Hauptver­
kehrsstraßen in zentralen 
Bereichen und Wohngebi e t en 
hoher Oichte 

Verke hrs- und Hauptver­
kehrsstraßen in Wohnge bie­
ten geringer baulicher 
Oi chte 

ll a uptverkehrs straßen mi t 
w~ n iger empfindlicher 
Ocbau ung 

nicht angebaute llaup t .ver­
kehrsstraßen, Kfz-S t raßen 

+ Oberdurchschnittlich 
o du r chschnittlich 

unte r durchschnittlich 

Bild 4.1-4: Straßenfunktionstypen nach Bebauungs- und Baunutzungsstruktur 
(APEL/BRANDT 1982) 
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Die "Studie zur ökologischen und stadtverträglichen Belastbarkeit der Berli­

ner Innenstadt durch den Autoverkehr", die der hier formulierten Untersu­

chungsfragestellung am nächsten kommt, geht von einer Einteilung nur 

des HVS-Netzes in 17 repräsentative Straßenabschnitts-Typen aus, wobei 

in der konkreten Bearbeitung eine Verdichtung auf die folgenden sechs 

Straßentypen vor dem Hintergrund der Verkehrs- und Umfeldbelastungen 

vorgenommen wird (SENATSVERWALTUNG FÜR STADTENTWICKLUNG 

UND UMWELTSCHUTZ BERLIN 1992): 

o Keine Nutzung, 

o Wohnen, 

o Industrie/Wohnen, 

o Industrie, 

o Geschäft/Wohnen, 

o Geschäft. 

Für den im LADIR-Verfahren benötigten Typologie-Rahmen sind einige 

wesentliche Randbedingungen zu definieren, um eine der Verfahrensent­

wicklung entsprechende, handhabbare Typologie erstellen zu können: 

o Abhängigkeiten von der Stadtgröße sind für den Typologie-Rahmen 

explizit nicht notwendig. Je nach konkreter Situation wird sich die 

Typenvielfalt - bedingt durch die gewählten Merkmale - reduzieren. 

o Es wird davon ausgegangen, daß nur die bebauten Bereiche von 

Städten und Gemeinden relevant sind. 

o Es wird nur die Stadt und Gemeinde in ihrer räumlichen Ausdehnung 

selber (Stadtgebiet, Gemeindegebiet) als Bezugsgebiet für die Angabe 

städtebaulich noch verträglicher Kfz-Verkehrsbelastungen betrachtet. 

Das Umland der Städte und Gemeinden bzw. die verkehrliehen Ver­

flechtungen zwischen Stadt und ihrem Umland werden daher bei den 

vorliegenden Betrachtungen außer Acht gelassen. Es werden also 

keine Stadt-Umland-Typen definiert. 



o Die absolute Länge des Hauptverkehrsstraßennetzes wird als gege­

bene Größe angesehen und ist von daher nicht weiter Gegenstand 

der Betrachtungen. 

o Als weitere Randbedingung wird eingeführt, daß sich Flächennutzun­

gen und deren Zuordnung sowie die Standorte innerhalb von Städten 

und Gemeinden nur in sehr engen Grenzen und sehr langfristig ver­

ändern lassen bzw. verändert werden. Ähnliches gilt für die Auswei­

tung bzw. Ergänzung des städtischen Hauptverkehrsstraßennetzes 

(z.B. durch entsprechenden Neu- und Ausbau von Straßenverkehrs­

anlagen). Somit entfallen Überlegungen mit Prognosecharakter. 

o Es wird davon ausgegangen, daß in der Stadt ein definiertes 

Hauptstraßennetz (HVS-Netz) zur Aufnahme des Kfz-(Gebiets-)Durch­

gangsverkehrs und ein Erschließungsnetz (Sammelstraßen, Anlieger­

straßen) zur Gebietserschließung existiert. Letzteres ist Tempo 

30-Zonen (mit generell Tempo 30 km/h), verkehrsberuhigten Berei­

chen oder Fußgängerzonen in Kernbereichen bzw. in Citygebieten 

zugeordnet. 

o Darüber hinaus existiert eine Kategorie von Zwischentypen von Stra­

ßen, die nach ihrer Verkehrsbedeutung nicht von vornherein eindeutig 

zugeordnet werden können. Für diese Sonderbereiche sind besondere 

Überlegungen anzustellen bzw. Untersuchungen durchzuführen. 

o Stadt-Autobahnen und vergleichbare Straßen werden bei den Überle­

gungen zu den Straßenbelastbarkeiten ausgegrenzt. 

Weiterhin sind bei der praktischen Bestimmung der hier benötigten Typo­

logie zu beachten: 

o Zugänglichkeit von Daten, 

o leichte Anwendbarkeit, 

o einfache Durchschaubarkeit, 

o Übertragbarkeit auf variable konkrete Situationen. 
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Vor dem Hintergrund der skizzierten Randbedingungen, wird im LADIR­

Verfahren von einer generellen Unterteilung der städtebaulichen Situationen 

in drei Bereiche ausgegangen: 

o das Hauptverkehrsstraßennetz (HVS-Netz), zugleich Straßen mit über­

örtlichem Kfz-Durchgangsverkehr und Routen des Lkw-Verkehrs, 

o die dazwischenliegenden Stadtgebiete, 

o Sonderbereiche (dem HVS-Netz oder Gebieten zuzuordnen). 

Grundsätzlich sind zu unterscheiden: 

e Relevanz des fahrenden Autoverkehrs (HVS-Netz), 

e Relevanz des ruhenden Autoverkehrs (Gebiete). 

Für diese Bereiche werden im folgenden die notwendigen Straßen- und 

Gebietstypen definiert. Bei der Konzipierung der Typologie wird der mehr 

deduktive Weg, also der von der groben zur feinen Einteilung, eingeschla­

gen. Somit kann je nach Datenschärfe die Qualität der Typologie be­

stimmt werden. 

4.2 Straßentypen im HVS-Netz 
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Das HVS-Netz hat vor allem Verkehrsbedeutung für den Kfz-Durchgangs­

verkehr sowie für den - zur Sicherung der Funktionsfähigkeit einer Stadt 

- notwendigen Autoverkehr und ist damit für den fahrenden (und "arbei­

tenden") motorisierten Verkehr besonders wichtig. 

Üblicherweise sind städtische Straßen- und Wegenetze nicht nur nach 

Verkehrsmitteln (Fußgänger, Radfahrer, Busse, Bahnen, MIV), sondern 

auch nach ihrer Verkehrsbedeutung bzw. Verkehrsfunktion (Straßennetze 

für den Autoverkehr) differenziert. 

Historisch gewachsen und damit weitgehend unabhängig von vorhandenen 

städtebaulichen Funktionen und Anforderungen der Straßenrandnutzungen 

existiert in jeder Stadt ein Hauptstraßennetz (Vorrangnetz, Vorbehaltsnetz, 

Grundnetz, Hauptnetz) zur Abwicklung des MIV, auf dem der Ver- und 



Entsorgungsverkehr, der Güter- und Lieferverkehr, der Verkehr zur Verbin­

dung der einzelnen Standorte und Stadtteile sowie der überörtliche und 

innerörtliche Kfz-Durchgangsverkehr abgewickelt wird. Die Größe dieses 

Hauptstraßennetzes (Ausdehnung, Länge, Dichte, Kapazität) ist von Stadt 

zu Stadt sehr unterschiedlich und letztlich eine Frage des angestrebten 

(oder minimal erforderlichen) Erreichbarkeits- bzw. Befahrbarkeits-Standards. 

Besonders die Haupt(verkehrs-)straßen sind gekennzeichnet durch eine 

Überlagerung von unterschiedlichen und z.T. konkurrierenden Nutzungs­

ansprüchen, wobei insbesondere die Nutzungszusammenhänge zwischen 

den Straßenseiten zu beachten sind. 

Im Rahmen des LADIR-Verfahrens eignen sich für die Typisierung des 

HVS-Netzes insgesamt fünf Merkmale (siehe auch Bild 4.2-1}: 

Merkmale Typisierung 

1 Straßenrand- Wohnen Mischnutzung Gewerbe 
nutzung 

I I I 
2 Nutzungs- hoch mittel ger ing 

empflndlichkeit I .L I I 
3 Straßenrand- offen geschl. 

bebauung 

4 Nutzungs- hoch gering 
dichte 

I I 
5 Straßenraum-

~1~~ 126s-l:sl DJJ DJJ DJJ breite (m) 

HVS-Typ-Nr. , 2 3 4 5 6 7 B 9 10 , , 12 13 

Bild 4.2-1: Typologie-Rahmen für das HVS-Netz 
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o Straßenrandnutzung, 

o Nutzungsempfindlichkeit, 

o Straßenrandbebauung, 

o Nutzungsdichte, 

o Straßenraumbreite. 

Bei dem Typisierungsmerkmal der städtebaulichen Nutzung wird abhängig 

von Nutzungsansprüchen bzw. Empfindlichkeiten und Schutzbedürftigkeiten 

eine Einteilung in drei Kategorien vorgenommen: 

o Wohnen (und vergleichbare Nutzung) mit hoher Empfindlichkeit, 

o Mischnutzung mit mittlerer Empfindlichkeit, 

o Gewerbliche Nutzung mit geringer Empfindlichkeit. 

Als weiteres Unterscheidungsmerkmal wird bei der Kategorie "Wohnen" 

noch nach dem Merkmal "Straßenrandbebauung" differenziert, um die 

städtebauliche Situation und die Lärmausbreitungsbedingungen zu erfas­

sen: 

o Wohnnutzung mit offener Straßenrandbebauung und 

o Wohnnutzung mit geschlossener Straßenrandbebauung. 

Speziell für den Straßentyp mit Mischnutzung wird nach der Intensität 

der Nutzungsdichte unterschieden mit dem Ziel, die daraus herleitbaren 

Nutzungsintensitäten des Straßenraumes zu berücksichtigen: 

o Mischnutzung mit hoher Nutzungsdichte und 

o Mischnutzung mit geringer Nutzungsdichte. 

Für die differenzierten städtebaulichen Nutzungstypen Wohnen und Misch­

nutzung wird eine weitere Feinunterteilung nach drei Klassen von Straßen­

raumbreiten (Baufluchtabstand bzw. Abstand der Randbebauung) vorge­

nommen: < 16 m, 16 - 25 m, > 25 m. 

Hiermit liegt ein praktikables Grundgerüst von 13 Typen zur (Grob-)Ein­

teilung eines HVS-Netzes vor (siehe Bild 4.2-1 ). 



Folgende Randbedingungen sind dabei zu beachten: 

o die evtl. vorhandene Unterschiedlichkeit der zwei Straßenseiten wird 

nicht berücksichtigt, 

o nicht angebaute Straßen (z.B. Stadtautobahnen) werden nicht berück­

sichtigt. 

4.3 Gebietstypen 

Zusätzlich zum Hauptverkehrsstraßennetz gibt es in der Stadt Straßen, die 

der Erschließung kleinerer Gebietseinheiten dienen. Diese Sammel- und 

Anliegerstraßen besitzen, sofern sie keinen Kfz-Durchgangsverkehr aufneh­

men müssen, geringe Bedeutung für den Autoverkehr. Sie haben lediglich 

die Mindestbedingung für die Erschließung zu erfüllen, jedes Grundstück 

durch das Auto erreichbar bzw. zugänglich zu machen. ln Wohngebieten 

gehören diese Straßen in der Regel zu Tempo 30-Zonen. 

Neben der Erfüllung der Verkehrsfunktion müssen diese Straßen auch den 

Anforderungen an städtebauliche Räume gerecht werden (siehe EAE 85), 

also Aufenthalt und Straßenrandnutzungen angemessen ermöglichen und 

städtebaulichen Gestaltungsansprüchen genügen. Somit gehen Beeinträch­

tigungen durch den Autoverkehr nicht allein von den fahrenden, sondern 

auch und hier besonders von den abgestellten Autos aus. Zudem gibt es 

in diesen Straßen ohne Kfz-Durchgangsverkehr einen direkten Zusammen­

hang zwischen der Zahl der Abstellplätze und der Verkehrsbelastung. 

Stadtverträgliche Belastbarkeit bedeutet hier, eine Flächenaufteilung im 

Straßenraum zu sichern, die den verkehrliehen und städtebaulichen Anfor­

derungen gerecht wird. Diese Anforderungen sind je nach Nutzung sehr 

unterschiedlich. ln Anlehnung an die Baunutzungsverordnung (Verordnung 

über die bauliche Nutzung der Grundstücke - BauNVO) vom 23. Januar 

1990 können Gebiete abgegrenzt werden, die unterschiedliche Anspruchni­

veaus bzw. Empfindlichkeilen aufweisen (siehe Bild 4.3-1). Den dort ge­

nannten Gebietskategorien lassen sich die Gebietstypen, entsprechend 

ihrer Schutzbedürftigkeit bzw. Empfindlichkeit gegenüber Umwelt- bzw. 

Umfeldbelastungen durch den Autoverkehr zuordnen. 
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Baugebiete nach 
Baunutzungsver-
ordnung (BauNVO) 

§2WS 
Kleinsiedlungs-
gebiete 

§3WR 
reine Wohngebiete 

§4WA 
allgemeine 
Wohngebiete 

§4aWB 
besondere 
Wohngebiete 

§5 MD 
Dorfgebiete 

§ 6MI 
Mischgebiete 

§ 7 MK 
Kerngebiete 

§ BGE 
Gewerbegebiete 

§9GI 
Industriegebiete 

§ 10 so 
Sondergebiete 
(Erholung) 

§ 11 so 
sonstige Sonder-
gebiete 

Bild 4.3-1: 
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Gebietstypische Nutzungen Der zulässige 
(zulässig ohne gesonderte Anforderung »Störgrad• von Gewerbe, 
an ihren »Störgrad•) Handwerk usw. 

Kleinsiedlungen, Wohngebäude, Iandwirt- nicht störend 
schaftliehe Nebenerwerbsbetriebe, 
Schank- und Speisewirtschaften 

Wohngebäude, bestimmte Läden und nicht störend 
Seherbergungsbetriebe 

Wohngebäude, bestimmte Läden, Schank- nicht störend 
und Speisewirtschaften, Anlagen für 
kirchliche, kulturelle, soziale, gesund- .!'_ ~-

heilliehe und sportliche Zwecke 

Wohngebäude, sonstige Gewerbe sowie Vereinbarkeil mit der 
bestimmte private und öffentliche Infra- Wohnnutzung entspre-
Struktureinrichtungen chend der besonderen 

Eigenart des Gebiets 

Land- und Forstwirtschaft, Wohngebäude, nicht wesentlich störend, 
dorftypische Nutzungen, sonstiges Gewerbe Vorrang Land- und 
und bestimmtes Handwerk Forstwirtschaft 

Wohngebäude, Gewerbebetriebe, das Wohnen nicht 
bestimmte private und öffentliche Infra- wesentlich störend 
struktureinrichtungen, bestimmte 
Vergnügungsstätten 

Handelsbetriebe, zentrale Einrichtungen nicht wesentlich störend 
von Wirtschaft und Verwaltung, Vergnü-
gungsstätten, bestimmte private und öffent-
liehe Infrastruktur und (begrenzt) 
Wohnungen 

Gewerbebetriebe nicht erheblich 
belästigend 

Gewerbebetriebe in anderen Baugebieten 
unzulässig, (auch »er-
heblieh belästigend•) 

Wochenendhäuser, Ferienhäuser, (gebietsspezifisch) 
Campingplätze 

Sondergebietsnutzung (gebietsspezifisch) 

Unterteilung der Baugebiete nach unterschiedlichen Störgraden 
(BRÖLL/DÖLKER 1993) - mit Vorschlägen der Bearbeiter 
für die Zuordnung von Gebietstypen 

-----. zugeordneter 
Gebiets- I 
typ I ______ .... .. 

--------. 
- -@ I ~ 

1-

1-

-

-
' 

-

-

,_ 

1-

1-

..... 

I 
-@ I 

--CD 

--@ 

--@ 

- -@ 

- -@ 

--® 

- -@ 

-0 

I 
I 
I 
I 
I 
I 

I 
I 
I 
I 

--- _J 



Zusammenfassend sind daraus drei verschiedene Gebietstypen abzuleiten: 

• Gebietstyp 1 hoher Anspruch, 

• Gebietstyp 2 mittlerer Anspruch, 

• Gebietstyp 3 geringer Anspruch. 

Jedes Gebiet ist entsprechend seiner Nutzung und Struktur einem Typ 

zuzuordnen; die Abgrenzung der Gebiete erfolgt nach zwei Kriterien: 

o es werden nur Straßen eingeschlossen, die Erschließungsfunktion ha­

ben; 

o die jeweilige Nutzung ist weitgehend homogen. 

Es wird in jeder Stadt Bereiche geben, bei denen eine Zuordnung zu 

den Gebietstypen zweifelhaft ist. Das gilt insbesondere für Gebietsstraßen, 

die eine Sonderfunktion zu übernehmen haben, wodurch untypische Kfz­

Verkehrsbelastungen entstehen, z.B.: 

o Parkplatzsuchverkehr in der Innenstadt bzw. in innenstadt-nahen Ge­

bieten, 

o Parkhauszufahrten, 

o Zufahrt zu Sportanlagen und Freizeiteinrichtungen u.ä .. 

Hier muß im Einzelfall entschieden werden, ob die Straßenbelastbarkeit 

oder die Gebietsbelastbarkeit entscheidend ist. Ggf. muß eine Neuab­

grenzung des Gebietes vorgenommen werden. 
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5. Methodik des LADIR-Verfahrens 

5.1 Rahmenbedingungen und Voraussetzungen 

Dem LADIR-Verfahren liegt die Annahme zugrunde, daß es in einer Stadt 

(und Teilen davon) Grenzen der Belastbarkeit durch Autoverkehr gibt. 

Diese Grenzwerte für die Verkehrsbelastbarkeit der Stadt richten sich nach 

der Stadtverträglichkeit des Autoverkehrs und sind dementsprechend von 

Belastungskriterien des Autoverkehrs abhängig. Der Forschungsansatz be- ' 

zieht sich somit auf die Ableitung und Entwicklung eines Verfahrens zur 

Ermittlung stadtverträglicher Belastbarkeiten bzw. Belastungen durch Au­

toverkehr. Ausgangspunkt ist dabei die Überlegung, daß die heute in den 

meisten Städten oder einzelnen Stadtbereichen vorhandenen Kfz-Verkehrs­

belastungen nicht mehr stadtverträglich sind, daß andererseits ein notwen­

diger Autoverkehr für die Funktionsfähigkeit einer Stadt unverzichtbar ist 

und daß zwischen diesen beiden Werten die Größe "stadtverträglicher 

Autoverkehr" anzusiedeln ist. 

Grundsätzlich ist hierbei anzumerken, daß im Gegensatz zur maximal 

möglichen Kfz-Verkehrsbelastung die stadtverträgliche Kfz-Verkehrsbelastung 

- wie auch der notwendige Autoverkehr - keinen in relativ engen Grenzen 

angebbaren oder berechenbaren allgemeinen Grenzwert darstellt. Solche 

Grenzwerte sind vielmehr nur definierbar und abschätzbar in Abhängigkeit 

von den jeweiligen Belastungskriterien im Zusammenhang mit der jeweilig 

belasteten städtebaulichen Situation sowie bestimmten Verträglichkeitsstan­

dards. Solche Standards sind zudem nur sehr beschränkt wissenschaftlich 

herleitbar und orientieren sich eher an politischen Vorgaben. Da es sich 

um die Entwicklung eines Rechenverfahrens handelt, wird nicht auf Fra­

gen eingegangen, die sich z.B. mit der gewünschten sozialen Funktion 

des Straßenraums oder auch mit der noch vertretbaren Art und Intensität 

der Straßenrandnutzung auseinandersetzen. 

Ebenfalls nicht behandelt werden die Strategien und Maßnahmen, die zu 

einer Umsetzung der ermittelten Grenzbelastungen beitragen können, also 

z.B. Fragen, auf welche Fahrtzwecke, Nutzergruppen und Fahrziele sich 

der stadtverträgliche Autoverkehr aufteilen soll. Dies bedeutet auch, daß 

im Rahmen dieses Projektes keine Primär-Datenerfassung durchgeführt 

73 



74 

wird. Es wird hier vielmehr ein praxisnahes Verfahren mit Rückgriff auf 

leicht verfügbare Sekundärdaten entwickelt. 

Bild 5.1-1 zeigt das LADIR-Verfahren im Zusammenhang. Ausgehend von 

Typen städtebaulicher Situationen (HVS-Typen und Gebietstypen) sowie 

den maßgebenden Belastungskriterien (siehe Kap. 3) werden städtebauli­

che Verträglichkeiten und verkehrliehe Belastbarkeiten durch Autoverkehr 

ermittelt: Straßenbelastbarkeiten im HVS-Netz - Gebietsbelastbarkeiten in 

den übrigen Gebieten. 

Ausgehend vom üblichen Verkehrsgeschehen in Straßennetzen wird weiter­

hin angenommen, daß im HVS-Netz die Belastungssituation in der Regel 

durch den fließenden Autoverkehr (fahrende Autos) dominiert wird, wäh­

rend in den übrigen Gebieten die Belastungssituation durch den ruhenden 

Autoverkehr (abgestellte Autos) maßgebend ist und der fließende Autover­

kehr hier eine eher untergeordnete (auf das Gebiet selbst beschränkte) 

Rolle spielt. 

Die Belastbarkeilen der zu Typen zusammengefaßten städtebaulichen Si­

tuationen (Straßenbelastbarkeiten im HVS-Netz, Gebietsbelastbarkeiten in 

Gebieten, Belastbarkeitsuntersuchungen für Sonderbereiche) lassen sich 

dann räumlich zusammenführen zu einer Aussage über die insgesamt 

noch stadtverträgliche Belastbarkeit/Belastung durch Autoverkehr für einen 

größeren zusammenhängenden Planungsraum als 

Momentaufnahme des Verkehrsgeschehens im gesamten Straßennetz zu 

einem bestimmten Zeitpunkt - als Anzahl sich gleichzeitig aufhaltender 

(fahrender und abgestellter) Autos in einer Stadt. ( = Grenzwert der 

stadtverträglichen Gesamtbelastbarkeit durch Autoverkehr). 



Typisierung städtebaulicher Situationen 
Einteilung des Planungsraumes nach Ha~:Jptverkehrsstraßen (HVS.-Netz) und übrige Gebiete 

HVS~Netz Gebiete 

Bildung von 13 Straßentypen nach Bildung· von 3 · Gebietstypen nach 
Anspruchsniveaus 

- Randnutzung -hoch 
- Randbebauung - mittel 
- Nutzungsdichte - gerin~:J 

- sm~ßer~raum9reite 

Definition von Kriterien der Belastbarkeit und Verträglichkeit in den 
Bereichen 

Umwelt Umfeld Städtebat,~ 

~ Aqgas (Luftbel~styngl 
- lärm tLarmbelastuhg) 

- Vllf~Ug~f~hrqwm 
.(Sicherheit/Unfällrisikol 

~ lt~nnwirkyng · 
(Uberq uerbar'keitl 

-Fläche 
·(Ff~ctieninanspruchnahme, 
FI~Gh~hverfQgb~rk~it, 
Flachennützbärkeitl 

- St~gtgestalt 
(Städtbii(JdstraßenbUd· 
b~eintrachtigung, Stadt-/ 
Straßengestaltung) 

St<Jndards ynd Grenzwerte für die 

verkehrliehe Belastbarkeit + städtebauliche Verträglichkeit 

• 

~~------------~~ .. ii .. ~--------------~, -
Ermittlung der stadtverträglichen Belastbarkeit durch den Autoverkehr 

für einen Planungsraum 
Gebiete 

Grenzwerte der verkehrliehen Belastbarkeit 

• l.äriTlg rerliw~rt 
- sichere · Fußgängerüberquer.barkeit 

Grenzwerte der städtebaulichen Verträglichkeit 

~ Mindt;Jstbt;Jdingungen für Fvßgänger/Auft;J!'ltnalt/Grün 
- Kfi<!-Gt;JschwindigJ<eit 

- l\ilinde~fbedingl.lngen fljr Fußgänger/Aufenthalt/Grün 
- Mli:ldt;Jßtbedingungen fur J5fz 'Verkehrserschließung 

- StrE~ßenraumpröportionen - Straßenr<:it.~mproportlonen/Straßenf!ächennutzbarkeit 
- Querungsqu<;illtät ·flir Fuß:gängt;Jr 

Stadtverträgliche Belastbarkeit 

Straßenbetastbarkeit Gebi.etsbelastbarkeit 

Stadtverträgliche Gesamtbelastbarkeit in einem Planungsraum 
fAnzahl sich gleichzeitig aufhaltender Autos) 

-
Festlegung von Anspruchniveaus 

unverträglich I zurnutbar I verträglich 

ARGUS/COOPERATIVE/IWU 1994 

Bild 5.1-1 : Übersicht zum Vorgehen im LADIR-Verfahren 
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5.2 Kriterien und Grenzwerte für verkehrliehe Belastbarkeit 

und städtebauliche Verträglichkeit 

Im folgenden werden die zur Bestimmung der stadtverträglichen Belast­

barkeit ausgewählten Kriterien erläutert und Empfehlungen für die jeweili­

gen Grenzwerte vorgeschlagen. Hierbei handelt es sich um Werte, die 

dem derzeitigen Erkenntnisstand entsprechen und normativen Charakter 

besitzen; es sind somit keine wissenschaftlich herleitbaren bzw. eindeutig 

bestimmbaren Grenzwerte. 

Aus diesem Grund werden drei Stufen von Anspruchsniveaus unterschie­

den: 

• Stufe 1: hohes Anspruchsniveau, 

• Stufe 2: mittleres Anspruchsniveau, 

• Stufe 3: niedriges Anspruchsniveau. 

Mit Hilfe dieser Mehrstufigkeit wird erreicht, daß für jedes Kriterium spezifi­

sche Empfindlichkeiten angemessen berücksichtigt werden können. Die 

vorgeschlagenen Grenzwerte der Belastbarkeit und der Verträglichkeit 

orientieren sich dabei an den Ausführungen in Kapitel 3. 

5.2.1 Straßenbelastbarkeit 

76 

Die Bestimmung der Straßenbelastbarkeit (im HVS-Netz) ergibt sich aus 

den folgenden Kriterien der verkehrliehen Belastbarkeit und der städtebau­

lichen Verträglichkeit. 

e Verkehrliehe Belastbarkeit 

o Lärmgrenzwert, 

o sichere Fußgängerüberquerbarkeit. 

e Städtebauliche Verträglichkeit 

o Gehwegbreiten, 

o Straßenraumproportionen, 

o Kfz-Höchstgeschwindigkeiten, 

o Querungsqualität des Straßenraums. 



Die verkehrliehe Belastbarkeit ist abhängig von der jeweiligen Kfz-Ver­

kehrsbelastung einer Straße; demgegenüber bezieht sich die städtebau­

liche Verträglichkeit auf die Straßenraumsituation. Die Kfz-Geschwindigkeit 

hat Bedeutung sowohl für die städtebauliche Verträglichkeit als auch für 

die verkehrliehe Belastbarkeit einer Straße. Um dieses Kriterium nicht dop­

pelt im Verfahren einzusetzen, wird die "Kfz-Geschwindigkeit" als maximal 

zulässiger bzw. stadtverträglicher Wert bestimmten städtebaulichen Situatio­

nen bzw. Straßentypen zugeordnet. 

e Grenzwerte der Belastbarkeit bzw. Verträglichkeit 

Lärmgrenzwert 

Bei Lärm muß zunächst die Belastbarkeitsgrenze bestimmt werden, aus 

der sich unter den jeweiligen Bedingungen (Straßenraumbreite, Randbe­

bauung, Kfz-Geschwindigkeit) die zugehörige Kfz-Verkehrsbelastung ermit­

teln läßt. Für die Festlegung der Belastbarkeitsgrenze von Verkehrslärm 

kann auf umfangreiche Unterlagen zurückgegriffen werden. Daraus sind 

folgende Vorschläge hergeleitet worden: 

• Stufe 1: 50 dB(A), 

• Stufe 2: 60 dB(A), 

• Stufe 3: 70 dB(A). 

ln Abhängigkeit von der Straßenraumgeometrie und der mit der Belastbar­

keitsgrenze angesprochenen Zielnutzung (Aufenthalt im Straßenraum, 

Wohnnutzung, usw.) ist eine Belastbarkeitsgrenze der Verkehrsstärke rech­

nerisch herleitbar. Zur Vereinfachung und leichteren Anwendbarkeit des 

Verfahrens wird mit Hilfe der in der Verkehrslärmschutzverordnung {16. 

BlmSchV) vorgegebenen Rechenregeln in Bild 5.2-1 ein vereinfachter 

Zusammenhang zwischen dem Verkehrslärm am Straßenrand und der Ver­

kehrsstärke dargestellt, der die räumliche Situation der Straßentypen be­

rücksichtigt. Nach Vorgabe eines Lärmgrenzwertes, der für den Straßen­

rand die Verträglichkeitsgrenze markiert, kann auf diesem Weg die lärm­

verträgliche Verkehrsstärke für alle Straßenraumtypen überschlägig festge­

legt werden. ln Anlehnung an die 16. BlmSchV entspricht dieser Wert 

0,06 DTV. 
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Überschlägige Berechnung der dem Beurteilungspegel zugehörige Verkehrsstärken 

zulässige Verkehrsstärke (Kfz/h) 

Be ur- Offene Bebauung Geschlossene Bebauung 
teilungs- Straßenraumbreite < 16 m Straßenraumbreite 16-25 m StraBenraumbreite>25 m I Straßenraumbreite < 16m Straßenraumbreite 16-25 m Straßenraumbreite >25m 

pegel Geschwindigkeit (km/h) 

(dB(A)) 30 40 50 30 40 50 30 40 50 30 40 50 30 40 50 30 40 

47 
48 
49 
50 
51 
52 
53 
54 
55 
56 
57 
58 
59 
60 
61 
62 
63 
64 
65 
66 
67 
68 
69 
70 
71 
72 
73 
74 
75 

4 3 

5 3 
6 4 

7 5 

9 7 

12 8 

15 10 
18 13 

23 17 

29 21 

37 26 

46 33 
58 42 

73 53 

92 66 

116 83 

146 105 

184 132 

231 166 

291 209 

366 263 

461 332 

581 417 

731 526 

920 662 

1.159 833 

1_459 1.049 

1.836 1.320 
2.312 1.662 

Bild 5.2-1: 

2 5 4 3 7 5 4 2 1 1 3 2 2 5 4 

3 . 6 4 3 9 7 5 2 2 1 4 3 2 7 5 
3 8 6 4 12 8 6 3 2 2 5 4 3 9 6 

4 10 7 5 15 11 8 4 3 2 6 4 3 11 8 

5 12 9 7 19 13 10 5 4 3 8 6 4 14 10 

6 16 11 8 24 17 13 6 5 3 10 7 5 17 12 

8 20 14 11 30 21 16 8 6 4 12 9 7 22 16 
10 25 18 13 37 27 20 10 7 5 16 11 8 27 20 

13 31 22 17 47 34 26 13 9 7 20 14 11 35 25 

16 39 28 21 59 43 32 16 11 9 25 18 13 44 31 

20 49 35 27 75 54 41 20 14 11 31 22 17 55 39 

25 62 44 34 94 67 51 25 18 14 39 28 21 69 50 
32 78 56 42 118 85 64 31 23 17 49 35 27 87 62 

40 98 70 53 149 107 81 40 28 22 62 44 34 109 79 

50 123 89 67 187 135 102 50 36 27 78 56 42 138 99 

63 155 112 85 236 169 128 63 45 34 98 70 53 173 125 

79 196 141 106 297 213 161 79 57 43 123 89 67 218 157 

100 246 177 134 374 269 203 99 71 54 155 112 85 275 198 

126 310 223 169 470 338 256 125 90 68 196 141 106 346 249 

158 390 281 212 592 426 322 157 113 86 246 177 134 436 313 

199 491 353 267 746 536 405 198 143 108 310 223 169 548 394 

251 619 445 336 939 675 510 250 179 136 390 281 212 690 496 

316 779 560 424 1_182 849 643 314 226 171 491 353 267 869 625 

398 980 705 533 1A88 1.069 809 396 284 215 619 445 336 1.094 787 

500 1.234 887 671 1.873 1.346 1.018 498 358 271 779 560 424 1.378 990 

630 1.554 1.117 845 2.358 1.695 1.282 627 451 341 980 705 533 1.734 1.247 

793 1.956 1.406 1.064 2.968 2.134 1.614 789 567 429 1.234 887 671 2.183 1.570 

999 2.463 1.770 1.339 3.737 2.686 2.032 994 714 540 1.554 1.117 845 2.749 1.976 
1.257 3.100 2.229 1.686 4.704 3.382 2.558 1.251 899 680 1.956 1_406 1.064 3_461 2.488 

Überschlägige Berechnung der lärmverträglichen Kfz-Verkehrsbelastung (nach 
16. BlmSchV) 

Sichere Fußgängerüberquerbarkeit 

Das Kriterium sichere Fußgängerüberquerbarkeit berücksichtigt eine "siche­

re" Straßenquerung durch Fußgänger - bei gleichzeitiger Beachtung zumut­

barer Bedingungen von "Wartezeit" und "Bequemlichkeit". Aus den ein­

schlägigen Untersuchungen, die in Kapitel 3 zusammengefaßt sind, wer­

den - in Anlehnung an APEL und BRANDT (1982) (siehe auch Bild 3.2-

9) - folgende Empfehlungen vorgeschlagen (näherungsweise entsprechen 

diese Werte jeweils 0,06 DTV): 

50 

3 

4 
5 

6 

7 

9 

12 
15 

19 

24 

30 

38 
47 

60 

75 

94 

119 

149 

188 

237 

298 

376 

473 

595 

749 

943 

1.187 

1_495 

1.882 



• 
• 
• 

Stufe 1: 

Stufe 2: 

Stufe 3: 

600 Kfz/h, 

800 Kfz/h, 

1000 Kfz/h. 

} pro Fahrtrichtung 

Einen zusammenfassenden Überblick über die Kriterien und empfohlenen 

Verträglichkeitsgrenzen zur Bestimmung der stadtverträglichen Belastbarkeit 

von Hauptverkehrsstraßen (Straßenbelastbarkeit) liefert Bild 5.2-2 . 

Formblatt 1 zur Ermittlung der stadtverträglichen Belastbarkeit 

• Pfad 1: Straßenbelastbarkeit 
~ Verträglichkeits· und Belastbarkeitsgrenzen verschiedener Anspruchsniveaus 

Verträglichkeits- und 
Belastbarkeitsgrenzen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 

Bild 5.2-2: Kriterien und empfohlene Grenzwerte der Verträglichkeit und Belastbarkeit für 
das HVS-Netz (Straßenbelastbarkeit) 

Gehwegbreiten 

Mit der Festlegung eines Grenzwertes für die Gehwegbreite, der für beide 

Straßenseiten gilt, soll eine angemessene Abwicklung des Fußgängerver­

kehrs gesichert werden, unabhängig von der tatsächlichen Straßenraum­

breite. Folgende Mindestwerte werden vorgeschlagen: 

• Stufe 1: 2,50 m, 

• Stufe 2: 2,00 m, 

• Stufe 3: 1,50 m. 
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Jede Unterschreitung dieses Wertes führt zur Überschreitung der Verträg­

lichkeitsgrenze. 

Straßenraumproportionen 

Über diese Mindestwerte hinaus wird über das Belastungskriterium Stra­

ßenraumproportionen ein städtebaulich ausgewogenes Verhältnis zwischen 

Verkehrsraum {Fahrbahn, Abstellflächen) und Aufenthalts- bzw. Fußgänger­

und Radfahrerbereich {einschl. Grün) vorgegeben. Das Flächenverhältnis 

bezieht sich auf den öffentlichen Straßenraum ohne Berücksichtigung von 

Vorgärten und anderen privaten Flächen. Einrichtungen des ÖPNV {Bus­

spuren, Gleiskörper) werden in der Regel zu den {Auto-)Verkehrsflächen 

gezählt, Rad- und Gehwege zu den Flächen für Grün und Aufenthalt. Bei 

dem festgelegten Grenzwert handelt es sich um den erforderlichen Anteil 

{in %} der Flächen im Straßenraum für Bewegung, Aufenthalt und Grün. 

Diese Prozentwerte beziehen sich nicht nur auf den Straßenquerschnitt, 

sondern gelten für die Flächenanteile eines Straßenabschnitts {mit u.U. 

wechselnden Querschnitten). Typische Platzsituationen und großzügig aus­

gebaute Verkehrsknoten, die einen Bruch in der Straßenraumcharakteristik 

darstellen, sind gesondert zu betrachten. Wird der vorgegebene Mindest­

Fiächen-Anteil für Aufenthalt und Grün nicht eingehalten, ist die Verträg­

lichkeitsgrenze für Straßenraumproportionen überschritten. Das gilt auch 

dann, wenn die nicht mehr stadtverträglich großen Verkehrsflächen für die 

Abwicklung des Autoverkehrs notwendig erscheinen. Empfohlene Mindest­

anteile für Aufenthalt und Grün an der Straßenraumfläche: 

• Stufe 1 : 40 %, 

• Stufe 2: 30 %, 

• Stufe 3: 20 %. 

Kfz-Höchstgeschwindigkeiten 

Mit der Vorgabe einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit wird ein wesent­

licher Aspekt der Stadtverträglichkeit berührt. ln nahezu allen Wirkungsfel­

dern des Autoverkehrs spielt die Kfz-Geschwindigkeit eine herausragende 



Rolle. Grundsätzlich wird davon ausgegangen, daß eine Geschwindigkeit 

über 50 km/h nicht mehr stadtverträglich ist. Eine weitergehende Redu­

zierung orientiert sich an der Verträglichkeit mit der Straßenrandnutzung 

und den Aufenthaltsansprüchen im Straßenraum: 

• Stufe 1: 30 km/h, 

• Stufe 2: 40 km/h, 

• Stufe 3: 50 km/h. 

Die Überprüfung des tatsächlichen Kfz-Geschwindigkeitsniveaus bzw. die 

Einhaltung der verträglichen Kfz-Geschwindigkeit sind nicht Gegenstand 

dieses Verfahrens. Es wird unterstellt, daß das bekannte Instrumentarium 

zur Durchsatzung von Geschwindigkeitsbeschränkungen flächendeckend 

eingesetzt wird. 

Querungsqualität des Straßenraums 

Für die städtebauliche Integration einer Hauptverkehrsstraße ist der Que­

rungsanspruch an den Verkehrsraum bzw. die Querungsqualität (als leich­

te Überquerbarkeit durch Fußgänger) eine wichtige Größe. Für eine kom­

fortable (und sichere) Querung von Hauptverkehrsstraßen sind in der Re­

gel Querungshilfen erforderlich. Die Querungsqualität ist eine Funktion des 

Weges, der für die Benutzung einer Querungshilfe zurückgelegt werden 

muß und damit eine Funktion der Zeit, die für die Überquerung der Fahr­

bahn benötigt wird. Je höher die Querungsqualität ist, desto dichter und 

bequemer sind demnach die Querungshilfen angelegt. 

Als M indeststandards werden empfohlen: 

• Stufe 1: 100 m mittlerer Abstand, 

• Stufe 2: 250 m mittlerer Abstand, 

• Stufe 3: 500 m mittlerer Abstand. 

Die technische Ausführung der Querungshilfe gehört zwar ebenfalls zum 

Qualitätsmerkmal, kann aber im Rahmen dieses Verfahrens unberücksich­

tigt bleiben. Denn es wird davon ausgegangen, daß bei der Einrichtung 
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von Querungshilfen die vorhandenen Kenntnisse und Richtlinien über de­

ren bauliche Ausführung beachtet werden. Das gilt besonders für die 

Wartezeiten an lichtsignalgeregelten Fußgänger-Überwegen. Für die Festle­

gung der Belastbarkeitsgrenze für die Querungsqualität des Ver­

kehrsraumes sind die für den Straßenzug gültigen mittleren Entfernungen 

der Ouerungshilfen anzugeben, die nicht überschritten werden sollen. Da 

Querungshilfen im Straßenraum als Merkmal städtebaulicher Qualität zu 

verstehen sind, werden sie als Kriterium unabhängig von der Verkehrs­

stärke benutzt. 

5.2.2 Gebietsbelastbarkeit 

82 

Die beiden städtebaulichen Kriterien Fläche und Stadtgestalt sind maßge­

bend für die Bestimmung der Gebietsbelastbarkeit; beide Kriterien sind 

wiederum direkt abhängig von der Aufteilung des Straßenraums. Die Ge­

bietsbelastbarkeit - als verkehrliehe Belastbarkeit von Gebieten - ergibt 

sich aus den folgenden Kriterien der städtebaulichen Verträglichkeit unter 

Beachtung von städtebaulichen Mindestbedingungen: 

e Städtebauliche Verträglichkeit 

o Proportion des Straßenraumes, 

o Maximale Fahrbahnbreite. 

e Städtebauliche Mindestbedingungen 

o Minimale Gehwegbreite, 

o Minimale Fahrbahnbreite. 

Die Einführung von Mindestbedingungen soll in allen Straßen des Gebie­

tes eine angemessene Verkehrserschließung durch das Auto garantieren 

und dem Fußgänger den erforderlichen Raum sichern. Städtebauliche 

Verträglichkeit beinhaltet vor allem die Flächenverfügbarkeit bzw. -nutz­

barkeit im Straßenraum und wird durch die Proportionen des Straßen­

raums ausgedrückt. Im Gegensatz zum Vorgehen bei der Bestimmung 

der Straßenbelastbarkeit im HVS-Netz wird dabei in den Gebieten die 

Berücksichtigung von drei verschiedenen Flächenanteilen im Straßenraum 



für sinnvoll erachtet, die jeweils getrennt zu berücksichtigen sind: Anteil 

für Bewegung, Aufenthalt und Grün, Anteil für den ruhenden Verkehr so­

wie Anteil für die Fahrbahn. Es kann allerdings sinnvoll sein, eine maxi­

male Fahrbahnbreite für ein Gebiet vorzugeben, um überdimensionierte 

Fahrbahnflächen zu vermeiden und um eine stadtverträgliche Abwicklung 

des Autoverkehrs zu sichern. Mischflächen und Fußgängerzonen werden 

bei dieser Betrachtungsweise außer acht gelassen. Die verkehrliehe Be­

lastbarkeit von Gebieten (Gebietsbelastbarkeit) ergibt sich dann als 

stadtverträgliche Anzahl abzustellender Autos im öffentlichen Straßenraum. 

Die empfohlenen Standards und Grenzwerte zur Bestimmung der Gebiets­

belastbarkeit sind in Bild 5.2-3 aufgeführt. 

Formblatt 4 zur Ermittlung der stadtverträglichen Belastbarkeit 

• Pfad 2: Gebietsbelastbarkeit 
=> Festlegung der Verträglichkeitsgrenzen für verschiedene Gebietstypen 

(b) Grenzwerte für Fahrbahnbreiten (m) 

• Erforderliche Mindestbreiten (m) 

(Summe 2x(a) + (b)) - ----Proportionen des Straßenraumes 

Anteil für Bewegung, Aufenthalt und Grün 

Anteil für ruhenden Verkehr 

Anteil für Fahrbahn 

• Maximale Fahrbahnbreite (m) 

Bild 5.2-3: Kriterien und empfohlene Verträglichkeitsgrenzen für Gebiete (Gebietsbelast­
barkeit) 
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5.3 Grenzen und Besonderheiten des Verfahrens 
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Im LADJA-Verfahren wird unterschieden nach der stadtverträglichen Belast­

barkeit durch Autoverkehr im HVS-Netz (Straßenbelastbarkeit) und den 

übrigen Gebieten (Gebietsbelastbarkeit). Dabei ergeben sich gravierende 

methodische Unterschiede im Vorgehen: Im Gegensatz zur Gebietsbelast­

barkeit ist bei der Straßenbelastbarkeit eine Überschreitung von Grenzwer­

ten einzelner Kriterien möglich (zu mutbare Belastbarkeit). So lassen sich 

im HVS-Netz - bezogen auf die Stadtverträglichkeit von Autoverkehr - für 

einzelne Abschnitte Unverträglichkeitsgrade bzw. Dringlichkeitsstufen für 

Maßnahmen zur Belastungsreduzierung ableiten, je nachdem wieviele 

Grenzwerte über- bzw. unterschritten sind. Dagegen folgt aus der Ermitt­

lung der Anzahl, im öffentlichen Straßenraum noch stadtverträglich abzu­

stellender Autos (Gebietsbelastabrkeit) eher eine Gestaltungsaufgabe durch 

Erstellung eines Straßenentwurfs im Rahmen der Stadt- und Gebietspla­

nung (was allerdings nicht Projektthema ist). 

Die Straßenbelastbarkeit wird mit Hilfe verkehrlicher Belastbarkeiten und 

städtebaulicher Verträglichkeiten ermittelt. Die verkehrliehen Belastbarkei­

ten ergeben sich direkt aus dem Verkehrsablauf (Lärm, Unfallgefährdung). 

Die Grenzwerte können dementsprechend in verkehrsbezogenen Einheiten 

(Kfz/h) angegeben werden. Die städtebauliche Verträglichkeit ist demge­

genüber nicht primär von der Anzahl fahrender Autos abhängig. So ist 

z.B. die Proportion des Straßenraums ein städtebaulich relevantes Merk­

mal. Die sich daraus ergebende verträgliche Fahrbahnbreite hat dabei 

nichts mit der möglicherweise (theoretisch) errechenbaren Kfz-Leistungs­

fähigkeit (von Fahrbahnquerschnitten) - ausgedrückt in [Kfz/hl - zu tun. 

Für eine Quantifizierung der Grenzwerte für die städtebauliche Verträglich­

keit müssen daher andere, die städtebauliche Situation beschreibende 

Einheiten bzw. Dimensionen eingeführt werden. 

Die Zusammenfassung von Straßenbelastbarkeiten und Gebietsbelastbar­

keiten eines Planungsraums zu einer stadtverträglichen Gesamtbelastbar­

keit durch Autoverkehr beinhaltet folgende Konsequenzen: 



o Es wird jeweils die verträgliche Anzahl fahrender Autos (Straßenbelast­

barkeit) für die einzelnen Straßenabschnitte des HVS-Netzes und ab­

gestellter Autos (Gebietsbelastbarkeit) für die einzelnen Gebiete ad­

diert. 

o Bei der Aggregation fahrender Autos in den einzelnen HVS-Abschnit­

ten sind nur die verkehrliehen Belastbarkeiten (Lärm, sichere Über­

querbarkeit) relevant, da sich städtebauliche Verträglichkeiten nicht in 

Anzahl Autos ausweisen lassen und deshalb nicht zu addieren sind. 

o Deshalb ist zu betonen, daß die so ermittelte stadtverträgliche Ge­

samtbelastbarkeit durch Autoverkehr eine theoretische Zahl darstellt, 

wobei einerseits fahrende und abgestellte Autos zusammengefaßt und 

andererseits nur ausgewählte Kriterien von Stadtverträglichkeit berück­

sichtigt werden, nämlich nur die Kriterien der verkehrliehen Belastbar­

keit, die sich in Anzahl Autos ausdrücken lassen. 

Bei der Ermittlung von Belastbarkeiten durch Autoverkehr im Rahmen des 

vorliegenden LADIR-Verfahrens sind schließlich noch folgende Anmerkun­

gen wichtig: 

o Zurnutbare Belastungen (bzw. Belastbarkeiten) - durch die Festlegung 

einer bestimmten Zahl (bzw. eines bestimmten Anteils) überschrittener 

(städtebaulicher und verkehrlicher) Grenzwerte - lassen sich stets nur 

für einen bestimmten Straßenabschnitt, d.h. für eine bestimmte städte­

bauliche Situation angeben; 

o Bei der Ermittlung zurnutbarer Belastungen bzw. Belastbarkeiten ist zu 

vermeiden, daß zwar alle städtebaulichen Grenzwerte eingehalten wer­

den, dagegen die Grenzwerte für verkehrliehe Belastbarkeiten beliebig 

überschritten werden können. Sonst könnte der Fall eintreten, daß die 

städtebauliche Situation völlig verträglich ist - bei gleichzeitig völlig 

unverträglich hohen Kfz-Verkehrsbelastungen - oder umgekehrt. 

o Die vorliegenden Vorschriften und Bestimmungen über zurnutbare und 

verträgliche (bzw. zulässige) Lärmbelastungen ergeben sehr geringe 

(verkehrliche) Belastbarkeiten durch Autoverkehr. Da HVS-Netze über-
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wiegend auch aus Haupt-Wohn-Straßen bestehen, ergeben die lärm­

verträglichen Belastbarkeiten Werte, die aus heutiger Sicht unreali­

stisch erscheinen. Hier stellt sich die Frage, welche Konsequenzen 

aus der Tatsache zu ziehen sind, daß Lärmbelastungen untrennbar 

mit dem Autoverkehr verknüpft sind. So stellt sich die unbefriedigen­

de Alternative, verträgliche Lärmbelastungen nie erreichen zu können 

oder aber die Lärmgrenzwerte am "Machbaren" auszurichten. 



6. Anwendung des LADIR-Verfahrens 

6.1 Ablaufschema 

Das LADIR-Verfahren zur Berechnung der stadtverträglichen Belastbarkeit 

durch Autoverkehr ist als offenes Verfahren konzipiert. Das heißt, die me­

thodische Vergehensweise ist vorgegeben, während die inhaltliche Ausge­

staltung begrenzt wählbar ist. Damit ist die Gelegenheit gegeben, die 

Grundlagen für die Bestimmung der Verträglichkeit anhand der jeweiligen 

umweltpolitischen Zielsetzungen einer Kommune sowie der aktuellen Er­

kenntnisse festzulegen. Diese Offenheit des Verfahrens ist notwendig, da 

die Festlegung von Verträglichkeitsstandards mehr normativen Charakter 

besitzt und weniger auf eindeutig nachweisbaren "harten" Grenzwerten 

aufbauen kann. 

Die Bestimmung der Verträglichkeitsgrenzen stellt den ersten operationali­

sierten Schritt des LADIR-Verfahrens dar. Daran schließt sich als zweiter 

Schritt die Berechnung der Belastbarkeit einer Straße oder eines Gebie­

tes an (Straßenbelastbarkeit, Gebietsbelastbarkeit). Die Ausführung dieser 

Berechnung für die gesamte Stadt oder ausgewählte Stadtteile ermöglicht, 

in einem dritten Schritt, die für den Untersuchungsraum maximal verträgli­

che Anzahl von gleichzeitig im Straßennetz fahrenden bzw. im öffentlichen 

Straßenraum von Stadtgebieten abzustellenden Autos zu bestimmen (stadt­

verträgliche Gesamtbelastbarkeit). 

Entsprechend der unterschiedlichen Verkehrssituationen und städtebauli­

chen Anspruchsniveaus an Hauptverkehrsstraßen und in Stadtgebieten 

sind zwei verschiedene Berechnungspfade in das LADIR-Verfahren inte­

griert: 

Pfad 1: 

Pfad 2: 

Ermittlung der Straßenbelastbarkeit (im HVS-Netz), 

Ermittlung der Gebietsbelastbarkeit (von Gebieten). 

ln Bereichen, die einem dieser beiden Pfade nicht eindeutig zuzuordnen 

sind, sind beide Möglichkeiten anzuwenden. Im Kapitel 6.2 werden für 

beide Pfade die Berechnungsverfahren näher erläutert. Bild 6.1-1 zeigt 

das Ablaufschema für das LADIR-Verfahren. Für die einzelnen Berech­

nungsschritte sind entsprechende FORMBLÄTTER entwickelt worden (AN­

HANG). 
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Stadtverträgliche 
Belastbarkeit 

I 
Pfad 1: 

StraßenbelastbarkaU 

Hauptverkehrs· 
Straßen-Netz (HVS) 

Formblatt 1: 
Verträglichkeits- und Belast­

barkeilsgrenzen verschiedener 
Anspruchsniveaus 

I 

Formblatt 2: 

Relative Verträglichkeits- und 
Belastbarkeitsgrenzen 

(Stufen der Anspruchsniveaus) 

Formblatt 3: 

Verträglichkeit und 
Belastbarkeit des Straßenraumes 

(Zumutbare Belastbarkeit) 

I 

I 

I 
Pfad 2: 

Gebietsbelastbarkeit 

Gebiete 

Formblatt 4: 

Verträglichkeitsgrenzen für 
verschiedene Stadtgebietstypen 

FormblattS: 
Flächendisposition und 

Belastbarkeit durch Abstellplätze 

Stadtverträgliche Gesamtbelastbarkeit 

Formblatt 6: 

Bild 6.1-1: 

Verkehrliehe Belastbarkeit im HVS-Netz 
(fahrende Autos) 

Formblatt 7: 
Verkehrliehe Belastbarkeit in den Gebieten 

(abgestellte Autos) 

ARGUS I COOPERATIVE /IWU 1994 

Ablaufschema für das LADIR-Verfahren mit Arbeitsschritten 



6.2 Berechnungsbeispiel 

Die für die Berechnung verwendeten FORMBLÄTIER enthält der AN­

HANG: die FORMBLÄTTER 1, 2 und 3 zur Ermittlung der Straßenbe­

lastbarkeiten im HVS-Netz, die FORMBLÄTTER 4 und 5 zur Ermittlung 

der Gebietsbelastbarkeiten sowie die FORMBLÄTTER 6 und 7 zur Ermitt­

lung der stadtverträgliche Gesamtbelastbarkeiten. 

6.2.1 HVS-Netz (Straßenbelastbarkeit) 

Der erste Pfad (siehe Kapitel 6.1 und Bild 6.1-1} zur Berechnung der 

stadtverträglichen Belastbarkeit im HVS-Netz (Straßenbelastbarkeit) erfolgt 

in drei Arbeitsschritten: 

1. Festlegung von Verträglichkeits- und Belastbarkeitsgrenzen 

(FORMBLATT 1 ), 

2. Zuordnung relativer Verträglichkeits- und Belastbarkeitsgrenzen 

(Stufen der Anspruchsniveaus) 

(FORMBLATT 2). 

3. Überprüfung der Einhaltung der Verträglichkeit und Belastbarkeit des 

Straßenraums (zumutbare Belastbarkeit) 

(FORMBLATT 3). 

e Festlegung von Verträglichkeits- und Belastbarkeitsgrenzen 

Die Berechnung der stadtverträglichen Belastbarkeit des Hauptverkehrsstra­

ßennetzes beruht auf quantitativ festgelegten Belastbarkeitsgrenzen. Diese 

Grenzen müssen vor den weiteren Arbeitsschritten definiert werden. Sie 

stellen das in Zahlen umgesetzte umweltpolitische und städtebauliche 

Zielniveau der Kommune dar. Für die in Kapitel 3 dargestellten Bela­

stungskriterien sind die jeweiligen Belastbarkeitsgrenzen für die drei ver­

schiedenen Stufen des Anspruchsniveaus festzulegen (erster Arbeitsschritt): 

• Stufe 1: hohes Anspruchsniveau, 

• Stufe 2: mittleres Anspruchsniveau, 

• Stufe 3: niedriges Anspruchsniveau. 
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Vorschläge und Empfehlungen für Grenzwerte der verkehrliehen Be­

lastbarkeit und der städtebaulichen Verträglichkeit zur Ermittlung der 

Straßenbelastbarkeiten im HVS-Netz enthält Kapitel 5.2 (eine Übersicht 

der Grenzwerte siehe Bild 5.2-2). Diese Grenzwerte wurden beispielhaft in 

FORMBLATT 1 (siehe Bild 6.2-1) eingetragen. 

Formblatt 1 zur Ermittlung der stadtverträglichen Belastbarkeit 

• Pfad 1: Straßenbelastbarkeit 
=>Verträglichkeits- und Belastbarkeilsgrenzen verschiedener Anspruchsniveaus 

. . ,· . ;. '• -~ : . :: : :· : . ·. . 

.:: · .. ; :: ;: :: ;' :. 

• Grenzwerte für Gehwegbreiten 

• Straßenraumproportionen 
(Mindestantell der Flächen für 

(m) 

Aufenthalt und Grün) (%) 

Verträglichkeits- und 
Belastbarkeilsgrenzen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 
(hoher Anspruch) (mittlerer Anspruch) (niedriger 

/f.5ö 

Bild 6.2-1: Beispiel zur Ermittlung der Verträglichkeits- und Belastbarkeitsgrenzen 
verschiedener Anspruchsniveaus (FORMBLATT 1} 

e Zuordnung relativer Verträglichkeits- und Belastbarkeitsgrenzen (Stu­

fen der Anspruchsniveaus) 

Der im LADIR-Verfahren vorgesehene zweite Arbeitsschritt besteht aus der 

Zuordnung einer Stufe des Anspruchsniveaus für jedes Kriterium und 

jeden Straßentyp. Dadurch wird die jeweilige, zutreffende Stufe des An­

spruchsniveaus gekennzeichnet und für alle Straßen des HVS-Netzes die 
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Häufigkeit der Überschreitung von Grenzwerten festgelegt. Werden alle 

diese Grenzen eingehalten, so kann von einer völlig stadtverträglichen 

Straßenbelastung gesprochen werden. Wird keiner dieser Grenzwerte ein­

gehalten, so ist der Zustand dementsprechend als völlig unverträglich 

einzustufen. Zwischen diesen beiden Extremwerten liegt ein Bereich noch 

zurnutbarer Verhältnisse (siehe Bild 6.2-2): 

Bild 6.2-2: 

Bereich 
"völlig 
unverträglich " 

Grenzwertbereiche 

alle Grenzwerte 
sind eingehalten 

Bereich 
"völlig 
verträglich" 

Das LADIR-Verfahren ermöglicht somit die Überprüfung der Einhaltung 

einer definierten zurnutbaren Verkehrsbelastung 111
• Im Gegensatz zur 

Festlegung der Grenzwerte der Belastbarkeit und Verträglichkeit, die sich 

auf vorhandene Grenz- und Orientierungswerte oder einschlägige Untersu­

chungen stützt, sind die Vorgaben des Anspruchsniveaus ausschließlich 

subjektive Einschätzungen der durch die Straßentypen gekennzeichneten 

Situationen - und damit (normative) Setzungen. 

ln Bild 6.2-3 ist beispielhaft die Ermittlung der relativen Belastbarkeits­

und Verträglichkeitsgrenzen vorgenommen worden. 

Zur Vorbereitung dieser Berechnung wird für jeden Straßentyp die maximal mögliche Anzahl 
überschreitbarer Belastbarkeitsgrenzen ermittelt und die zurnutbare Anzahl der Überschreitungen 
festgelegt. Dazu wird bei jedem Typ die genannte Anzahl der drei Stufen addiert und eingetra­
gen. Nach der vorgegebenen Rechenregel kann dann die maximale Anzahl überschreitbarer 
Belastbarkeitsgrenzen je Stufe berechnet und für den Straßentyp zusammengefaßt werden. Für 
Belastbarkeitsgrenzen der Stufe 1 sind z.B. drei Stufen-Überschreitungen möglich; für Stufe 2 
zwei und für Stufe 3 eine. Je nach Zielvorstellung (z.B. 60 % der Grenzen müssen unterschritten 
sein) ist dann die Vorgabe der zurnutbaren Belastungsgrenze möglich. 
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Formblatt 2 zur Ermittlung der stadtverträglichen Belastbarkeit 

• Pfad 1: Straßenbelastbarkeit 
=>Relative Verträglichkeits- und Belastbarkeitsgrenzen (Stufen der Anspruchsniveaus) 

Maximale Anzahl überschreitbarer 
Grenzen je Straßenraumtyp 

Zurnutbare Anzahl überschrittener 
Grenzen je Straßenraumtyp 

Wohnen und vergleichbare Nutzung Mischnutzung 
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e Überprüfung der Einhaltung der Verträglichkeit und Belastbarkeit des 

Straßenraums (zumutbare Belastbarkeit) 

Nach den beiden vorangegangenen, vorbereitenden Arbeitsschritten kann 

die eigentliche Ermittlung der stadtverträglichen und der zurnutbaren Bela­

stungen (bzw. Belastbarkeiten) für die einzelnen Straßenabschnitte des 

Hauptverkehrsstraßennetzes vorgenommen werden. Hierzu sind entspre­

chend Kapitel 4 die verschiedenen Straßentypen im HVS-Netz zu identifi­

zieren. Dabei soll die Zuordnung zu einem Straßentyp nicht zu kleinteilig 

erfolgen. Vielmehr kommt es darauf an, den Gesamtcharakter einer Straße 

durch einen Typ abzubilden und nur bei gravierenden Unterschieden ab­

schnittsweise zu typisieren. 

Für jede betrachtete Straße sind für die Kriterien der städtebaulichen Ver­
träglichkeit und der verkehrliehen Belastbarkeit Situationsbeschreibungen 
durchzuführen und mit den gültigen Grenzwerten zu vergleichen. ln der 
Regel sind alle benötigten Informationen bekannt oder aus Plänen und 
vorliegenden Untersuchungen zu entnehmen, so daß keine besonderen 
Erhebungen notwendig sind. Für die Situationsbeschreibung sind folgende 
Vorgaben zu beachten: 

o Gehwegbreite: 
der im Straßenzug auftretende kleinste Wert (getrennt für beide Stra­
ßenseiten), 

o Straßenraumproportionen: 
durchnittlicher Flächenanteil für Fußgänger, Aufenthalt und Grün am 
gesamten öffentlichen Straßenraum, 

o Geschwindigkeiten: 
zulässige Kfz-Höchstgeschwindigkeit, 

o Querungsangebot: 

mittlere Entfernung von Querungshilfen, 
o Vorhandene Kfz-Verkehrsstärke: 

0,06 DTV. 

Unter Fortführung des in den FORMBLÄTTERN 1 und 2 begonnenen 
Beispiels ist dieser Arbeitsschritt mit den einzelnen Rechenvorgängen aus 
FORMBLATT 3 (siehe Bild 6.2-4) nachvollziehbar. Anhand der Vorgaben 
aus FORMBLATT 2 zur Feststellung der zurnutbaren Anzahl überschrit­
tener Grenzen kann damit eine Aussage zur Zumutbarkeit der Verkehrs­
belastung einer Straße bzw. eines Straßenabschnittes gemacht werden. 
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Formblatt 3 zur Ermittlung der stadtverträglichen Belastbarkeit 
• Pfad 1: Straßenbelastbarkeit 
=> Verträglichkeit und Belastbarkeit des Straßenraumes (Zumutbare Belastbarkeit) 

Straße: ... ....... J/ .. . 1./.t ... .u:L 

Querschnittsbelastung (Kfz/h) 

• Sichere FOßgängerOberquerbarkelt 

Verkehrsstärke der höchstbelasteten Fahrtrichtung (Kfz/h) 

Übertrag aus Formblatt 2 

Situations­
erfassung 

/1500 

~ßO 

Verträglichkeits-/Belastbarkeitsgrenzen und 
zugeordnete Stufe des Anspruchsniveaus 

600 0 

Gesamtsumme der überschrittenen Grenzen 

Maximale Anzahl überschreitbarer Grenzen 

Zurnutbare Anzahl überschrittener Grenzen 

Anzahl der 

Oberschrittenen 

Grenzen 

Zurnutbare Belastung überschritten? I~ nein ja 
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6.2.2 Gebiete (Gebietsbelastbarkeit) 

Der zweite Pfad (siehe Kapitel 6.1 und Bild 6.1-1) zur Ermittlung der 

Belastbarkeit/Belastung von Gebieten durch Autoverkehr (Gebietsbelastbar­

keit) bezieht sich auf abgegrenzte Stadtteile, die nicht von Kfz-Durch­

gangsverkehr oder gebietsuntypischem Kfz-Quell- und -Zielverkehr betroffen 

sind. Das LADIR-Verfahren sieht hierfür zwei Arbeitsschritte vor: 

1. Festlegung der Verträglichkeitsgrenzen für verschiedene Gebietstypen 

(FORMBLATT 4), 

2. Berechnung der Flächendisposition und Belastbarkeit durch Abstell­

plätze 

(FORMBLATT 5). 

Seide Arbeitsschritte werden im folgenden näher erläutert. 

e Festlegung der Verträglichkeitsgrenzen für verschiedene Gebietstypen 

Die maßgebenden Kriterien zur Bestimmung einer stadtverträgliche Belast­

barkeit von Gebieten (Gebietsbelastbarkeit) beziehen sich auf die Flächen­

aufteilung des öffentlichen Straßenraumes (und damit auf die Verfügbar­

keit bzw. Nutzbarkeit der Straßenflächen). Entsprechend der Nutzungsan­

sprüche für Fußgänger, Aufenthalt und Grün, für ruhenden Autoverkehr 

sowie für fließenden Autoverkehr werden Vorgaben zur Aufteilung des 

Straßenraumes formuliert. Es ist das Ziel dieses Vergehens, Raum für die 

städtebauliche Gestaltung von Gebieten zu sichern, was zugleich eine be­

stimmte Flächenverfügbarkeit für die Abwicklung des Autoverkehrs beinhal­

tet. Dabei werden im LADIR-Verfahren die in Gebieten abgestellten Autos 

in der Regel als der entscheidende Faktor für deren Stadtverträglichkeit 

angesehen. Dementsprechend ist aus der vorgegebenen Flächenaufteilung 

die verträgliche Anzahl im öffentlichen Straßenraum abgestellter Autos 

unter Beachtung konkurrierender Nutzungsansprüche sowie stadtgestalteri­

scher Aspekte eindeutig zu ermitteln. Dementsprechend wird zur Festle­

gung der Grenzwerte der Belastbarkeit und Verträglichkeit bei der Bestim­

mung von Gebietsbelastbarkeiten wie folgt unterschieden (siehe auch Kap. 

5.2): 
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o funktional notwendige Mindestbreiten von Gehwegen und Fahrbahnen 

als städtebauliche Mindestbedingungen sowie 

o eine städtebaulich verträgliche Aufteilung von Straßenflächen für 

Fußgänger, Aufenthalt und Grün, 

den ruhenden Autoverkehr (abgestellte Autos), 

die Fahrbahn und 

o Höchstbreiten für die Fahrbahn 

als Kriterien der städtebaulichen Verträglichkeit. 

FORMBLATT 4 zur Ermittlung der stadtverträglichen Belastbarkeit in Ge­

bieten (Gebietsbelastbarkeit) dient zur Festlegung von Belastbarkeits- bzw. 

Verträglichkeitsgrenzen (siehe Bild 6.2-5}. 

Als Grundvoraussetzung für die Stadtverträglichkeit gilt darüber hinaus 

eine generelle Kfz-Geschwindigkeitsbeschränkung auf 30 km/h (wie in 

Tempo 30-Zonen). Verkehrsberuhigte Bereiche werden mit dem LADJA-Ver­

fahren nicht erfaßt; sie gelten hier grundsätzlich als stadtverträglich. 

Die Mindestbreiten, die Aussagen zur Aufteilung des Querschnitts ma­

chen, orientieren sich an den Werten, die zur Abwicklung des Fußgänger­

und Autoverkehrs mindestens benötigt werden, unabhängig von der je­

weils vorhandenen Straßenraumsituation. Wird dieser Grenzwert auch nur 

einseitig oder über eine kürzere Strecke überschritten, ist die Straßen­

raumaufteilung nicht stadtverträglich. 

Ebenfalls am Querschnitt orientiert sich der Höchstwert der Fahrbahnbrei­

te. Er wird in das LADJA-Verfahren aufgenommen, um besonders bei 

breiten Straßenräumen unangemessene Fahrbahnabmessungen zu vermei­

den, auch wenn Flächenaufteilung und Proportionen im Straßenraum ins­

gesamt als stadtverträglich eingestuft werden können. 
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Formblatt 4 zur Ermittlung der stadtverträglichen Belastbarkeit 

• Pfad 2: Gebietsbelastbarkeit 
~ Festlegung der Verträglichkeitsgrenzen für verschiedene Gebietstypen 

Verträglichkeitsgrenzen 
der Gebietstypen 

Gebietstyp 1 Gebietstyp 2 Gebietstyp 3 

(a) Grenzwerte für Gehwegbreite je Straßenseite 

(b) Grenzwerte für Fahrbahnbreiten 

Erforderliche Mindestbreiten 

Proportionen des Straßenraumes 

Anteil für Bewegung, Aufenthalt und Grün 

Anteil für ruhenden Verkehr 

Anteil für Fahrbahn 

• Maximale Fahrbahnbreite 

ARGUS I CDDPERAnYE /IWU 1994 

Bild 6.2-5: Beispiel für die Festlegung von Verträglichkeitsgrenzen für verschiedene Ge­
bietstypen {FORMBLATI 4) 

e Berechnung der Flächendisposition und Belastbarkeit durch 
Abstellplätze 

ln allen infragekommenden Straßen eines Gebietes sind anhand der fest­

gelegten Belastbarkeits- und Verträglichkeitsgrenzen die Flächenverteilungen 

zu ermitteln und auf das untersuchte Gebiet zu übertragen. Hierzu sind 

anhand von FORMBLATT 5 die folgenden Vorgänge durchzuführen 111 

(siehe Bild 6.2-6): 

Für die Berechnung der Anzahl von Abstellplätzen wird eine Fläche von 12,5 m2 pro Stellplatz 
angenommen. Die Summe aller im Stadtgebiet noch verträglichen Abstellplätze gibt eine Ober­
grenze der in diesem Gebiet gleichzeitig unterzubringenden Autos wieder. Sie beschreibt die ver­
kehrliehe Belastbarkeit des Gebietes. 
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o der zutreffende Gebietstyp ist zu bestimmen, 

o für alle Straßen des Gebiets ist die Geometrie des Straßenraumes 

aufzunehmen, 

o die jeweils zutreffenden Grenzen der Belastbarkeit und Verträglichkeit 

sind zu übertragen, 

o die stadtverträgliche Flächenaufteilung und die Anzahl der Abstellplätze 

sind unter Einhaltung der Mindest- und Höchstwerte zu berechnen. 

ln den Bildern 6.2-5 und 6.2-6 ist mit Hilfe der FORMBLÄTTER 4 und 

5 beispielhaft die Berechnung der Gebietsbelastbarkeit nach dem LADIR­

Verfahren dokumentiert. 

6.2.3 Gesamter Planungsraum 

98 

Das LADIR-Verfahren ermöglicht zusätzlich zur straßenbezogenen und 

gebietsbezogenen Belastbarkeit auch Aussagen zur stadtverträglichen Ge­

samtbelastbarkeit durch Autoverkehr für einen zusammenhängenden, grö­

ßeren Planungsraum. Auch hier wird unterschieden zwischen dem fahren­

den Autoverkehr auf dem HVS-Netz (Straßenbelastbarkeiten) und den 

abgestellten Autos in den übrigen Gebieten (Gebietsbelastbarkeiten). 

Die Ermittlung der Gesamtbelastbarkeit durch die Zusammenfassung ein­

zelner Straßenbelastbarkeiten und Gebietsbelastbarkeiten erfolgt unter den 

folgenden Prämissen und ist daher eher als ein theoretischer Wert zu 

betrachten (siehe auch Kap. 5.3): 

1. es werden fahrende und abgestellte Autos gemeinsam betrachtet, 

2. es werden die verschiedenen Straßenbelastbarkeiten einzelner HVS­

Abschnitte zusammengefaßt, 

3. es werden nur die - in "Anzahl Autos" auszudrückenden - verkehrli­

ehen Belastbarkeiten im HVS-Netz sowie in den übrigen Gebieten 

berücksichtigt. 
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e Anzahl fahrender Autos {Straßenbelastbarkeit) 

Anhand der verkehrliehen Belastbarkeiten und der verträglichen Kfz-Ge­

schwindigkeit für jede Straße bzw. jeden Straßenabschnitt (siehe Kap. 

6.2.1} kann für eine ganze Stadt ermittelt werden, welche Anzahl von 

fahrenden Autos sich stadtverträglich gleichzeitig im HVS-Netz befinden 

dürfen. Hierfür gelten die verkehrliehen Belastbarkeiten bezogen auf die 

Kriterien "Lärmgrenzwert" und "sichere Fußgängerüberquerbarkeit". Als Be­

rechnungshilfe ist das FORMBLATT 6 entwickelt worden (siehe AN­

HANG}. Dazu sind die in FORMBLATT 3 (siehe Bild 6.2-4} festgelegten 

Belastbarkeitsgrenzen heranzuziehen: 

o Geschwindigkeit in Spalte 4, 

o Lärm in Spalte 5, 

o Sicherheit in Spalte 6 und 

o Länge der Straße in Spalte 3. 

(siehe FORMBLATT 6). 

Aufgrund der einzelnen Rechenvorgänge im FORMBLATT 6 ergibt sich 

durch Addition aller für die einzelnen Straßenabschnitte im HVS-Netz er­

rechneten Zahlen die für das jeweilige Kriterium stadtverträgliche Belast­

barkeit des gesamten Planungsraums durch fahrende Autos. 

e Anzahl abgestellter Autos {Gebietsbelastbarkeit) 

Die Addition aller stadtverträglichen Abstellflächen in den öffentlichen 

Straßenräumen der Gebiete (siehe Kap. 6.2.2) ergibt die im gesamten 

Plannungsraum unter dem Gesichtspunkt der Stadtverträglichkeit noch 

zulässige Anzahl von Abstellplätzen im (öffentlichen) Straßenraum. Hierzu 

werden die in FORMBLATT 5 (siehe Beispiel Bild 6.2-6) berechneten Flä­

chendispositionen in das FORMBLATT 7 (siehe ANHANG} eingetragen 

und addiert. Die Summe aller, in den öffentlichen Straßenräumen der 

einzelnen Gebiete noch stadtverträglich abzustellenden Autos, entspricht 

einem theoretischen Wert für die Gesamtbelastbarkeit durch ruhenden 

Autoverkehr. 

Die konkrete, beispielhafte Ermittlung der stadtverträglichen Gesamtbelast­

barkeit durch Autoverkehr wird im Rahmen eines Praxis-Tests geleistet 

(Näheres hierzu siehe Kapitel 7 .3). 



7. Umsetzung des LADIR-Verfahrens 

7. 1 Expertengespräch 

Das Expertengespräch gilt genauso wie die Gruppendiskussion oder das 

Tiefeninterview als eigenständige, mehr qualitative Methode der empiri­

schen Sozialforschung. Folglich hat sich die Organisation und Durchfüh­

rung eines Expertengespräches nach einer definierten Methodik auszurich­

ten. 

Im vorliegenden Fall wurde das Expertengespräch als ein themenzentrier­

tes Mehrpersonengespräch mit Informationsvorgabe und klar strukturierten 

Hauptthemen durchgeführt mit dem Ziel, eine Bearbeitungsverifizierung zu 

erreichen. 

Da sich z.B. im deutschsprachigen Raum lediglich zwei Institutionen mit 

einer - im weitesten Sinne - vergleichbaren Forschungsthematik befassen 

bzw. befaßt haben, grenzte sich der sinnvoll anzusprechende Experten­

kreis auf Vertreter dieser Institutionen ein. Gemeint sind hierbei zum einen 

die Arbeitsgemeinschaft, bestehend aus der IVU - Gesellschaft für Infor­

mationsverarbeitung Verkehrsberatung und angewandte Unternehmensfor­

schung mbH, in Zusammenarbeit mit Akustik Kontor GmbH und der FGS 

Forschungsgruppe Stadt und Verkehr und zum anderen das Deutsche In­

stitut für Urbanistik (difu), beide mit Sitz in Berlin. Aus der Arbeitsgemein­

schaft erklärte sich Frau Dipi.-Soz. Ursula Pauen-Höppner (FGS) und aus 

dem difu Herr Dr.-lng. Dieter Apel zur Teilnahme an einem Expertenge­

spräch bereit. Die genannten Institutionen bzw. Personen bearbeiten die 

Berliner Studie zur Kfz-Verträglichkeit der Innenstadt. 

Den zwei Experten(innen) wurden die fertiggestellten Inhalte des For­

schungsprojektes rechtzeitig vor dem Gespräch, welches am 12.03.1993 

durchgeführt wurde, zur Verfügung gestellt. Am Tag des Gespräches wur­

den die folgenden Hauptthemen bekanntgegeben und in dieser Reihenfol­

ge auch behandelt: 

1. Problematik von Grenzwertbestimmungen, 

2. Bildung von Straßen- und Stadtgebietstypen, 
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3. Bedeutung von Umwelt- bzw. Umfeldkriterien, 

4. Ergebnisaggregation und -Stellenwert. 

Während des Expertengespräches wurde ein Protokoll aufgezeichnet. Die 

für das vorliegende Projekt wesentlichen Ergebnisse werden im folgenden 

dargelegt: 

e Problematik von Grenzwertbestimmungen 

Einigkeit bestand darin, daß die Bestimmung von Grenzwerten in der hier 

angedachten Art und Weise schon lange überfällig ist. Betont wurde, daß 

eine klare Begriffsdefinition gerade zu den in der Fachöffentlichkeit nicht 

gängigen Begriffen hilfreich sein kann. Grundsätzlich wurde der Kompen­

sationsansatz als hilfreiches Konstrukt angesehen. Denn anzunehmen ist, 

daß bei einer Grenzwertermittlung die Lärmbelastung immer ein entschei­

dendes Kriterium darstellen wird, diese Beeinträchtigung aber bei Vorhan­

densein von z.B. einer hohen Straßenraumqualität für die Straßenraumnut­

zer subjektiv als nicht so störend empfunden wird. ln der Weiterentwick­

lung dieses Gedankens wurde überlegt, evtl. gänzlich auf das Kriterium 

Lärmbelastung zu verzichten. Generell wurde angeregt, zu den relevanten 

Umwelt- und Umfeldkriterien nicht Grenzwertbereiche, sondern klare Grenz­

wertsetzungen vorzunehmen. 

e Bildung von Straßen- und Stadtgebietstypen 

Einigkeit bestand dahingehend, daß jeweils in Abhängigkeit vom Unter­

suchungsziel eine eigenständige Typologie zu entwickeln ist, da es eine 

allgemeingültige und konsensfähige Stadttypologie nicht gibt. Klar war 

auch, daß bei der Typologieentwicklung auf die Bereiche von Stadtauto­

bahnen und anbaufreien Straßen verzichtet werden kann. Angeregt wurde, 

bei der HVS-Typologie auf den Straßen-Seitenraum und hier auf die Park­

situation, die Radfahrer und die Fußwegbreite einzugehen. Zu der vorge­

stellten Stadtgebietstypologie kam der Hinweis, als Verträglichkeitsstandard 

nicht nur die abgestellten Autos, sondern auch die möglichen Kfz-Ge­

schwindigkeitsniveaus zu berücksichtigen. 



e Bedeutung von Umwelt- bzw. Umfeldkriterien 

Angeregt wurde, bei dem Differenzierungsmerkmal Straßenraumproportion 

auch die Gehwegbreite und das Element Straßenraumhöhe zu beachten. 

Die Frage wurde diskutiert, wie z.B. Straßenräume mit Mittelallee bzw. mit 

Seitenfahrbahnen berücksichtigt werden können (Berliner Besonderheit!). 

Auch wurde nachgefragt, ob sich historisch bedingte Qualitäten des Stra­

ßenraumes berücksichtigen lassen. Nicht abschließend konnte der Frage 

nachgegangen werden, wie die unterschiedlichen Grünelemente im öffentli­

chen Straßenraum sinnvoll in die Kriterienvielfalt integriert werden könnten. 

Der Begriff Querungsqualität wurde als nicht eindeutig angesehen. Viel­

mehr sollte bei dem Kriterium der Trennwirkung die Menge und Art der 

Querungsangebote Beachtung finden. Hierbei bietet sich an, evtl. mit 

einer Differenzierung nach Knotenpunkten und Streckenbereichen zu arbei­

ten. Weiterhin wurde angeregt, nicht nur Empfindlichkeitsgrade, sondern 

absolute Fußgängermengen zu berücksichtigen. 

e Ergebnisaggregation und -Stellenwert 

Nicht abschließend konnte geklärt werden, ob und in welcher Form auf 

Veränderungen im Verkehrsablauf bzw. bei Veränderungen der interessie­

renden Infrastruktureinrichtungen und -nutzungen methodisch reagiert wer­

den kann. Grundsätzlich wurde angeregt, nicht mit einer Quasi-Moment­

aufnahme der noch stadtverträglichen Belastungen durch Autoverkehr, also 

mit den sich gleichzeitig aufhaltenden Autos, zu arbeiten, sondern z.B. 

die gefahrenen Kfz-Kilometer im Untersuchungsgebiet als Basisgröße zu 

wählen. Dies wäre bei Beachtung von vorgegebenen Kfz-Geschwindigkeits­

niveaus pro Straßentyp möglich. 

Einigkeit bestand dahingehend, für die Erstellung von Verkehrsentwick­

lungsplänen klare - dann allerdings auf der Basis eines Praxistests er­

mittelte - Grenzwerte anzubieten. 

e FAZIT: 

Abschließend kann festgestellt werden, daß ein in dieser Form klar struk­

turiertes Expertengespräch gerade vor dem Hintergrund der Komplexität 
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der vorliegenden Forschungsfragen eine hilfreiche Methode zur Verdeutli­

chung und Klärung von Forschungsschwerpunkten und -details darstellt. 

Von daher muß auch an dieser Stelle den beteiligten Experten(innen) der 

Dank der Auftragnehmer ausgesprochen werden. 

Klar verdeutlicht werden muß aber auch, daß Teilaspekte der vorliegenden 

Anregungen durchaus sinnvoll, aber vor dem Hintergrund des Forschungs­

volumens und eingedenk des Pilotcharakters des Forschungsvorhabens 

nicht in Gänze berücksichtigt werden können. Hiermit liegen Anregungen 

für weitere Forschungsarbeiten vor. 

7.2 Erweiterung der VEP zur SVP 
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An dieser Stelle kann es nicht die Aufgabe sein, eine komplette und 

gänzlich neue Art der Verkehrsentwicklungsplanung (VEP) zu kreieren. 

Vielmehr soll die prinzipielle Einbeziehung des LADIR-Verfahrens in eine 

dann erweiterte VEP aufgezeigt werden. (Für eine derart erweiterte VEP 

sollte zu gegebener Zeit ein neuer Name gefunden werden, z.B. Stadt­

verträglichkeitsplanung (SVP)). 

Wie in Kapitel 2.2 gezeigt, gibt es keine einheitliche Struktur und kein 

übergeordnet abgestimmtes Bearbeitungsprofil der VEP. Folglich kann zu 

diesem Zeitpunkt lediglich durch Angabe von wesentlichen Bearbeitungs­

blöcken mit Hinweisen auf die verfahrensmäßig sinnvolle organisatorisch/­

zeitliche Verknüpfung zwischen VEP und LADIR-Verfahren das Grundgerüst 

einer prinzipiellen Ablaufstruktur dargestellt werden. 

Grundlegender Ansatz hierbei ist, daß nur auf der Basis von Grenzwerten 

für eine stadtverträgliche Belastbarkeit der Stellenwert des Autoverkehrs 

relativiert und genau definiert und nur darauf aufbauend geeignete Strate­

gien und Konzepte in Richtung Verkehrsvermeidung entwickelt und die 

Verkehrsarten des Umweltverbundes (zu Fuß, Fahrrad, ÖPNV) gezielt ge­

fördert werden können. 

Bild 7.2-1 ist der prinzipielle Ablauf einer erweiterten VEP - oder neu: 

SVP - zu entnehmen. 



I. Rahmenbedingungen und Situationsanalyse 

·Pro:blemanalyse 
Zustandserfassung 
ortsspezifische 
9itl1~JlOQ§H 

Zielfelder 
Verkehr, Umwelt, 
Nutzer, Gestaltung 

Flächennutzung 
städtebauliche 
Zusammenhänge 

II. Bestimmung der stadtverträglichen Belastbarkeit durch Autoverkehr 

Typisierung der Typisierung von 
I Haupt\.._ ·"~· ·•-=uciß<j,, s._,,,.;.<jrj:)~ereichen 

Typisierung der 
GebiE)te 

·~--~~~--~~~- ~~~-----J~---
Verkehrliehe Belastbarkeit Städtebauliche Verträglichkejtkeit 

Diskussion von 
Belastungskriterien 

Definition von 
Anspruchniveaus 

Stadtverträgliche Gesarn.:'" _:: :_ ·"-,,iJ ... ti,l durch den Autoverkehr 

~ 

111. Abschätzung von Veränderungsnotwendigkeiten 
Ist/Soll-Vergleich {Dringlichkeitsreihung) 

Modellrechnungen 
Szenarien 
Potentialabschätzungen 

Zielkonkretisierungen Einstufung der 
Verbindung, Aufenthalt Verträglichkelten 
Erschließung und Grenz-

~~~~~~~~~-· --~~~~-e •.... r.·._t •. z ... H .. _pr. _d. n_un_IQ~~ 

IV. Konzeptentwicklung und Wirkungsabschätzung 

• Siedlungsentwicklung 
.- Stadt- Umland"Beziehungen 
I• Wege- und Verkehrsnetze 
• Verkehrssicherheit 
.- Güterverkehr 
• Parken 

• Verkehrsvermeidung 
• Verkehrsverlagerung 
• Verkehrsabwicklung 
• Verkehrsberuhigung 
• Verhaltensbeeinflussung 
• Verkehrsraumgestaltung 

~------~----~-- -·~~----------~~ 
V. Durchführungsaspekte 

Umsetzungsstrategien, Koordinationen, Ötfentlichkeitskampagnen, Stufen­
pläne, Finanzierungsaspekte, Gestaltungsvorschläge, Organisationsmodelle 

ARGUS/COOPERATIVE/IWU 1994 

Bild 7.2-1 : Struktur einer erweiterten VEP /SVP 
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Insgesamt sollte eine um das LADIR-Verfahren erweiterte VEP in fünf 

Blöcken bearbeitet werden. Diese Blöcke können inhaltlich wie folgt defi­

niert sein: 

I. Rahmenbedingungen und Situationsanalyse, 

II. Bestimmung der stadtverträglichen Belastbarkeit und zurnutbare Bela­

stungen, 

111. Abschätzung von Veränderungsnotwendigkeiten: 

Ist/Soll-Vergleich ( Dringlichkeitsreihung), 

IV. Konzeptentwicklung und Wirkungsabschätzung, 

V. Durchführbarkeitsaspekte. 

Speziell in den Blöcken II. und 111. sind die aus dem LADIR-Verfahren 

resultierenden Ansätze und Rechenregeln anzuwenden. 

Auf dieser Grundlage sind dann Informationen und Daten vorhanden, um 

z.B. die Substituierungspotentiale des Autoverkehrs zielgerichtet ausschöp­

fen zu können. 

Ganz sicher sind auch die Teilergebnisse aus diesen Bearbeitungsblöcken 

geeignet, um in der Diskussion mit der Bevölkerung und den Meinungs­

trägern auch auf der Ebene der Beeinflussung des Verkehrsverhaltens und 

der Verkehrspolitik zu wirkungsvolleren und einsichtigeren Vorstellungen 

als bisher zu gelangen. 

Klar ist aber auch, daß nur durch eine praxisorientierte Überprüfung von 

Teilen der aufgezeigten Struktur eine Konsolidierung und Weiterentwicklung 

des aufgezeigten Verfahrens gelingen kann. Hier bietet sich ein Praxis­

Test z.B. in der Stadt Oldenburg an. 



7.3 Praxis-Test 

Es wird vorgeschlagen, das im vorliegenden Forschungsprojekt entwickelte 

LADIR-Verfahren am Beispiel der Stadt Oldenburg praktisch zu erproben. 

Dazu wurde in der Untersuchung ein detailliertes Berechnungsverfahren 

entwickelt. Der 02-Praxis-Test in Oldenburg soll vor allem die Praktikabili­

tät des Vergehens am konkreten Beispiel überprüfen, um evtl. Modifizie­

rungen vornehmen zu können. Die methodischen Klärungen beziehen sich 

insbesondere auf die praktische Anwendbarkeit der entwickelten Formulare 

zur Ermittlung stadtverträglicher Straßenbelastbarkeiten, Gebietsbelastbarkei­

ten sowie gesamtstädtischer Belastbarkeiten, auf den Mindestumfang not­

wendiger Erhebungen zu städtebaulichen Kriterien (z.B. aus Kartenunter­

lagen oder durch Ortsbegehungen) sowie auf die Verfügbarkeit von Ver­

kehrsdaten zur Ermittlung verkehrlicher Verträglichkeiten bzw. Belastbarkei­

ten (insbesondere Verkehrsbelastungen in den einzelnen Straßenabschnit­

ten des HVS-Netzes). Zu testen sein wird vor allem auch die Einstufung 

der Straßenabschnitte im HVS-Netz (in die vorgeschlagenen 13 Straßenty­

pen), die Zuordnung der Stadtgebiete und -quartiere zu den drei vorge­

schlagenen Gebietstypen sowie die Berücksichtigung evtl. Sonderfälle von 

Straßen oder Gebieten. Schließlich wird auch die - kommunalpolitisch 

verwertbare - Plausibilität der Ergebnisse eine wichtige Rolle spielen. 

Die Stadt Oldenburg eignet sich als Modellvorhaben "Stadtverträgliche 

Kfz-Geschwindigkeiten" mit flächendeckend in allen Wohnquartieren einge­

führten Tempo 30-Zonen besonders gut als Praxis-Test für Untersuchun­

gen über stadtverträgliche Belastungen bzw. Belastbarkeiten durch den 

Autoverkehr. 

Das LADIR-Verfahren ist eher auf Städte mittlerer Größenordnung (ca. 

50.000 bis ca. 150.000 Einwohner) zugeschnitten und somit für die Stadt 

Oldenburg hervorragend geeignet. Eine vergleichbare Vergehensweise bei 

kleineren Gemeinden erscheint aber durchaus auch möglich und praktika­

bel. Bei Großstädten (über 500.000 Einwohner) sind dagegen in der Re­

gel besondere Untersuchungen erforderlich (siehe z.B. die Verträglichkeits­

studie zur Berliner Innenstadt). 
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Im Rahmen des Praxis-Tests ist beabsichtigt, den Grenzwert für die (rech­

nerisch ermittelte) gesamtstädtische, stadtverträgliche Belastung durch Au­

toverkehr in einem Stadtteil von Oldenburg praktisch zu überprüfen. Das 

könnte so erfolgen, daß zu einem bestimmten Zeitpunkt die in Straßen­

räumen und Plätzen sich gleichzeitig aufhaltenden ("fahrenden" und "ab­

gestellten") Autos per Luftbild ermittelt werden. 

Die Ergebnisse des Praxis-Tests sollen in "Merkblatt-Form" für den Ein­

satz bei der Erarbeitung von Verkehrsentwicklungsplanungen verwendet 

werden. Diese Form der "Verwertung" wird als entscheidend angesehen, 

damit das LADIR-Verfahren Eingang und Berücksichtigung bei der Erarbei­

tung kommunaler Verkehrsentwicklungsplanungen findet. Denn nach allen 

Erfahrungen läßt sich die konkrete Praxis der städtischen Verkehrsplanung 

am ehesten über Merkblätter, Leitfäden, Richtlinien oder ähnliche Hinwei­

se, Empfehlungen und Handlungsanweisungen beeinflussen. 

Ein solches Merkblatt zur Bestimmung von stadtverträglichen Belastun­

gen bzw. Belastbarkeiten durch Autoverkehr würde also ein Verfahren 

beinhalten, mit dessen Hilfe stadtverträgliche oder zurnutbare Belastungen 

durch Autoverkehr für Straßennetze und Stadtgebiete ermittelt werden 

können. Dabei kann und wird es nicht darum gehen, für alle Kommunen 

einheitliche und verbindliche Grenzwerte für die einzubeziehenden Kriterien 

vorzugeben. Zwar soll das Merkblatt eine praktikable Vergehensweise auf­

zeigen; was in einer Kommune aber als noch verträglich oder zurnutbar 

gilt, wird sehr unterschiedlich sein. Das aufgezeigte Verfahren muß daher 

die Möglichkeit für den Einsatz flexibler und nachvollziehbarer Eingangs­

parameter bieten. 

Das angesprochene Merkblatt mit Empfehlungen über Verkehrsverträglich­

keitsanalysen wird zur Zeit in einem neu gegründeten Arbeitskreis 1.7.9 

"Stadtverträgliche Verkehrsbebelastung" der Forschungsgesellschaft für 

Straßen- und Verkehrswesen erarbeitet. Bedingt durch die Personalunion 

von Forschungsnehmer und Forschungsgeber in diesem Arbeitskreis ist 

zu erwarten, daß innerhalb kürzester Zeit ein handhabbares Instrumenta­

rium erstellt wird. Dadurch wird sichergestellt, daß bei der Erarbeitung 

von Verkehrsentwicklungsplanungen Verträglichkeitsüberlegungen auch me­

thodisch und systematisch berücksichtigt werden. 



7.4 Offene Forschungsfragen 

Aus der Bearbeitung des vorliegenden Forschungsprojektes mit der Ent­

wicklung des LADIR-Verfahrens zur Bestimmung von stadtverträglichen 

Belastungen durch Autoverkehr ergeben sich Forschungsfragen, deren 

weitere Bearbeitung als besonders dringlich zu betrachten ist: 

• Zu entwickeln sind differenzierte Verfahrensweisen, wie Verträglich­

keitsuntersuchungen in Abhängigkeit von der Stadtgröße und der 

Maßstabsebene im Rahmen von Verkehrsentwicklungsplanungen ange­

wendet werden können (siehe auch Kap. 7.2). 

• Aufgrund praktischer Erfahrungen mit der Anwendung des LADIR-Ver­

fahrens sollte dabei auch geprüft werden, welche zusätzlichen Erwei­

terungen oder Differenzierungen des vorliegenden Verfahrens erforder­

lich bzw. sinnvoll sind. 

• Vordringlich erscheint die Entwicklung einfach handhabbarer Modelle 

zur Einbeziehung des Schadstoffausstoßes des Autoverkehrs - be­

sonders oder ausschließlich für die Gesamtstadt (oder größere Stadt­

bereiche). 

• Forschungslücken bestehen insbesondere bei der Beschreibung und 

Ouantifizierung der Verkehrssicherheit als Kriterium einer umfeldver­

träglichen Belastbarkeit (UnfallgefährdungjUnfallrisiko): Gibt es ein 

verträgliches Unfallrisiko? Was sind Verträglichkeitsgrenzen für eine 

sichere Straßenüberquerung durch Fußgänger? 

• Notwendig erscheint auch eine weitere Differenzierung von Gebietsty­

pen nach städtebaulichen Kategorien von Empfindlichkeit, Ansprüchen, 

Schutzbedürftigkeit, o.ä .. 

Schließlich ist die Vorgehensweise, mit der die theoretischen Werte einer 

stadtverträglichen Gesamtbelastbarkeit für einen größeren zusammenhän­

genden Plannungsraum ermittelt werden, anhand weiterer praktischer Bei­

spiele zu überprüfen und ggf. zu modifizieren (siehe auch Kap. 7.3). 
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Auch müßte in diesem Zusammenhang der - besonders verkehrspolitisch 

wichtigen - Frage nachgegangen werden, ob und inwieweit Stadtver­

träglichkeit von Autoverkehr durch Ausweitung der Straßenverkehrsinfra­

struktur oder durch verstärkten Einsatz technischer Maßnahmen des Ver­

kehrsmanagements erreicht werden kann. 
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ANHANG: Formblätter 



Stufe. 2 Stufe3 

• 
40 30 20 

.. 30 40 50 

• 

.• 
800 1.000 

Gebietstyp 2 Gebietstyp 3 

(a) Grenzwerte für Gehwegbreite je Straßenseite (m) 2,50 2,00 1,50 

(b)· Grenzwerte für · Fahrbahnbreiten (ni) 3,50 4,50 5,50 

• Erfordediche·Mindestbreiten 

(%) 34 35 35 40 

(%) 33 30 25 38 35 30 43 40 35 

• Maximale Fahrbahnbreite (m) 5,50 6,50 7,00 

+ 



Formblatt 1 zur Ermittlung der stadtverträglichen Belastbarkeit 

• Pfad 1: Straßenbelastbarkeit 
=> Verträglichkeits- und Belastbarkeilsgrenzen verschiedener Anspruchsniveaus 

• Grenzwerte fürGehwegbreite.n (m) 

• Straßenraumproportionen 
lächen für. BevveaiJn 

• Kfz-Höchstgeschwindigkeiten (km/h) 

Verträglichkeits- und 
Belastbarkeitsgrenzen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe3 

ARGUS I COOPERA JIVE /IWU 1994 



Formblatt 2 zur Ermittlung der stadtverträglichen Belastbarkeit 

• Pfad 1: Straßenbelastbarkeit 
~ Relative Verträglichkeits- und Belastbarkeitsgrenzen (Stufen der Anspruchsniveaus) 

Städtebaulicher Situations-Typ 
Städtebauliche Nutzung 

Straßenraumtyp 

Nutzungsdichte 

Städtebauliche 

• Gehwegbreiten 

• Straßenraumproportionen 

• Kfz-Geschwindigkeiten 

• Querungsqualität des Straßenraumes 

Verkehrliehe Belastbarkeit 

• Lärmgrenzwert 

• Sichere Fußgängerüberquerbarkeit 

Maximale Anzahl überschreitbarer 

Anzahl der Stufen (n) 

Maximale Anzahl überschreitbarer 
Grenzen je Stufe 

Maximale Anzahl überschreitbarer 
Grenzen je Straßenraumtyp 

Zurnutbare Anzahl überschrittener 
Grenzen je Straßenraumtyp 

Typ I II 
Wohnen und vergleichbare Nutzung Mischnutzung 

Typ 111 
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Formblatt 3 zur Ermittlung der stadtverträglichen Belastbarkeit 
• Pfad 1: Straßenbelastbarkeit 
=>Verträglichkeit und Belastbarkeit des Straßenraumes (Zumutbare Belastbarkeit) 

Straße: ............... .. .... ... .. ..... .... ..... ............. ........ ..... ... ..... .. ... ....... ... ........... .... . 

(m) 

(%) 

(km/h) 

Querschnittsbelastung (Kfz/h) 

• Sichere Füßgängerüberquerbarkeit 

Verkehrsstärke der höchstbelasteten Fahrtrichtung (Kfz/h) 

Übertrag aus Formblatt 2 

Situations­
erfassung 

Verträglichkeits-/Belastbarkeitsgrenzen und 
zugeordnete Stufe des Anspruchsniveaus 

0 

0 

0 0 

0 0 

Gesamtsumme der überschrittenen Grenzen 

Maximale Anzahl überschreitbarer Grenzen 

Zurnutbare Anzahl überschrittener Grenzen 

Zurnutbare Belastung überschritten? D nein 

Anzahl der 

überschrittenen 

Grenzen 

0 ja 
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Formblatt 4 zur Ermittlung der stadtverträglichen Belastbarkeit 

• Pfad 2: Gebietsbelastbarkeit 
=> Festlegung der Verträglichkeitsgrenzen für verschiedene Gebietstypen 

(a) Grenlwerte für Gehwegbreite ja Straßenseite (m) 

(b) Grenlwerte fiir Fahrbahnbreiten (m) 

.Anteil fi,ir Bewegung, Aufenthaitund Grün (%) 

AnteiHürruhendenVerkehr (%) 

AnteilfürFahrbahn (%) 

• Maximale Fahrbahnbreite (m) 

Verträglichkeitsgrenzen 
der Gebietstypen 
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Formblatt 5 zur Ermittlung der stadtverträglichen Belastbarkeit 
• Pfad 2: Gebietsbelastbarkeit 
=> Flächendisposition und Belastbarkeit durch Abstellplätze 

Stadtgebiet: .... ................ ···················· ································· Gebietstyp: ITJ 
Verträglichkeitsgrenzen für den zutreffenden Gebietstyp 

Verträgliche Flächendisposition und 
Geometrie Belastbarkeit durch Abstellplätze 

des Straßen· Mlndestwerte für Proportlo•e• maximale Fahrbahn Bewegung/ Ruhender Anzahl 

Gebietsstraße raumes Gehwege Fahrbahn Bewegung/Auf· Ruhender Fa~rbahn Fahrbahn· Aufenthalt/ Verkehr der Ab· 

enthalt/Grü• Verkehr breHe Grün stallplitze 

länge (m) Breffe (m) Fläche(m' Breffe (m) Fläche (m') Breffe (m) Fläche (m' Anteil(%) Fläche (m') Anteil(%) Fläche (m') Anteil(%) Fläche (m' Brefte(m) Fläche (m' Fläche (m') Fläche (m') Flöche(m') Sp 19/12,5 

I 2 3 4 5 6 7 I 9 10 II 12 13 14 15 16 17 II 19 20 

Summe ~--%$; .fffll. V , "" 
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Formblatt 6 zur Ermittlung der stadtverträglichen Gesamtbelastbarkeit 
• Verkehrliehe Belastbarkeit im HVS-Netz (fahrende Autos) 

Straße Länge Belastbarkeitsgrenzen Verkehrliehe 
Lfd.Nr. Name "'"""' ... Belastbarkeit 

digkeit Lärm Sicherheit Lärm Sicherheit 
(km) (km/h) (Kfz/h) (Kfz/h) (Kfz) (Kfz) 

1 2 3 4 5 6 ,'-'1'"'' ·~,.l5 I v(:J3JC::n vC ,,:: 

• 

Gesamt (-Belastbarkeit) 

ARGUS I COOPERA TIVE /IWU 1 994 



Formblatt 7 zur Ermittlung der stadtverträglichen Gesamtbelastbarkeit 
• Verkehrliehe Belastbarkeit in den Gebieten (abgestellte Autos) 

Gebiet Straßen· Verkehrliehe Gebiet <Straßen· Verkehrliehe 

Lfd,Nrl Name raum· Belastbarkeit ~fd .Nr Name raum· Belastbark.eit 

I flache Abstell- Abstell- fläche Abstell· .Abstell• 

fläche plätze fläche plätze 

(m') (m') (Arual:ll) (n:r%) (n:r') (A~al:ll) • . .. .... ... 

Übertrag Summe 

I 

t4 ·~ 1. ·: Gesamt (~Belastbarkeit) • Gesamt (-Belastbarkeit) 
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